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A. Problem und Ziel

Das Kreislaufwirtschaftsgesetz vom 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 212) hat – in Umsetzung der

EU-Abfallrahmenrichtlinie (Richtlinie 2008/98/EG) – die abfallrechtlichen Regelungen in Deutsch-

land in vielfacher Hinsicht neu ausgerichtet. Die neuen Regelungen sichern nicht nur den Um-

weltschutz, sondern sind stärker als bisher auch auf den Klima- und Ressourcenschutz zuge-

schnitten. Dazu wird mit der fünfstufigen Abfallhierarchie eine neue Prioritätenfolge eingeführt.

Danach sind Abfälle in dieser Reihenfolge vorrangig zu vermeiden, der Vorbereitung zur Wieder-

verwendung, dem Recycling, der sonstigen, insbesondere energetischen Verwertung oder der

Verfüllung und schließlich der Beseitigung zuzuführen. Die geltende Gewerbeabfallverordnung

vom 19. Juni 2002 (BGBl. I S.1938) basiert auf dem damaligen Kreislaufwirtschafts- und Abfall-

gesetz. Die Verordnung geht in ihrem Regelungssystem daher noch von einem grundsätzlichen

Gleichrang zwischen stofflicher und energetischer Verwertung aus. Ziel der Novelle ist daher

zuvorderst die Anpassung an die neue fünfstufige Abfallhierarchie.

Ziel der geltenden Gewerbeabfallverordnung war damals insbesondere die Praxis der Ablage-

rung gemischter gewerblicher Siedlungsabfälle sowie gemischter Bau- und Abbruchabfälle auf

zum Teil technisch unzulänglich ausgestatteten „Billigdeponien“ zu beenden und „Scheinverwer-

tungen“ zu verhindern. Dies sollte durch die Schaffung von Verwertungsstandards durch die Ge-

werbeabfallverordnung erreicht werden. Die verfügbar werdenden werthaltigen Abfälle sollten

durch eine möglichst hochwertige stoffliche oder energetische Verwertung wieder dem Wirt-

schaftskreislauf zugeführt werden. Diese anspruchsvollen Ziele konnte die geltende Gewerbeab-

fallverordnung jedoch nur zum Teil erreichen. Die Gründe waren unter anderem die zahlreiche

Ausnahmetatbestände und die schwierige Vollzugssituation. Zudem haben sich die rechtlichen

Rahmenbedingungen der Gewerbeabfallentsorgung seit dem Verbot der Ablagerung unbehan-

delter organikhaltiger Abfälle auf Deponien ab dem 1. Juni 2005 grundlegend verändert. Der da-

mals praktizierte Entsorgungsweg in die Deponie ist damit nicht mehr das Hauptproblem. Viel-

mehr liegen heute die Schwierigkeiten vor allem darin, dass gemischte Gewerbeabfälle vielfach
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entgegen der Vorrangregelung der Abfallhierarchie und an vorhandenen Gewerbeabfallsortieran-

lagen vorbei, direkt in die energetische Verwertung gelangen.

B. Lösung

Die Praxis zeigt, dass es aufwendig und kostenintensiv ist, möglichst sortenreine wertstoffhaltige

Abfälle für einen Recyclingprozess zu generieren, wenn diese in Gemischen anfallen. Die ge-

trennte Erfassung von Abfällen dagegen führt genau zu solchen weitgehend sortenreinen Abfall-

fraktionen und ist daher gegenüber der Erfassung von Abfallgemischen mit nachträglicher Sortie-

rung die bevorzugte Handlungsoption. Dies gilt für gemischte gewerbliche Siedlungsabfälle

ebenso wie für gemischte Bau- und Abbruchabfälle. Insofern ist grundsätzlich der weitere Aus-

bau der Getrenntsammlung voranzubringen und dabei an die bislang bereits erzielten Erfolge

anzuknüpfen.

Gleichwohl werden vor dem Hintergrund von fehlender technischer Möglichkeit oder wirtschaftli-

cher Zumutbarkeit auch zukünftig weiterhin Abfallgemische anfallen. Insofern bleibt die Vorbe-

handlung bzw. Aufbereitung Teil des Entsorgungskonzepts von gewerblichen Siedlungsabfällen

und Bau- und Abbruchabfällen. Wichtige Voraussetzung für ein hochwertiges Recycling der aus-

sortierten Abfallfraktionen ist allerdings, dass die Sortieranlagen im Hinblick auf die Anlagenkom-

ponenten und den Betrieb dem Stand der Technik entsprechen und die anfallenden gemischten

Gewerbeabfälle auch tatsächlich solchen Anlagen zugeführt werden.

C. Alternativen

Keine. Die genannten Ziele können nur durch eine Neufassung der über 15 Jahre alten Gewer-

beabfallverordnung erreicht werden. Nur klare rechtliche Regelungen bieten die sowohl für die

gewerblichen Abfallerzeuger und -besitzer als auch für die Vollzugsbehörden die notwendige

Rechtssicherheit. Hinzu kommt, dass die betroffene Entsorgungswirtschaft Investitionsentschei-

dungen nur auf einem rechtlich abgesicherten Fundament treffen kann.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Es entstehen durch die Verordnung keine zusätzlichen Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsauf-

wand.



Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode – 3 – Drucksache 18/10345

E. Erfüllungsaufwand

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

Durch die Verordnung entsteht kein Erfüllungsaufwand für die Bürgerinnen und Bürger.

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

Durch die Verordnung entsteht für die Wirtschaft ein zusätzlicher Erfüllungsaufwand in Höhe von

rund 16 Mio. Euro jährlich und ein einmaliger Umstellungsaufwand in Höhe von rund 192 Mio.

Euro.

Die Verordnung setzt die EU-rechtlichen Vorgaben der Abfallrahmenrichtlinie 2008/98/EG zur

Abfallhierarchie für gewerbliche Siedlungsabfälle sowie für bestimmte Bau- und Abbruchabfälle

„eins zu eins“ um. Daher wird kein Anwendungsfall der One-in, one-out-Regel für neue Rege-

lungsvorhaben der Bundesregierung (siehe Kabinettbeschluss vom 25. März 2015) begründet.

Von den in der Verordnung enthaltenen 27 Informationspflichten werden gegenüber der bisheri-

gen Gewerbeabfallverordnung 7 unverändert übernommen, 10 geändert und 10 neu begründet.

2 Informationspflichten wurden abgeschafft. Die Informationspflichten verursachen einen jährli-

chen Erfüllungsaufwand von 210.000 Euro.

Entsprechend dem Leitfaden zur Berücksichtigung der Belange mittelständischer Unter-nehmen

in der Gesetzesfolgenabschätzung (KMU-Test) vom 30. Dezember 2015 wurde geprüft, ob weni-

ger belastende Regelungsalternativen oder Unterstützungsmaßnahmen möglich sind. Bei der

Konzeption der Pflichten aus der Verordnung wurden an verschiedenen Stellen Sonder- und

Ausnahmeregelungen geschaffen, die vor allem kleinen und mittleren Unternehmen zu Gute

kommen (vgl. insbesondere § 3 Absatz 2 und § 8 Absatz 2 – fehlender Platz für die Aufstellung

von Behältnissen oder geringe Menge der Abfälle, § 5 – gemeinsame Erfassung und Entsorgung

von Kleinmengen mit Abfällen aus privaten Haushaltungen, § 8 Absatz 3 Satz 4 und § 9 Absatz 6

Satz 4 – Freistellung von Dokumentationspflichten bei kleineren Baumaßnahmen). Die Interes-

sen von kleinen und mittleren Unternehmen wurden damit ausreichend berücksichtigt.

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung

Durch die Verordnung entsteht für die Verwaltung des Bundes und der Länder kein zusätzlicher

Erfüllungsaufwand.
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F. Weitere Kosten

Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher-

preisniveau, sind nicht zu erwarten.
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BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND Berlin, 16. November 2016

DIE BUNDESKANZLERIN

An den

Präsidenten des

Deutschen Bundestages

Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert

Platz der Republik 1

11011 Berlin

Sehr geehrter Herr Präsident,

hiermit übersende ich die von der Bundesregierung beschlossene

Verordnung über die Bewirtschaftung von gewerblichen Siedlungsabfällen und
von bestimmtem Bau- und Abbruchabfällen
(Gewerbeabfallverordnung – GewAbfV)

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1).

Ich bitte, die Zustimmung des Deutschen Bundestages aufgrund des § 67 des Kreis-

laufwirtschaftsgesetzes herbeizuführen.

Federführend ist das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktor-

sicherheit.

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1 NKRG

ist als Anlage 2 beigefügt.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Angela Merkel
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Verordnung der Bundesregierung

Verordnung über die Bewirtschaftung von gewerblichen Siedlungsabfällen und von be-
stimmten Bau- und Abbruchabfällen (Gewerbeabfallverordnung – GewAbfV)

Auf Grund

- des § 8 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und des § 65 Absatz 2 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes

vom 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 212) nach Anhörung der beteiligten Kreise und unter Wah-

rung der Rechte des Deutschen Bundestages und

- des § 10 Absatz 1 Nummer 2 und 3 und Absatz 2 Nummer 1 bis 4 sowie des § 16 Satz 1

Nummer 2 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes nach Anhörung der beteiligten Kreise:

verordnet die Bundesregierung:

I n h a l t s ü b e r s i c h t

Abschnitt 1

Allgemeine Vorschriften

§ 1 Anwendungsbereich

§ 2 Begriffsbestimmungen

Abschnitt 2

Gewerbliche Siedlungsabfälle

§ 3 Getrennte Sammlung, Vorbereitung zur Wiederverwendung und Recycling von gewerblichen Siedlungsabfällen

§ 4 Vorbehandlung von gewerblichen Siedlungsabfällen

§ 5 Gemeinsame Erfassung und Entsorgung von Kleinmengen

§ 6 Anforderungen an Vorbehandlungsanlagen

§ 7 Überlassung von gewerblichen Siedlungsabfällen, die nicht verwertet werden

Abschnitt 3

Bau- und Abbruchabfälle

§ 8 Getrennte Sammlung, Vorbereitung zur Wiederverwendung und Recycling von bestimmten Bau- und Abbruchab-

fällen

§ 9 Vorbehandlung und Aufbereitung von bestimmten Bau- und Abbruchabfällen

Anlage 1
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Abschnitt 4

Gemeinsame Vorschriften

§ 10 Eigenkontrolle bei Vorbehandlungsanlagen

§ 11 Fremdkontrolle bei Vorbehandlungsanlagen

§ 12 Betriebstagebuch

§ 13 Ordnungswidrigkeiten

§ 14 Übergangsvorschrift

§ 15 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Anlage (zu § 6 Absatz 1 Satz 1)

Abschnitt 1

Allgemeine Vorschriften

§ 1

Anwendungsbereich

(1) Diese Verordnung gilt für die Bewirtschaftung, insbesondere die Erfassung, die Vorbehand-

lung, die Vorbereitung zur Wiederverwendung, das Recycling und die sonstige Verwertung,

1. von gewerblichen Siedlungsabfällen und

2. von bestimmten Bau- und Abbruchabfällen.

(2) Diese Verordnung gilt für

1. Erzeuger und Besitzer der in Absatz 1 genannten Abfälle und

2. Betreiber von Vorbehandlungs- und Aufbereitungsanlagen.

(3) Auf Abfälle, die einer Verordnung auf Grund der §§ 24 und 25 des Kreislaufwirtschaftsgeset-

zes oder der §§ 23 und 24 des bis zum 1. Juni 2012 geltenden Kreislaufwirtschafts- und Abfall-

gesetzes unterliegen, findet diese Verordnung nur Anwendung, soweit Erzeuger und Besitzer

solcher Abfälle diese nicht entsprechend den Regelungen der jeweiligen Verordnung zurückge-

ben.



Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode – 9 – Drucksache 18/10345

(4) Diese Verordnung gilt nicht für Abfälle, die

1. dem Elektro- und Elektronikgerätegesetz vom 20. Oktober 2015 (BGBl. I S. 1739), das zu-

letzt durch Artikel 3 der Verordnung vom 20. Oktober 2015 (BGBl. I S. 1739) geändert wor-

den ist, in der jeweils geltenden Fassung unterliegen,

2. dem Batteriegesetz vom 25. Juni 2009 (BGBl. I S. 1582), das zuletzt durch Artikel 1 des Ge-

setzes vom 20. November 2015 (BGBl. I S. 2071) geändert worden ist, in der jeweils gelten-

den Fassung unterliegen, oder

3. einem öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger im Rahmen der Überlassungspflicht nach §

17 Absatz 1 Satz 2 und 3 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes überlassen worden sind.

(5) Die Vorgaben der Altholzverordnung vom 15. August 2002 (BGBl. I S. 3302), die zuletzt

durch Artikel 96 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert worden ist, in

der jeweils geltenden Fassung bleiben unberührt.

§ 2

Begriffsbestimmungen

Für diese Verordnung gelten die folgenden Begriffsbestimmungen:

1. gewerbliche Siedlungsabfälle:

a) Siedlungsabfälle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen, die aufge-

führt sind in Kapitel 20 der Anlage der Abfallverzeichnis-Verordnung vom 10. Dezember

2001 (BGBl. I S. 3379), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 4. März 2016

(BGBl I S. 382) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, insbesondere

aa) gewerbliche und industrielle Abfälle sowie

bb) Abfälle aus privaten und öffentlichen Einrichtungen,

und die Abfällen aus privaten Haushaltungen auf Grund ihrer Beschaffenheit oder Zu-

sammensetzung ähnlich sind, sowie

b) weitere nicht in Kapitel 20 der Anlage der Abfallverzeichnis-Verordnung aufgeführte ge-

werbliche und industrielle Abfälle, die nach Art, Schadstoffgehalt und Reaktionsverhalten

wie Siedlungsabfälle entsorgt werden können,

2. Abfälle aus privaten Haushaltungen:

Abfälle, die in privaten Haushalten im Rahmen der privaten Lebensführung anfallen, insbe-

sondere in Wohnungen und zugehörigen Grundstücks- oder Gebäudeteilen sowie in ande-
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ren vergleichbaren Anfallorten, wie Wohnheimen oder Einrichtungen des betreuten Woh-

nens,

3. Bau- und Abbruchabfälle:

bei Bau- und Abbrucharbeiten anfallende mineralische und weitere nicht mineralische Abfäl-

le, die in Kapitel 17 der Anlage der Abfallverzeichnis-Verordnung aufgeführt sind, mit Aus-

nahme der Abfälle der Abfallgruppe 17 05 der Anlage der Abfallverzeichnis-Verordnung,

4. Vorbehandlungsanlage:

Anlage, einschließlich eines verfahrenstechnisch selbstständigen Anlagenteils einer Entsor-

gungsanlage, in der Abfälle vor der Verwertung vorbehandelt werden, insbesondere durch

Sortierung, Zerkleinerung, Siebung, Sichtung, Verdichtung oder Pelletierung,

5. Aufbereitungsanlage:

stationäre oder mobile Anlage, in der aus mineralischen Bau- und Abbruchabfällen definierte

Gesteinskörnungen hergestellt werden, insbesondere durch Sortierung, Zerkleinerung und

Klassierung,

6. Getrenntsammlungsquote:

der Quotient der getrennt gesammelten Masse an Abfällen und der Gesamtmasse der bei

einem Erzeuger anfallenden Abfälle multipliziert mit 100 Prozent,

7. Sortierquote:

der Quotient der durch die Sortierung von Gemischen nach § 4 Absatz 1 Satz 1 und § 9 Ab-

satz 1 Satz 1 Nummer 1 sowie von gemischten Bau- und Abbruchabfällen nach § 9 Absatz 3

Satz 1 für eine Verwertung ausgebrachten Masse an Abfällen und der Gesamtmasse der ei-

ner Vorbehandlungsanlage zugeführten oben genannten Gemische multipliziert mit 100 Pro-

zent; bei hintereinandergeschaltet betriebenen Anlagen ist die für die Verwertung ausge-

brachte Masse an Abfällen die Summe der in allen Anlagen zur Verwertung aussortierten

Massen an Abfällen und ist die Gesamtmasse der einer Vorbehandlungsanlage zugeführten

Gemische die Masse der der ersten Vorbehandlungsanlage zugeführten Gemische,

8. Recyclingquote:

der Quotient der dem Recycling zugeführten Masse an Abfällen und der Gesamtmasse der

durch die Sortierung für eine Verwertung ausgebrachten Abfälle, multipliziert mit 100 Pro-

zent; bei hintereinandergeschaltet betriebenen Anlagen ist die dem Recycling zugeführte

Masse an Abfällen die Summe der aus allen Anlagen dem Recycling zugeführten Massen an

Abfällen und ist die Gesamtmasse der durch die Sortierung für eine Verwertung ausgebrach-
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ten Abfälle die Summe der in allen Anlagen zur Verwertung aussortierten Massen an Abfäl-

len.

Abschnitt 2

Gewerbliche Siedlungsabfälle

§ 3

Getrennte Sammlung, Vorbereitung zur Wiederverwendung und Recycling von gewerbli-

chen Siedlungsabfällen

(1) Ungeachtet der für die in Nummer 1 bis 4 genannten Abfallfraktionen nach § 14 Absatz 1 des

Kreislaufwirtschaftsgesetzes geltenden Getrenntsammlungspflicht haben Erzeuger und Besitzer

von gewerblichen Siedlungsabfällen die folgenden Abfallfraktionen jeweils getrennt zu sammeln

und zu befördern sowie nach Maßgabe des § 8 Absatz 1 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes vor-

rangig der Vorbereitung zur Wiederverwendung oder dem Recycling zuzuführen:

1. Papier, Pappe und Karton,

2. Glas,

3. Kunststoffe,

4. Metalle,

5. Holz,

6. Textilien,

7. Bioabfälle nach § 3 Absatz 7 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes und

8. weitere Abfallfraktionen, die in den in § 2 Nummer 1 Buchstabe b genannten Abfällen enthal-

ten sind.

Erzeuger und Besitzer von gewerblichen Siedlungsabfällen nach Satz 1 können eine weiterge-

hende getrennte Sammlung innerhalb der in Satz 1 genannten Abfallfraktionen vornehmen. Das

Vermischungsverbot für gefährliche Abfälle des § 9 Absatz 2 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes

auch in Verbindung mit § 15 Absatz 3 Satz 2 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes bleibt unberührt.

(2) Die Pflichten nach Absatz 1 Satz 1 entfallen, soweit die getrennte Sammlung der jeweiligen

Abfallfraktion technisch nicht möglich oder wirtschaftlich nicht zumutbar ist. Technisch nicht mög-

lich ist die getrennte Sammlung insbesondere dann, wenn für eine Aufstellung der Abfallbehälter

für die getrennte Sammlung nicht genug Platz zur Verfügung steht oder die Abfallbehälter an öf-

fentlich zugänglichen Anfallstellen von einer Vielzahl von Erzeugern befüllt werden und die ge-
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trennte Sammlung aus diesem Grund durch den Besitzer nicht gewährleistet werden kann. Die

getrennte Sammlung ist dann wirtschaftlich nicht zumutbar, wenn die Kosten für die getrennte

Sammlung, insbesondere auf Grund einer hohen Verschmutzung oder einer sehr geringen Men-

ge der jeweiligen Abfallfraktion, außer Verhältnis zu den Kosten für eine gemischte Sammlung

und eine anschließende Vorbehandlung stehen.

(3) Erzeuger und Besitzer haben die Erfüllung der Pflichten nach Absatz 1 Satz 1 oder, im Fall

der Abweichung von diesen Pflichten, das Vorliegen der Voraussetzungen nach Absatz 2 zu do-

kumentieren. Die Dokumentation ist wie folgt vorzunehmen:

1. für die getrennte Sammlung durch Lagepläne, Lichtbilder, Praxisbelege, wie Liefer- oder

Wiegescheine oder ähnliche Dokumente,

2. für die Zuführung der getrennt gesammelten Abfälle zur Vorbereitung zur Wiederverwen-

dung oder zum Recycling durch eine Erklärung desjenigen, der die Abfälle übernimmt, wobei

die Erklärung dessen Namen und Anschrift sowie die Masse und den beabsichtigten Ver-

bleib des Abfalls zu enthalten hat, und

3. für das Abweichen von der Pflicht zur getrennten Sammlung durch eine Darlegung der tech-

nischen Unmöglichkeit oder der wirtschaftlichen Unzumutbarkeit.

Die Dokumentation ist auf Verlangen der zuständigen Behörde vorzulegen.

§ 4

Vorbehandlung von gewerblichen Siedlungsabfällen

(1) Entfallen die Pflichten nach § 3 Absatz 1 Satz 1 unter den Voraussetzungen des § 3 Absatz

2, sind Erzeuger und Besitzer der nicht getrennt gehaltenen Abfälle verpflichtet, diese unverzüg-

lich einer Vorbehandlungsanlage zuzuführen. In diesen Gemischen dürfen

1. Abfälle aus der humanmedizinischen oder tierärztlichen Versorgung und Forschung gemäß

Kapitel 18 der Anlage der Abfallverzeichnis-Verordnung nicht enthalten sein sowie

2. Bioabfälle und Glas nur enthalten sein, soweit sie die Vorbehandlung nicht beeinträchtigen

oder verhindern.

(2) Erzeuger und Besitzer haben sich bei der erstmaligen Übergabe der Gemische von dem Be-

treiber der Vorbehandlungsanlage in Textform bestätigen zu lassen, dass die Anlage die Anfor-

derungen nach § 6 Absatz 1 und 3 erfüllt. Hierfür können sie sich insbesondere die Dokumenta-

tion nach § 6 Absatz 4 Satz 1 sowie die Ergebnisse der letzten Fremdkontrolle nach § 11 Absatz

1 vorlegen lassen. Beauftragt ein Erzeuger oder Besitzer einen Dritten mit der Beförderung der

Gemische, so ist dieser verpflichtet, die Bestätigung einzuholen. Der Beförderer teilt dem Erzeu-
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ger oder Besitzer unverzüglich nach dem Erhalt der Bestätigung mit, ob die Anlage die Anforde-

rungen nach § 6 Absatz 1 und 3 erfüllt.

(3) Die Pflicht nach Absatz 1 Satz 1 entfällt, soweit die Behandlung der Gemische in einer Vor-

behandlungsanlage technisch nicht möglich oder wirtschaftlich nicht zumutbar ist. Die Behand-

lung ist dann wirtschaftlich nicht zumutbar, wenn die Kosten für die Behandlung der Gemische

und die anschließende Verwertung der Abfälle außer Verhältnis zu den Kosten für eine Verwer-

tung stehen, die keine Vorbehandlung erfordert. Die Pflicht nach Absatz 1 Satz 1 entfällt für Er-

zeuger ebenfalls, wenn die Getrenntsammlungsquote im vorangegangenen Kalenderjahr min-

destens 90 Masseprozent betragen hat.

(4) Entfällt die Pflicht nach Absatz 1 Satz 1 unter den Voraussetzungen des Absatzes 3, so ha-

ben Erzeuger und Besitzer die Gemische von anderen Abfällen getrennt zu halten und unverzüg-

lich vorrangig einer ordnungsgemäßen, schadlosen und hochwertigen sonstigen, insbesondere

energetischen Verwertung zuzuführen. In diesen Gemischen dürfen

1. Abfälle aus der humanmedizinischen oder tierärztlichen Versorgung und Forschung gemäß

Kapitel 18 der Anlage der Abfallverzeichnis-Verordnung nicht enthalten sein sowie

2. Bioabfälle, Glas, Metalle und mineralische Abfälle nur enthalten sein, soweit sie die hoch-

wertige sonstige, insbesondere energetische Verwertung nicht beeinträchtigen oder verhin-

dern.

(5) Erzeuger und Besitzer haben die Erfüllung der Pflicht nach Absatz 1 Satz 1 oder, im Fall der

Abweichung von dieser Pflicht, das Vorliegen der Voraussetzungen nach Absatz 3 und die Ein-

haltung der Pflicht nach Absatz 4 zu dokumentieren. Die Dokumentation kann mit Ausnahme der

Dokumentation der Getrenntsammlungsquote nach Absatz 3 Satz 3 insbesondere durch Lage-

pläne oder Lichtbilder, Praxisbelege, wie Liefer- oder Wiegescheine, Entsorgungsverträge oder

Nachweise desjenigen, der die zuzuführenden Abfälle übernimmt, erfolgen. Die Dokumentation

ist auf Verlangen der zuständigen Behörde vorzulegen. Zur Dokumentation der Getrenntsamm-

lungsquote nach Absatz 3 Satz 3 hat der Erzeuger bis zum 31. März des Folgejahres der zu-

ständigen Behörde einen durch einen zugelassenen Sachverständigen geprüften Nachweis vor-

zulegen.

(6) Zugelassener Sachverständiger nach Absatz 5 Satz 4 ist,

1. wessen Befähigung durch eine Akkreditierung der nationalen Akkreditierungsstelle in einem

allgemein anerkannten Verfahren festgestellt ist,

2. wer als Umweltgutachter oder Umweltgutachterorganisation auf Grund einer Zulassung nach

den §§ 9 und 10 oder nach Maßgabe des § 18 des Umweltauditgesetzes in der Fassung der
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Bekanntmachung vom 4. September 2002 (BGBl. I S. 3490), das zuletzt durch Artikel 3 des

Gesetzes vom 25. November 2015 (BGBl. I S. 2092) geändert worden ist, in der jeweils gel-

tenden Fassung, in dem Bereich tätig werden darf, der näher bestimmt wird durch Anhang I

Abschnitt E Abteilung 38 der Verordnung (EG) Nr. 1893/2006 des Europäischen Parlaments

und des Rates vom 20. Dezember 2006 zur Aufstellung der statistischen Systematik der Wirt-

schaftszweige NACE Revision 2 und zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 3037/90 des

Rates sowie einiger Verordnungen der EG über bestimmte Bereiche der Statistik (ABl. L 393

vom 30.12.2006, S. 1), die zuletzt durch die Verordnung (EG) Nr. 295/2008 (ABl. L 97 vom

9.4.2008, S. 13) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, tätig werden darf,

3. wer nach § 36 der Gewerbeordnung öffentlich bestellt ist oder

4. wer in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Vertragsstaat des

Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum niedergelassen ist, seine Tätigkeit im

Inland nur vorübergehend und gelegentlich ausüben will und seine Berufsqualifikation vor

Aufnahme der Tätigkeit entsprechend den §§ 13a und 13b der Gewerbeordnung hat nachprü-

fen lassen; Verfahren nach dieser Nummer können über eine einheitliche Stelle abgewickelt

werden.

§ 5

Gemeinsame Erfassung und Entsorgung von Kleinmengen

Erzeuger und Besitzer von gewerblichen Siedlungsabfällen können diese gemeinsam mit den auf

dem jeweiligen Grundstück anfallenden Abfällen aus privaten Haushaltungen in den dafür vorge-

sehenen Abfallbehältern erfassen und im Rahmen der für die privaten Haushaltungen vorgese-

henen Entsorgungswege einer Verwertung oder einer Beseitigung zuführen, wenn ihnen auf

Grund der geringen Menge der angefallenen gewerblichen Siedlungsabfälle eine Erfüllung der

Pflichten nach den §§ 3 und 4 wirtschaftlich nicht zumutbar ist. Für diesen Fall entfällt die Pflicht

zur Benutzung von Abfallbehältern nach § 7 Absatz 2.

§ 6

Anforderungen an Vorbehandlungsanlagen

(1) Betreiber von Vorbehandlungsanlagen haben zur Gewährleistung eines ordnungsgemäßen,

schadlosen und hochwertigen Recyclings, insbesondere der Abfallfraktionen Papier, Pappe und

Karton, Kunststoff, Metall sowie Holz, ihre Anlagen mit mindestens den in der Anlage genannten

Komponenten auszustatten. Diese Pflicht ist auch erfüllt, wenn die Komponenten auf mehrere
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Anlagen verteilt sind und diese Anlagen hintereinandergeschaltet betrieben werden. Sofern es

sich dabei um Anlagen unterschiedlicher Betreiber handelt, ist durch Verträge zwischen den be-

teiligten Betreibern sicherzustellen, dass alle von der ersten Anlage zur Verwertung aussortierten

Abfälle weiterbehandelt und insgesamt die Sortier- und Recyclingquoten eingehalten werden.

(2) Betreiber von Vorbehandlungsanlagen haben durch geeignete bauliche, technische oder or-

ganisatorische Maßnahmen sicherzustellen, dass in ihren Anlagen keine Vermischung der Ge-

mische nach § 4 Absatz 1 Satz 1 und § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 sowie der gemischten Bau-

und Abbruchabfälle nach § 9 Absatz 3 Satz 1 mit anderen als den in diesem Absatz genannten

Abfällen erfolgt.

(3) Betreiber von Vorbehandlungsanlagen haben ihre Anlagen so zu betreiben, dass eine Sor-

tierquote von mindestens 85 Masseprozent als Mittelwert im Kalenderjahr erreicht wird.

(4) Betreiber von Vorbehandlungsanlagen haben zur Feststellung der jährlichen Sortierquote die

Sortierquote für jeden Monat festzustellen und unverzüglich nach Feststellung zu dokumentieren.

Sobald die monatliche Sortierquote in zwei Monaten des laufenden Kalenderjahrs mehr als zehn

Prozentpunkte unter der jährlichen Sortierquote nach Absatz 3 liegt, haben die Betreiber die zu-

ständige Behörde nach Satz 3 unverzüglich hierüber zu unterrichten. Dabei hat der Betreiber

Folgendes mitzuteilen:

1. die Ursachen für die Unterschreitung der monatlichen Sortierquote,

2. die Maßnahmen, die erforderlich sind, um die jährliche Sortierquote einzuhalten,

3. die Schritte, die zur Umsetzung der Maßnahmen notwendig sind, und

4. den Zeitbedarf, der für die Umsetzung erforderlich ist.

Bei hintereinandergeschaltet betriebenen Anlagen unterschiedlicher Betreiber nach Absatz 1

Satz 2 und 3 hat der Betreiber der ersten Anlage die Pflichten nach Satz 1 bis 3 zu erfüllen. Hier-

zu teilen ihm die Betreiber der nachgeschalteten Anlagen monatlich die zur Verwertung ausge-

brachten Massen an Abfällen mit. Der Betreiber der ersten Anlage teilt den Betreibern der nach-

geschalteten Anlagen monatlich die von ihm ermittelte monatliche Sortierquote und jährlich die

jährliche Sortierquote mit.

(5) Betreiber von Vorbehandlungsanlagen haben spätestens ab dem 1. Januar 2019 eine Recyc-

lingquote von mindestens 30 Masseprozent zu erfüllen. Die Bundesregierung überprüft bis zum

31. Dezember 2020 auf der Grundlage der abfallwirtschaftlichen Entwicklung und den bis dahin

gesammelten Erfahrungen zur Vorbehandlung und zum Recycling, ob und inwieweit die Quote

nach Satz 1 anzupassen ist.
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(6) Betreiber von Vorbehandlungsanlagen haben die Recyclingquote für jedes Kalenderjahr fest-

zustellen, unverzüglich nach Feststellung zu dokumentieren und die Dokumentation bis zum 31.

März des Folgejahres der zuständigen Behörde vorzulegen. Wird die Recyclingquote unterschrit-

ten, haben sie im Rahmen der Vorlage nach Satz 1 zudem die Ursachen hierfür der zuständigen

Behörde mitzuteilen. Bei hintereinandergeschaltet betriebenen Anlagen unterschiedlicher Betrei-

ber nach Absatz 1 Satz 2 und 3 hat der Betreiber der ersten Anlage die Pflichten nach Satz 1

und 2 zu erfüllen. Hierzu teilen ihm die Betreiber der nachgeschalteten Anlagen jährlich bis zum

1. März des Folgejahres die dem Recycling zugeführten Massen an Abfällen mit. Der Betreiber

der ersten Anlage teilt den Betreibern der nachgeschalteten Anlagen jährlich bis zum 31. März

des Folgejahres die Recyclingquote mit.

(7) Betreiber von Vorbehandlungsanlagen haben die aussortierten und keinem Recycling zuge-

führten Abfälle vorrangig einer ordnungsgemäßen, schadlosen und hochwertigen sonstigen, ins-

besondere energetischen Verwertung zuzuführen.

(8) Betreiber von Vorbehandlungsanlagen haben gefährliche Abfälle auszusortieren und einer

ordnungsgemäßen Verwertung oder Beseitigung zuzuführen.

§ 7

Überlassung von gewerblichen Siedlungsabfällen, die nicht verwertet werden

(1) Erzeuger und Besitzer von gewerblichen Siedlungsabfällen, die nicht verwertet werden, ha-

ben diese dem zuständigen öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger nach Maßgabe des § 17

Absatz 1 Satz 2 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes zu überlassen.

(2) Erzeuger und Besitzer haben für die Überlassung Abfallbehälter des öffentlich-rechtlichen

Entsorgungsträgers oder eines von ihm beauftragten Dritten in angemessenem Umfang nach

den näheren Festlegungen des öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgers, mindestens aber einen

Behälter, zu nutzen.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, soweit der öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger gewerbli-

che Siedlungsabfälle, die nicht verwertet werden, gemäß § 20 Absatz 2 des Kreislaufwirtschafts-

gesetzes von der Entsorgung ausgeschlossen hat.
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Abschnitt 3

Bau- und Abbruchabfälle

§ 8

Getrennte Sammlung, Vorbereitung zur Wiederverwendung und Recycling von bestimm-

ten Bau- und Abbruchabfällen

(1) Ungeachtet der für die in Nummer 1 bis 3 genannten Abfallfraktionen geltenden Pflichten zur

Getrenntsammlung nach § 14 Absatz 1 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes haben Erzeuger und

Besitzer von Bau- und Abbruchabfällen die folgenden Abfallfraktionen jeweils getrennt zu sam-

meln, zu befördern und nach Maßgabe des § 8 Absatz 1 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes vor-

rangig der Vorbereitung zur Wiederverwendung oder dem Recycling zuzuführen:

1. Glas (Abfallschlüssel 17 02 02),

2. Kunststoff (Abfallschlüssel 17 02 03),

3. Metalle, einschließlich Legierungen (Abfallschlüssel 17 04 01 bis 17 04 07 und 17 04 11),

4. Holz (Abfallschlüssel 17 02 01),

5. Dämmmaterial (Abfallschlüssel 17 06 04),

6. Bitumengemische (Abfallschlüssel 17 03 02),

7. Baustoffe auf Gipsbasis (Abfallschlüssel 17 08 02),

8. Beton (Abfallschlüssel 17 01 01),

9. Ziegel (Abfallschlüssel 17 01 02) und

10. Fliesen und Keramik (Abfallschlüssel 17 01 03).

Erzeuger und Besitzer von Bau- und Abbruchabfällen können eine getrennte Sammlung weiterer

Abfallfraktionen und eine weitergehende getrennte Sammlung innerhalb der in

Satz 1 genannten Abfallfraktionen vornehmen. Das Vermischungsverbot für gefährliche Abfälle

des § 9 Absatz 2 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes auch in Verbindung mit § 15 Absatz 3 Satz 2

des Kreislaufwirtschaftsgesetzes bleibt unberührt.

(2) Die Pflichten nach Absatz 1 Satz 1 entfallen, soweit die getrennte Sammlung der jeweiligen

Abfallfraktion technisch nicht möglich oder wirtschaftlich nicht zumutbar ist. Technisch nicht mög-

lich ist die getrennte Sammlung insbesondere dann, wenn für eine Aufstellung der Abfallbehälter

für die getrennte Sammlung nicht genug Platz zur Verfügung steht. Die getrennte Sammlung der

in Absatz 1 Satz 1 Nummer 8, 9 und 10 genannten mineralischen Abfälle ist insbesondere auch

dann technisch nicht möglich, wenn sie aus rückbaustatischen oder rückbautechnischen Grün-
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den ausscheidet. Die getrennte Sammlung ist dann wirtschaftlich nicht zumutbar, wenn die Kos-

ten für die getrennte Sammlung, insbesondere auf Grund einer hohen Verschmutzung oder einer

sehr geringen Menge der jeweiligen Abfallfraktion, außer Verhältnis zu den Kosten für eine ge-

mischte Sammlung und eine anschließende Vorbehandlung oder Aufbereitung stehen. Kosten,

die durch nicht durchgeführte aber technisch mögliche und wirtschaftlich zumutbare Maßnahmen

des selektiven Abbruchs und Rückbaus hätten vermieden werden können, sind bei der Prüfung

der wirtschaftlichen Zumutbarkeit von den Kosten für die getrennte Sammlung abzuziehen.

(3) Erzeuger und Besitzer haben die Erfüllung der Pflichten nach Absatz 1 Satz 1 oder, im Fall

der Abweichung von diesen Pflichten, das Vorliegen der Voraussetzungen nach

Absatz 2 zu dokumentieren. Die Dokumentation ist wie folgt vorzunehmen:

1. für die getrennte Sammlung durch Lagepläne, Lichtbilder, Praxisbelege, wie Liefer- oder

Wiegescheine oder ähnliche Dokumente,

2. für die Zuführung der getrennt gesammelten Abfälle zur Vorbereitung zur Wiederverwen-

dung oder zum Recycling durch eine Erklärung desjenigen, der die Abfälle übernimmt, wobei

die Erklärung dessen Namen und Anschrift sowie die Masse und den beabsichtigten Ver-

bleib des Abfalls zu enthalten hat, und

3. für das Abweichen von der Pflicht zur getrennten Sammlung durch eine Darlegung der tech-

nischen Unmöglichkeit oder der wirtschaftlichen Unzumutbarkeit.

Die Dokumentation ist auf Verlangen der zuständigen Behörde vorzulegen. Die Pflichten nach

den Sätzen 1 bis 3 gelten nicht für Bau- und Abbruchmaßnahmen, bei denen das Volumen der

insgesamt anfallenden Abfälle 10 Kubikmeter nicht überschreitet.

§ 9

Vorbehandlung und Aufbereitung von bestimmten Bau- und Abbruchabfällen

(1) Entfallen die Pflichten nach § 8 Absatz 1 unter den Voraussetzungen des § 8 Absatz 2 sind

Erzeuger und Besitzer der nicht getrennt gehaltenen Abfälle verpflichtet,

1. Gemische, die überwiegend Kunststoffe, Metalle, einschließlich Legierungen, oder Holz ent-

halten, unverzüglich einer Vorbehandlungsanlage zuzuführen und

2. Gemische, die überwiegend Beton, Ziegel, Fliesen oder Keramik enthalten, unverzüglich

einer Aufbereitungsanlage zuzuführen.

In den Gemischen nach Satz 1 dürfen Glas, Dämmmaterial, Bitumengemische und Baustoffe auf

Gipsbasis nur enthalten sein, soweit sie die Vorbehandlung oder Aufbereitung nicht beeinträchti-

gen oder verhindern. In den Gemischen nach Satz 1 Nummer 1 dürfen zudem Beton, Ziegel,
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Fliesen und Keramik nur enthalten sein, soweit sie die Vorbehandlung nicht beeinträchtigen oder

verhindern.

(2) Erzeuger und Besitzer von Gemischen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 haben sich bei der

erstmaligen Übergabe von dem Betreiber der Aufbereitungsanlage in Textform bestätigen zu

lassen, dass in der Aufbereitungsanlage definierte Gesteinskörnungen hergestellt werden. Be-

auftragt ein Erzeuger oder Besitzer einen Beförderer mit der Anlieferung dieser Gemische, so ist

dieser verpflichtet, die Bestätigung einzuholen. Der Beförderer teilt dem Erzeuger oder Besitzer

unverzüglich nach dem Erhalt der Bestätigung mit, ob in der Anlage definierte Gesteinskörnun-

gen hergestellt werden. Für Erzeuger und Besitzer von Gemischen nach Absatz 1 Satz 1 Num-

mer 1 gilt § 4 Absatz 2 entsprechend.

(3) Erzeuger und Besitzer von gemischten Bau- und Abbruchabfällen (Abfallschlüssel 17 09 04)

haben diese unverzüglich entweder einer Vorbehandlungs- oder einer Aufbereitungsanlage zu-

zuführen. Im Fall der Zuführung zu einer Vorbehandlungsanlage gilt § 4 Absatz 2 und im Fall der

Zuführung zu einer Aufbereitungsanlage gilt Absatz 2 entsprechend.

(4) Die Pflicht zur Zuführung nach Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 3 Satz 1 entfällt, soweit die Be-

handlung der Gemische in einer Vorbehandlungs- oder Aufbereitungsanlage technisch nicht

möglich oder wirtschaftlich nicht zumutbar ist. Die Behandlung ist dann wirtschaftlich nicht zu-

mutbar, wenn die Kosten für die Behandlung der Gemische und die anschließende Verwertung

außer Verhältnis zu den Kosten für eine Verwertung stehen, die keine Vorbehandlung oder Auf-

bereitung erfordert.

(5) Entfällt die Pflicht nach Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 3 Satz 1 unter den Voraussetzungen des

Absatzes 4, so haben Erzeuger und Besitzer die Gemische von anderen Abfällen getrennt zu

halten und unverzüglich vorrangig einer ordnungsgemäßen, schadlosen und hochwertigen sons-

tigen Verwertung zuzuführen.

(6) Erzeuger und Besitzer haben die Erfüllung der Pflicht nach Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 3

Satz 1 oder, im Fall der Abweichung von dieser Pflicht, das Vorliegen der Voraussetzungen nach

Absatz 4 und die Einhaltung der Pflicht nach Absatz 5 zu dokumentieren. Die Dokumentation

kann insbesondere durch Lagepläne oder Lichtbilder, Praxisbelege, wie Liefer- oder Wiege-

scheine, Entsorgungsverträge oder Nachweise desjenigen, der die zuzuführenden Abfälle über-

nimmt, erfolgen. Die Dokumentation ist auf Verlangen der zuständigen Behörde vorzulegen. Die

Pflichten nach den Sätzen 1 bis 3 gelten nicht für Bau- und Abbruchmaßnahmen, bei denen das

Volumen der insgesamt anfallenden Abfälle 10 Kubikmeter nicht überschreitet.
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Abschnitt 4

Gemeinsame Vorschriften

§ 10

Eigenkontrolle bei Vorbehandlungsanlagen

(1) Betreiber von Vorbehandlungsanlagen haben bei jeder Abfallanlieferung unverzüglich eine

Annahmekontrolle nach Satz 2 durchzuführen und deren Ergebnis zu dokumentieren. Die An-

nahmekontrolle umfasst eine Sichtkontrolle sowie die Feststellung

1. des Namens und der Anschrift des Sammlers oder Beförderers,

2. der Masse und des Herkunftsbereiches des angelieferten Abfalls und

3. des Abfallschlüssels gemäß der Anlage der Abfallverzeichnis-Verordnung.

(2) Betreiber von Vorbehandlungsanlagen haben bei jeder Abfallauslieferung unverzüglich eine

Ausgangskontrolle nach Satz 2 durchzuführen und deren Ergebnis zu dokumentieren. Die Aus-

gangskontrolle umfasst die Feststellung

1. des Namens und der Anschrift des Sammlers oder Beförderers,

2. der Masse und des beabsichtigten Verbleibs des ausgelieferten Abfalls und

3. des Abfallschlüssels gemäß der Anlage der Abfallverzeichnis-Verordnung.

(3) Betreiber von Vorbehandlungsanlagen haben sich die weitere Entsorgung der ausgelieferten

Abfälle innerhalb von 30 Kalendertagen nach Auslieferung von den jeweiligen Betreibern derjeni-

gen Anlagen nach Satz 2 bestätigen zu lassen, in denen die ausgelieferten Abfälle behandelt,

verwertet oder beseitigt und nicht ausschließlich gelagert werden. In der Bestätigung sind anzu-

geben:

1. der Name und die Anschrift des Betreibers der Anlage,

2. im Fall der Verwertung, ob ein Recycling oder eine sonstige Verwertung vorliegt und

3. die Art der Anlage; soweit die weitere Entsorgung in einer genehmigungsbedürftigen Anlage

erfolgt, auf der Grundlage der Bezeichnung im Genehmigungsbescheid.

§ 11

Fremdkontrolle bei Vorbehandlungsanlagen

(1) Betreiber von Vorbehandlungsanlagen haben für jedes Kalenderjahr innerhalb von zwei Mo-

naten nach Jahresende eine Fremdkontrolle nach Satz 2 durch eine von der zuständigen Behör-

de bekannt gegebene Stelle durchführen zu lassen. Die Fremdkontrolle, die insbesondere durch
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die Kontrolle der vorzuhaltenden Dokumentationen erfolgen kann, umfasst die Überprüfung, ob

die Anforderungen nach den §§ 6 und 10 eingehalten werden.

(2) Betreiber von Vorbehandlungsanlagen haben

1. sicherzustellen, dass ihnen die Ergebnisse der Fremdkontrolle unverzüglich nach ihrer Er-

stellung mitgeteilt werden und

2. die Ergebnisse der Fremdkontrolle unverzüglich der zuständigen Behörde zu übermitteln.

(3) Für Entsorgungsfachbetriebe und für nach dem Gemeinschaftssystem für das freiwillige Um-

weltmanagement und die Umweltbetriebsprüfung zertifizierte Betriebe, die für die Vorbehandlung

oder Aufbereitung der jeweiligen Gemische zertifiziert sind, entfällt die Pflicht, eine Fremdkontrol-

le durchführen zu lassen.

(4) Die zuständige Behörde hat eine für die Fremdkontrolle zuständige Stelle auf deren Antrag

bekanntzugeben, wenn diese über die erforderliche Fachkunde, Unabhängigkeit, Zuverlässigkeit

und gerätetechnische Ausstattung verfügt. Die Bekanntgabe erfolgt durch die zuständige Behör-

de des Landes, in dem der Antragsteller seinen Geschäftssitz hat. Sie gilt für das gesamte Bun-

desgebiet. Besteht kein Geschäftssitz im Inland, so ist das Land zuständig, in dem die Fremd-

kontrolle vorrangig ausgeübt werden soll. Die Bekanntgabe kann mit einem Vorbehalt des Wider-

rufes, mit einer Befristung, mit Bedingungen, mit Auflagen und mit einem Vorbehalt von Auflagen

versehen werden. Verfahren nach diesem Absatz können über eine einheitliche Stelle abgewi-

ckelt werden. Die Prüfung des Antrags auf Bekanntgabe einer Stelle muss innerhalb von drei

Monaten abgeschlossen sein; § 42a Absatz 2 Satz 2 bis 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes

findet Anwendung.

(5) Anerkennungen aus einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem ande-

ren Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum stehen Bekanntga-

ben nach Absatz 4 Satz 1 gleich, soweit sie ihnen gleichwertig sind. Bei der Prüfung des Antrags

auf Bekanntgabe nach Absatz 1 Satz 1 stehen Nachweise aus einem anderen Mitgliedstaat der

Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen

Wirtschaftsraum inländischen Nachweisen gleich, wenn aus ihnen hervorgeht, dass der Antrag-

steller die betreffenden Anforderungen des Absatzes 4 Satz 1 oder die auf Grund ihrer Zielset-

zung im Wesentlichen vergleichbaren Anforderungen des Ausstellungsstaates erfüllt. Unterlagen

über die gleichwertige Anerkennung nach Satz 1 und sonstige Nachweise nach Satz 2 sind der

zuständigen Behörde vor Aufnahme der Tätigkeit im Original oder in Kopie vorzulegen. Eine Be-

glaubigung der Kopie sowie eine beglaubigte deutsche Übersetzung können verlangt werden.

(6) Hinsichtlich der Überprüfung der erforderlichen Fachkunde eines Antragstellers aus einem

anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkom-
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mens über den Europäischen Wirtschaftsraum gilt § 36a Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 und 4

Satz 4 der Gewerbeordnung entsprechend. Bei vorübergehender und nur gelegentlicher Tätigkeit

eines Staatsangehörigen eines in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in

einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum nieder-

gelassen Dienstleistungserbringers gilt hinsichtlich der erforderlichen Fachkunde § 13a Absatz 2

Satz 2 bis 5 und Absatz 3 der Gewerbeordnung entsprechend.

§ 12

Betriebstagebuch

(1) Betreiber von Vorbehandlungsanlagen haben ein Betriebstagebuch nach Satz 2 zu führen

und dieses nach Kalenderjahren zu unterteilen. Folgende Angaben sind in das Betriebstagebuch

unverzüglich einzustellen:

1. die Sortierquote nach § 6 Absatz 4 und die Recyclingquote nach § 6 Absatz 6,

2. die Angaben nach § 10 Absatz 1 und 2,

3. die Bestätigungen nach § 10 Absatz 3 sowie

4. die Ergebnisse der Fremdkontrolle nach § 11 Absatz 1 Satz 2.

(2) Zur Erfüllung der Anforderungen nach Absatz 1 kann auf Nachweise und Register nach der

Nachweisverordnung, auf das Betriebstagebuch nach der Entsorgungsfachbetriebeverordnung

oder auf Aufzeichnungen auf Grund anderer Bestimmungen zurückgegriffen werden.

(3) Das Betriebstagebuch kann in Papierform oder elektronisch geführt werden. Wenn für ver-

schiedene Tätigkeitsbereiche oder Betriebsteile Einzelblätter geführt werden, sind diese wö-

chentlich zusammenzufassen. Das Betriebstagebuch ist dokumentensicher anzulegen und vor

unbefugtem Zugriff zu schützen. Es muss jederzeit an dem betroffenen Standort einsehbar sein.

Der Betreiber der Vorbehandlungsanlage hat die im Betriebstagebuch enthaltenen Informationen

nach ihrem Eintrag fünf Jahre lang aufzubewahren und auf Verlangen der zuständigen Behörde

vorzulegen.

(4) Das Betriebstagebuch ist von der für die Leitung und Beaufsichtigung des Betriebes verant-

wortlichen Person oder von einer von ihr beauftragten Person regelmäßig auf Richtigkeit und

Vollständigkeit zu überprüfen. Die Überprüfung ist zu dokumentieren.
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§ 13

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 69 Absatz 1 Nummer 8 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes

handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. entgegen § 3 Absatz 1 Satz 1 oder § 8 Absatz 1 Satz 1 die dort genannten Abfallfraktionen

nicht richtig sammelt oder nicht richtig befördert,

2. entgegen § 4 Absatz 1 Satz 1, § 9 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 3 ein dort genanntes Ge-

misch nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig einer Vorbehandlungs- oder Aufbereitungsan-

lage zuführt,

3. entgegen § 4 Absatz 4 Satz 1 oder § 9 Absatz 5 ein dort genanntes Gemisch oder dort ge-

nannte Abfälle nicht getrennt hält oder nicht, nicht richtig, nicht in der vorgeschriebenen Wei-

se oder nicht rechtzeitig einer Verwertung zuführt,

4. entgegen § 6 Absatz 2 nicht sicherstellt, dass eine Vermischung dort genannter Gemische

oder dort genannter Abfälle nicht erfolgt oder

5. entgegen § 7 Absatz 2 einen dort genannten Abfallbehälter nicht oder nicht richtig nutzt.

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 69 Absatz 2 Nummer 15 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes

handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. entgegen § 3 Absatz 3 Satz 1, § 4 Absatz 5 Satz 1, § 8 Absatz 3 Satz 1 oder § 9 Absatz 6

Satz 1 eine dort genannte Dokumentation nicht, nicht richtig oder nicht vollständig erstellt,

2. entgegen § 3 Absatz 3 Satz 3, § 4 Absatz 5 Satz 3 oder 4, § 6 Absatz 6 Satz 1, § 8 Absatz 3

Satz 3 oder § 9 Absatz 6 Satz 3 eine dort genannte Dokumentation nicht, nicht richtig, nicht

vollständig oder nicht rechtzeitig vorlegt,

3. entgegen § 4 Absatz 2 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 3, sich nicht, nicht richtig, nicht in

der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig bestätigen lässt, dass die Anlage dort ge-

nannte Anforderungen erfüllt,

4. entgegen § 4 Absatz 2 Satz 4, § 6 Absatz 4 Satz 5 oder 6, § 6 Absatz 6 Satz 2, 4 oder 5

oder § 9 Absatz 2 Satz 3 eine Mitteilung nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig macht,

5. entgegen § 6 Absatz 4 Satz 1 oder Absatz 6 Satz 1 eine dort genannte Quote nicht, nicht

richtig oder nicht rechtzeitig dokumentiert,

6. entgegen § 6 Absatz 4 Satz 2 eine Unterrichtung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder

nicht rechtzeitig vornimmt,
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7. entgegen § 9 Absatz 2 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, sich nicht, nicht richtig, nicht in

der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig bestätigen lässt, dass dort genannte Ge-

steinskörnungen hergestellt werden,

8. entgegen § 10 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 Satz 1 eine Annahme- oder Ausgangskontrolle

nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig durchführt oder eine dort genannte

Dokumentation nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstellt,

9. entgegen § 10 Absatz 3 Satz 1 sich die weitere Entsorgung nicht, nicht richtig, nicht voll-

ständig oder nicht rechtzeitig bestätigen lässt,

10. entgegen § 11 Absatz 1 Satz 1 eine Fremdkontrolle nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder

nicht rechtzeitig durchführen lässt,

11. entgegen § 11 Absatz 2 Nummer 1 nicht sicherstellt, dass die Ergebnisse der Fremdkontrol-

le mitgeteilt werden,

12. entgegen § 11 Absatz 2 Nummer 2 die Ergebnisse der Fremdkontrolle nicht, nicht richtig,

nicht vollständig oder nicht rechtzeitig übermittelt,

13. entgegen § 12 Absatz 1 Satz 1 ein Betriebstagebuch nicht, nicht richtig oder nicht vollständig

führt oder

14. entgegen § 12 Absatz 3 Satz 5 eine dort genannte Information nicht oder nicht mindestens

fünf Jahre aufbewahrt oder nicht oder nicht rechtzeitig vorlegt.

§ 14

Übergangsvorschrift

Abweichend von § 4 Absatz 3 Satz 3 ist für das Entfallen der Pflicht nach § 4 Absatz 1 Satz 1

1. im Kalenderjahr des Inkrafttretens der Verordnung nicht die Getrenntsammlungsquote aus

dem vorangegangenen Kalenderjahr sondern aus den letzten drei Kalendermonaten vor

dem Inkrafttreten der Verordnung maßgeblich; in diesen Fällen ist abweichend von § 4 Ab-

satz 5 Satz 4 der Nachweis innerhalb eines Monats nach dem Inkrafttreten der Verordnung

der zuständigen Behörde vorzulegen.

2. im Kalenderjahr nach dem Inkrafttreten der Verordnung nicht die Getrenntsammlungsquote

aus dem vorangegangenen Kalenderjahr sondern die Getrenntsammlungsquote vom Zeit-

punkt des Inkrafttretens bis zum Ende des Jahres des Inkrafttretens maßgeblich.



Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode – 25 – Drucksache 18/10345

§ 15

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt vorbehaltlich Absatz 2 am [einsetzen: Datum des ersten Tages des

vierten auf die Verkündung folgenden Kalendermonats] in Kraft. Gleichzeitig tritt die Gewerbeab-

fallverordnung vom 19. Juni 2002 (BGBl. I S. 1938), die zuletzt durch Artikel 5 Absatz 23 des

Gesetzes vom 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 212) geändert worden ist, außer Kraft.

(2) § 4 Absatz 2, § 6 Absatz 1 und Absatz 3 bis 6 treten am 1. Januar 2019 in Kraft.
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Anlage

(zu § 6 Absatz 1 Satz 1)

Technische Mindestanforderungen für Vorbehandlungsanlagen

Vorbehandlungsanlagen für die Behandlung von Gemischen gemäß § 4 Absatz 1 Satz 1 und § 9

Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und gemischten Bau- und Abbruchabfällen nach § 9 Absatz 3 Satz 1

müssen über die folgenden Anlagenkomponenten verfügen sowie die in Nummer 4 und 5 ge-

nannten Stoffausbringungen erfüllen:

1.

Stationäre oder mobile Aggregate zum Zerkleinern, wie zum Beispiel Vorzerkleinerer,

2.

Aggregate zur Separierung verschiedener Materialien, Korngrößen, Kornformen und Korn-

dichten, wie zum Beispiel Siebe und Sichter,

3.

Aggregate zur maschinell unterstützten manuellen Sortierung nach dem Stand der Technik,

wie zum Beispiel Sortierband mit Sortierkabine,

4.

Aggregate zur Ausbringung von Eisen und Nichteisenmetallen mit einer Metallausbringung

von mindestens 95 %, sofern Eisen- und Nichteisenmetalle in den zu behandelnden Gemi-

schen enthalten sind, sowie

5.

Aggregate zur Ausbringung von Kunststoff mit einer Kunststoffausbringung von mindestens

85 %, von Holz oder von Papier, wie zum Beispiel Nahinfrarotaggregate.
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Begründung:

A. Allgemeiner Teil

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

1. Vorgaben des EU-Rechts, des Kreislaufwirtschaftsgesetzes und der geltenden

Gewerbeabfallverordnung

Das Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen Be-

wirtschaftung von Abfällen (Kreislaufwirtschaftsgesetz – KrWG) vom 24. Februar 2012 hat – in

Umsetzung der EU-Abfallrahmenrichtlinie (Richtlinie 2008/98/EG) – die abfallrechtlichen Rege-

lungen in Deutschland in vielfacher Hinsicht neu ausgerichtet. Die neuen Regelungen sichern

nicht nur den Umweltschutz, sondern sind stärker als bisher auf den Klima- und Ressourcen-

schutz zugeschnitten. Dazu wird eine Vielzahl zentraler Rechtsbegriffe neu definiert und es wer-

den insbesondere mit der fünfstufigen Abfallhierarchie neue Rechtsprinzipien eingeführt. Danach

sind Abfälle in dieser Reihenfolge vorrangig zu vermeiden, der Vorbereitung zur Wiederverwen-

dung, dem Recycling, der sonstigen, insbesondere der energetischen Verwertung und der Verfül-

lung oder letztlich der Beseitigung zuzuführen. Mit diesen Vorgaben soll vor allem dem Gedan-

ken eines verstärkten Ressourcenschutzes Rechnung getragen werden.

Die gesetzlichen Vorgaben des Kreislaufwirtschaftsgesetzes gelten für alle Arten von Abfällen,

die in privaten Haushaltungen und anderen Herkunftsbereichen, insbesondere auch privaten und

öffentlichen Einrichtungen, Industrie und Gewerbe oder bei Dienstleistungen anfallen. Vor die-

sem Hintergrund bedürfen die gesetzlichen Vorgaben des Kreislaufwirtschaftsgesetzes, insbe-

sondere die fünfstufige Abfallhierarchie, der Konkretisierung für einzelne Abfallströme durch un-

tergesetzliche Regelungen, um Rechts- und Investitionssicherheit im Vollzug des Gesetzes zu

gewährleisten.

Die geltende Gewerbeabfallverordnung vom 19. Juni 2002 (BGBl. I S.1938), die seinerzeit auf

der Grundlage des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes vom 27. September 1994 (BGBl. I S.

2705) erlassen wurde, basiert noch auf den Rechtsbegriffen, Grundsätzen und Grundpflichten

der damals geltenden Rechtslage. Insbesondere geht die Verordnung in ihrem Regelungssystem

von einem grundsätzlichen Gleichrang zwischen stofflicher und energetischer Verwertung aus.
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Insoweit gilt es bei der Novelle der Gewerbeabfallverordnung, die fast 15 Jahre alten Regelun-

gen an die Vorgaben der Richtlinie 2008/98/EG und des neuen Kreislaufwirtschaftsgesetzes,

insbesondere an die in beiden Regelwerken verankerte fünfstufige Abfallhierarchie anzupassen.

So verpflichtet Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 2008/98/EG die Mitgliedstaaten ausdrücklich die

Abfallhierarchie „als Prioritätenreihenfolge den Rechtsvorschriften und politischen Maßnahmen

zugrundezulegen“. Nach Artikel 4 Absatz 2 der Richtlinie 2008/98/EG haben die Mitgliedstaaten

bei Anwendung der Abfallhierarchie die Maßnahmen zur Förderung der besten Umweltoptionen

zu treffen. Diese EU-rechtlichen Vorgaben setzt der Entwurf „eins zu eins“ um.

2. Entsorgungssituation bei gewerblichen Siedlungsabfällen und bestimmten Bau- und

Abbruchabfällen

Seit dem 1. Januar 2003 ist in Deutschland die Gewerbeabfallverordnung in Kraft (s.o.). Die Ver-

ordnung regelt die Entsorgung von gewerblichen Siedlungsabfällen einschließlich bestimmter

Bau- und Abbruchabfälle. Sie sieht in erster Linie die Getrennthaltung anfallender gewerblicher

Siedlungsabfälle, wie zum Beispiel Papier, Glas, Kunststoffe und Metall und anderer verwertba-

rer Abfallströme vor. In abweichenden Fällen sollen gemischt anfallende gewerbliche Siedlungs-

abfälle getrennt gehalten und einer Vorbehandlungsanlage oder einer Anlage zur energetischen

Verwertung zugeführt werden. In der Vorbehandlungsanlage soll für die gewerblichen Siedlungs-

abfälle eine Verwertungsquote von 85 % erreicht werden. Eine direkte Zuführung zur energeti-

schen Verwertung ist unter bestimmten Bedingungen zulässig. Eine Verpflichtung zur vorrangi-

gen stofflichen Verwertung ist in der Verordnung nicht enthalten. Außerdem müssen Gewerbebe-

triebe für Abfälle zur Beseitigung Restabfallbehälter der Kommunen im angemessenen Umfang

nutzen. Diese von der Rechtsprechung (vgl. BVerwG, Urteil vom 17. Februar 2005 – 7 C 25/03)

im Kern bestätigte Pflicht wurde von den Kommunen stringent, im Hinblick auf den Adressaten-

kreis und das Mindestvolumen zum Teil allerdings auch überbordend, durchgesetzt.

Bei Bau- und Abbrucharbeiten anfallende nicht mineralische (Glas, Kunststoff, Metalle und Legie-

rungen) und mineralische Abfälle (Beton, Ziegel, sowie Gemische aus Beton, Ziegeln, Fliesen

und Keramik) sollen ebenfalls getrennt gehalten und einer Verwertung zugeführt werden. Ge-

mischt anfallende Bau- und Abbruchabfälle sollen einer Vorbehandlungsanlage oder einer Anla-

ge zur energetischen Verwertung zugeführt werden. Auch für Bau- und Abbruchabfälle ist in der

Verordnung kein Vorrang der stofflichen Verwertung gegenüber der energetischen Verwertung

enthalten.
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Ziel der Verordnung war es damals insbesondere, die weitgehend beobachtete Praxis der Abla-

gerung gemischter gewerblicher Siedlungsabfälle sowie gemischter Bau- und Abbruchabfälle auf

zum Teil technisch unzulänglich ausgestatteten „Billigdeponien“ als auch sog. „Scheinverwertun-

gen“ auf Deponien zu beenden. Dies sollte durch die Verwertungsstandards der Gewerbeabfall-

verordnung verhindert werden. Die dadurch verfügbar werdenden werthaltigen Abfälle sollten

durch eine möglichst hochwertige stoffliche oder energetische Verwertung wieder dem Wirt-

schaftskreislauf zugeführt werden.

Die anspruchsvollen Zielstellungen konnten mit der geltenden Gewerbeabfallverordnung, die

zahlreiche Ausnahmen vorsieht und Umgehungstatbestände eröffnet, jedoch nur zum Teil er-

reicht werden. Da bis zum Jahr 2005 in Altdeponien ausreichend Deponieraum zur Verfügung

stand, bestand nach wie vor ein erheblicher Anreiz, gemischte gewerbliche Siedlungsabfälle –

zum Teil als Verwertungsabfälle deklariert („Scheinverwertung“) – unter Umgehung der durchaus

vorhandenen Sortier- und Verbrennungsanlagen zu geringen Kosten dort abzulagern. Zugleich

gab es ein Interesse von Deponiebetreibern, Altdeponien noch vor Inkrafttreten des für den 1.

Juni 2005 mit der Ablagerungsverordnung festgelegten Ablagerungsverbots für Organik haltige

und biologisch abbaubare Abfälle weitestgehend zu verfüllen. Dies wurde durch extrem niedrige

Deponierungspreise angereizt. Hinzu kamen schließlich Vollzugsdefizite wegen des personell

schwierig zu realisierenden hohen Aufwands für die Kontrolle der Einhaltung der Regelungen.

Seit 2005 haben sich die rechtlichen Rahmenbedingungen für die Gewerbeabfallentsorgung na-

hezu vollständig verändert. Die Ablagerung unbehandelter organikhaltiger Abfälle auf Deponien

ist seit dem 1. Juni 2005 nicht mehr zulässig. Nicht dem technischen Standard entsprechende

Altdeponien mussten geschlossen werden. Insofern ist der damals praktizierte Entsorgungsweg

in die Deponie bereits durch deponieseitige Vorgaben verschlossen worden. Nach wie vor galt es

allerdings, auf Grund des gesetzlichen Verwertungsvorrangs des damaligen Kreislaufwirtschafts-

und Abfallgesetzes an die Entsorgung von gemischten gewerblichen Siedlungsabfällen besonde-

re Anforderungen zu stellen und diese möglichst weitgehend dem Wirtschaftskreislauf zuzufüh-

ren. Dieses Ziel ist nach dem Inkrafttreten des Kreislaufwirtschaftsgesetzes im Juni 2012 mit den

Vorgaben der fünfstufigen Abfallhierarchie nochmals verstärkt worden. Heute besteht das Prob-

lem der Gewerbeabfallentsorgung vor allem darin, dass gemischte Gewerbeabfälle vielfach ent-

gegen der Vorrangregelung der Abfallhierarchie, an vorhandenen Gewerbeabfallsortieranlagen

vorbei, direkt in die energetische Verwertung gelangen.

Dem Bundesumweltministerium liegen Untersuchungsergebnisse und Berechnungen vor, die

zeigen, dass von den derzeit anfallenden gemischten Gewerbeabfällen entweder direkt oder

nach Sortierung mehr als 90 Prozent verbrannt werden. In Deutschland fallen in über 3,6 Millio-
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nen gewerblichen Unternehmen, davon rund 3,5 Millionen Klein- und Kleinstunternehmen, jähr-

lich rund 6 Mio. Tonnen gemischte gewerbliche Siedlungsabfälle, einschließlich Verpackungs-

gemische, an (2010: 5,8 Mio. Tonnen, 2011: 6,2 Mio. Tonnen). Von dem Gesamtaufkommen von

5,8 Mio. Tonnen wurden in 2010 lediglich 45 Prozent in Sortieranlagen aufbereitet und mehr als

50 Prozent direkt in thermischen Abfallbehandlungsanlagen/Feuerungsanlagen verbrannt. Aus

den in Sortieranlagen aufbereiteten rund 2,6 Mio. Tonnen gemischten Gewerbeabfällen wiede-

rum wurden nur rund 0,4 Mio. Tonnen werthaltige Abfälle aussortiert und einer stofflichen Ver-

wertung zugeführt. Die restlichen Abfälle wurden überwiegend energetisch verwertet. Damit wur-

den lediglich rund 7 Prozent der insgesamt anfallenden gemischten Gewerbeabfälle stofflich

verwertet. Dies betrifft im Wesentlichen Papier und Pappe, Kunststoffe, Metalle und Holz.

Gleichzeitig enthalten die als Ersatzbrennstoffe entsorgten Sortierreste jedoch noch immer fast

50 Prozent wertstoffhaltige Abfälle, insbesondere Papier, Pappe und Kunststoffe, sowie auch

erhebliche Anteile an Verbunden, Textilien, Metallen und Holz, die durch eine vertiefte Sortierung

stofflich nutzbar bzw. auch verfügbar gemacht werden könnten. Die vorstehenden Angaben ent-

stammen im Wesentlichen dem vom Bundesumweltministerium und vom Umweltbundesamt be-

auftragten Forschungsvorhaben „Stoffstromorientierte Lösungsansätze für eine hochwertige

Verwertung von gemischten gewerblichen Siedlungsabfällen“ (u.e.c GmbH unter Beteiligung des

Öko-Instituts e.V., Umweltforschungsplan 2012, FKZ 371293312, veröffentlicht in UBA-Texte

18/2015).

Bei Bau- und Abbruchabfällen stellt sich die Situation differenzierter dar. Von den im Jahr 2012

nach Angaben des Bundesverbandes Baustoffe – Steine und Erden e.V. angefallenen 51,6 Mio.

Tonnen Bauschutt wurden im Jahr 2012 rund 78 Prozent recycelt, im Rahmen von Verfüllungen

nochmals rund 17 Prozent stofflich verwertet und nur 5 Prozent auf Deponien beseitigt. Anders

ist die Situation bei gemischten Bau- und Abbruchabfällen ( sog. Baustellenabfällen). Bei diesen

weitgehend nicht mineralischen Abfällen lag die Quote für das Recycling bei lediglich rund

2 Prozent, für die sonstige Verwertung bei 93 Prozent und für die Beseitigung bei rund 5 Prozent.

3. Lösungsmöglichkeiten

Die Praxis zeigt, dass es aufwendig und kostenintensiv ist, wertstoffhaltige Abfälle für einen Re-

cyclingprozess zu generieren, wenn diese in Gemischen anfallen. Die getrennte Erfassung von

Abfällen, die zu weitgehend sortenreinen Abfallfraktionen führt, ist daher gegenüber der Erfas-

sung von Abfallgemischen mit nachträglicher Sortierung, die bevorzugte Handlungsoption für ein

qualitativ hochwertiges Recycling. Dies gilt für gemischte gewerbliche Siedlungsabfälle ebenso

wie für Bau- und Abbruchabfälle. Insofern ist zunächst insbesondere der weitere Ausbau der
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Getrenntsammlung voranzubringen und dabei an die bislang bereits erzielten Erfolge anzuknüp-

fen.

Gleichwohl werden vor dem Hintergrund von fehlender technischer Möglichkeit oder wirtschaftli-

cher Zumutbarkeit im gewerblichen Bereich auch zukünftig weiterhin Abfallgemische anfallen.

Ausgehend von einer auf Untersuchungen und Abschätzungen beruhenden durchschnittlichen

Zusammensetzung der anfallenden gemischten gewerblichen Siedlungsabfälle kann das durch-

schnittliche theoretische Wertstoffpotential (Papier, Pappe, Kunststoffe, Metalle und Holz) in die-

sen Gemischen mit rund 60 Prozent beziffert werden (s.o. UBA-Texte 18/2015). Auf Grund von

verfahrenstechnischen Verlusten und Anforderungen an die Qualität der aussortierten Abfälle

können nach Einschätzung von Experten jedoch nur ca. 40 Prozent der enthaltenen wertstoffhal-

tigen Abfälle aussortiert werden. Voraussetzung hierfür ist allerdings, dass die Sortieranlagen im

Hinblick auf die Anlagenkomponenten und den Betrieb dem Stand der Technik entsprechen, und

dass alle anfallenden gemischten Gewerbeabfälle solchen Anlagen auch tatsächlich zugeführt

werden.

Gemäß dem „Bericht zum Aufkommen und Verbleib mineralischer Bauabfälle im Jahr 2012“

(Kreislaufwirtschaft Bau) existieren auch in diesem Bereich erhebliche Optimierungspotenziale,

die noch erschlossen werden können. So wurden im Jahr 2012 noch rund 8,7 Mio. Tonnen Bau-

schutt (16,9 Prozent) nicht dem Recycling zugeführt, bei Bauabfällen auf Gipsbasis rund 0,3 Mio.

Tonnen (47,9 Prozent) beseitigt und bei Baustellenabfällen lediglich rund 0,3 Mio. Tonnen (2,1

Prozent) dem Recycling zugeführt. Durch eine striktere Getrennthaltung kann auch hier das Re-

cycling weiter gestärkt werden. Auch durch Maßnahmen des selektiven Rückbaus vor dem Ab-

riss kann die Qualität mineralischer Abbruchabfälle und damit ihre Recyclingfähigkeit noch ver-

bessert werden. Eine besondere Bedeutung kommt insbesondere der Abtrennung gipshaltiger

Bauteile zu. Gips kann durch nachgelagerte Maßnahmen nur unzureichend aus den minerali-

schen Abbruchabfällen entfernt werden. Daraus resultierende hohe Sulfatgehalte schränken die

Einsatzmöglichkeiten mineralischer Abbruchabfälle stark ein. Zudem sollten zur verstärkten stoff-

lichen Verwertung gemischte Bau- und Abbruchabfälle einer Vorbehandlungs- bzw. Aufberei-

tungsanlage zugeführt werden.

Vor diesem Hintergrund wird die geltende Gewerbeabfallverordnung novelliert, um die getrennte

Sammlung und das Recycling von gewerblichen Siedlungsabfällen und von bestimmten Bau-

und Abbruchabfällen zu stärken und die Verordnung stringenter und vollzugstauglicher zu ma-

chen.
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II. Wesentlicher Inhalt der Verordnung

Die Gewerbeabfallverordnung regelt die Bewirtschaftung von gewerblichen Siedlungsabfällen

und von bestimmten Bau- und Abbruchabfällen. Die Verordnung trifft gestützt auf die im Einlei-

tungssatz genannten Ermächtigungsgrundlagen des Kreislaufwirtschaftsgesetzes im Einzelnen

folgende Bestimmungen:

Abschnitt 1 enthält allgemeine Vorschriften. In seinem Anwendungsbereich (§ 1) richtet sich die

Verordnung an alle Erzeuger und Besitzer von gewerblichen Siedlungsabfällen und von be-

stimmten Bau- und Abbruchabfällen sowie an die Betreiber von Vorbehandlungs- und Aufberei-

tungsanlagen. Die Verordnung regelt die Erfassung, die Vorbehandlung, die Vorbereitung zur

Wiederverwendung, die Vorbehandlung, das Recycling und die sonstige Verwertung dieser Ab-

fälle. § 2 legt die Begriffsbestimmungen fest.

Abschnitt 2 betrifft die gewerblichen Siedlungsabfälle. Geregelt wird in diesem Zusammenhang

die grundsätzliche Pflicht zur getrennten Sammlung und zur Zuführung zur Vorbereitung zur

Wiederverwendung oder zum Recycling (§ 3). Ausnahmen von der Pflicht zur getrennten Samm-

lung können auf die fehlende technische Möglichkeit oder die wirtschaftliche Unzumutbarkeit der

getrennten Sammlung (z.B. hohe Verschmutzung, geringe Menge) gegründet werden. Die Vo-

raussetzungen hierfür müssen von den Abfallerzeugern dokumentiert und auf Verlangen der zu-

ständigen Behörde dieser gegenüber nachgewiesen werden. Sofern nach Vorliegen der Voraus-

setzungen für eine Ausnahme von der getrennten Erfassung eine gemischte Erfassung der anfal-

lenden Abfälle zulässig ist – ausgenommen davon sind Glas, Bioabfälle und Abfälle aus der hu-

manmedizinischen oder tierärztlichen Versorgung und Forschung – sind die Gemische einer

Vorbehandlungsanlage (Sortierung) zuzuführen (§ 4). Auch Ausnahmen von der Pflicht zur Zu-

führung zu einer Vorbehandlungsanlage können auf die fehlende technische Möglichkeit oder die

wirtschaftliche Unzumutbarkeit gegründet werden. Besonderheiten gelten für Unternehmen mit

einer überdurchschnittlichen Getrenntsammlungsquote von 90 Prozent oder höher. Zudem ist

eine Entsorgung von Kleinmengen gewerblicher Siedlungsabfälle gemeinsam mit den auf dem

Grundstück anfallenden Haushaltsabfällen in den dafür vorhandenen Behältnissen zulässig (§ 5).

Für die technische Ausstattung der Vorbehandlungsanlagen werden zukünftig Mindestanforde-

rungen (u.a. einzelne Anlagenkomponenten) vorgeschrieben (§ 6). Bei der Vorbehandlung müs-

sen mindestens 85 Masseprozent der in den Gemischen enthaltenen Wertstoffe aussortiert wer-

den und davon mindestens 30 Prozent einem Recyclingverfahren zugeführt werden. Die Errei-

chung der Recyclingquote soll zwei Jahre nach ihrem Inkrafttreten zum 31. Dezember 2020 auf

der Grundlage der bis dahin gesammelten Erfahrungen von der Bundesregierung überprüft wer-

den. Die Einhaltung der Anforderungen an die Getrennthaltung und das Zuführen zum Recycling
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bzw. die Gründe für eine Abweichung sind zu dokumentieren und auf Verlangen der zuständigen

Behörde nachzuweisen. Die entsprechende Dokumentation ist zudem auch dem anliefernden

Abfallerzeuger oder -besitzer bei der erstmaligen Anlieferung vorzulegen. Abfälle, die bei der

Vorbehandlung aussortiert werden und keinem Recycling zugeführt werden, sind einer hochwer-

tigen sonstigen Verwertung, insbesondere energetischen Verwertung zuzuführen. Für den Fall,

dass gemischte gewerbliche Siedlungsabfälle durch den Erzeuger und Besitzer nicht verwertet

werden, wird nach § 7 die Überlassung an den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger (sofern

durch diesen nicht ausgeschlossen) und die Nutzung mindestens eines Abfallbehälters dafür

vorgeschrieben (Pflichtrestmülltonne). Hier wird an der gegenwärtigen Regelung unverändert

festgehalten.

Abschnitt 3 betrifft bestimmte Bau- und Abbruchabfälle. Hierunter fallen nicht die Abfälle des Ab-

fallschlüssels 17 05 Boden (einschließlich Aushub von verunreinigten Standorten), Steine und

Baggergut. Es gilt die grundsätzliche Pflicht zur getrennten Sammlung von Glas (Abfallschlüssel

17 02 02), Kunststoff (Abfallschlüssel 17 02 03), Metallen, einschließlich Legierungen (Abfall-

schlüssel 17 04 01 bis 17 04 07 und 17 04 11), Holz (Abfallschlüssel 17 02 01), Dämmmaterial

(Abfallschlüssel 17 06 04) , Bitumengemischen (Abfallschlüssel 17 03 02), Baustoffen auf Gips-

basis (Abfallschlüssel 17 08 02), Beton (Abfallschlüssel 17 01 01), Ziegeln (Abfallschlüssel 17 01

02) sowie Fliesen und Keramik (Abfallschlüssel 17 01 03) durch die Erzeuger und Besitzer (§ 8).

Ausnahmen sind auch hier auf die fehlende technische Möglichkeit oder die wirtschaftliche Un-

zumutbarkeit der getrennten Sammlung (z.B. hohe Verschmutzung oder geringe Menge) be-

schränkt. Darüber hinaus wird die Pflicht zur vorrangigen Zuführung zur Vorbereitung zur Wie-

derverwendung oder zum Recycling geregelt. Die Einhaltung der Anforderungen ist bzw. die

Gründe für eine Abweichung sind zu dokumentieren und die Dokumentation auf Verlangen der

der zuständigen Behörde vorzulegen. Erstmals sind auch Maßnahmen des selektiven Abbruchs

und Rückbaus zu berücksichtigen, soweit sie ihrerseits technisch möglich und wirtschaftlich zu-

mutbar sind. Sofern entsprechend einer der o.a. Ausnahmen die gemischte Erfassung anfallen-

der Abfälle zulässig ist, sind die Gemische entweder einer Vorbehandlungsanlage (Sortierung)

oder einer Aufbereitungsanlage (Herstellung von Gesteinskörnungen) zuzuführen (§ 9). Das gilt

auch für gemischte Bau- und Abbruchabfälle (Abfallschlüssel 17 09 04). Die Erfüllung dieser

Pflichten ist gegenüber der zuständigen Behörde nachzuweisen bzw. ein Abweichen aus Grün-

den der technischen Unmöglichkeit oder der wirtschaftlichen Unzumutbarkeit entsprechend zu

begründen.

Abschnitt 4 beinhaltet für die Entsorgung von gewerblichen Siedlungsabfällen und von Bau- und

Abbruchabfällen gemeinsam geltende Vorschriften. Die Verordnung schreibt Eigenkontrollen der
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Betreiber von Vorbehandlungsanlagen bei Abfallanlieferungen und -auslieferung vor (§ 10). Fer-

ner wird eine kalenderjährliche Fremdüberwachung zur Überprüfung der Betriebsweise der Anla-

ge und der Ergebnisse der Eigenkontrollen festgelegt (§ 11) und das Führen eines Betriebstage-

buches vorgeschrieben (§ 12). Schließlich enthält der Abschnitt 4 die Bußgeldvorschriften (§ 13),

Übergangsvorschriften (§ 14) und die Regelungen zum In- und Außerkrafttreten (§ 15).

III. Alternativen

Keine. Die Vollzugserfahrungen haben gezeigt, dass nur durch rechtlich zwingende Vorgaben

die Entsorgung von gewerblichen Siedlungsabfällen sowie von Bau- und Abbruchabfällen ver-

bessert werden kann. Ein Kritikpunkt hinsichtlich der bestehenden Regelungen war gerade die

fehlende Stringenz und Nachprüfbarkeit der Entsorgungswege. Die neuen Vorgaben geben da-

her ein in sich schlüssiges und durch die Vollzugsbehörden kontrollierbares Regelwerk vor. So

wird Rechtssicherheit sowohl auf Seiten der Wirtschaft (Erzeuger und Entsorgungswirtschaft) als

auch für die Verwaltung geschaffen.

IV. Nachhaltigkeitsaspekte

Vor dem Hintergrund der neuen fünfstufigen Abfallhierarchie (§§ 6 bis 8 des Kreislaufwirtschafts-

gesetzes) werden der Vorrang der Vorbereitung zur Wiederverwendung und des Recyclings

konsequenter als bisher umgesetzt. So können die unter I. 2. und 3. genannten Ressourcenpo-

tenziale von gewerblichen Siedlungsabfällen sowie von Bau- und Abbruchabfällen erschlossen

und Materialkreisläufe geschlossen werden. Die Verordnung trägt damit erheblich zur nachhalti-

gen Entwicklung im Rahmen der Kreislaufwirtschaft bei.

Im Folgenden werden die Auswirkungen und Ziele auf die einzelnen im Zusammenhang mit dem

Erlass der Verordnung relevanten Managementregeln und Indikatoren der Nationalen Nachhal-

tigkeitsstrategie der Bundesregierung (niedergelegt in „Perspektiven für Deutschland“ aus dem

Jahr 2002 und „Für ein nachhaltiges Deutschland – Fortschrittsbericht 2008 zur nationalen

Nachhaltigkeitsstrategie“ aus dem Jahr 2008) dargestellt:

Zu Managementregel 2 Indikator 1: Mit der Getrenntsammlungspflicht und der ersatzweisen Vor-

behandlungs- bzw. Aufbereitungspflicht von Abfällen wird das Recycling gestärkt und damit der

Umfang der Nutzung natürlicher Ressourcen vermindert.
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Zu Managementregel 6: Das verstärkte Recycling von Abfällen und die gezielte Vorgabe von

Sortier- und Reycyclingquoten trägt zur Entkopplung des Ressourcenverbrauchs vom Wirt-

schaftswachstum bei.

V. Gleichstellung von Frauen und Männern

Die gleichstellungspolitischen Auswirkungen der Verordnung wurden gemäß § 2 des Bundes-

gleichstellungsgesetzes und den hierzu erstellten Arbeitshilfen geprüft. Soweit Menschen von

den Regelungen der Verordnung betroffen sind, wirken sich die Regelungen auf Frauen und

Männer in gleicher Weise aus. Die Relevanzprüfung in Bezug auf die Gleichstellungsfragen fällt

somit negativ aus.

VI. Erfüllungsaufwand

1. Gesamtergebnis

a) Bürgerinnen und Bürger

Durch die Verordnung entsteht kein Erfüllungsaufwand für die Bürgerinnen und Bürger.

b) Wirtschaft

Durch die Verordnung entsteht für die Wirtschaft ein zusätzlicher Erfüllungsaufwand in Höhe von

rund 16 Mio. Euro jährlich und ein einmaliger Umstellungsaufwand in Höhe von rund 192 Mio.

Euro.

Der Gesetzentwurf setzt die EU-rechtlichen Vorgaben der Abfallrahmenrichtlinie 2008/98/EG zur

Abfallhierarchie für gewerbliche Siedlungsabfälle sowie für bestimmte Bau- und Abbruchabfälle

„eins zu eins“ um (siehe dazu I. 1 ). Daher wird kein Anwendungsfall der One-in, one-out-Regel

für neue Regelungsvorhaben der Bundesregierung (siehe Kabinettbeschluss vom 25. März

2015) begründet.

Von den in der Verordnung enthaltenen 27 Informationspflichten werden gegenüber der bisheri-

gen Gewerbeabfallverordnung 7 unverändert übernommen, 10 geändert und 10 neu begründet.

2 Informationspflichten wurden abgeschafft. Die Informationspflichten verursachen einen jährli-

chen Erfüllungsaufwand von 210.000 Euro.



Drucksache 18/10345 – 36 – Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode

Entsprechend dem Leitfaden zur Berücksichtigung der Belange mittelständischer Unter-nehmen

in der Gesetzesfolgenabschätzung (KMU-Test) vom 30. Dezember 2015 wurde geprüft, ob weni-

ger belastende Regelungsalternativen oder Unterstützungsmaßnahmen möglich sind. Bei der

Konzeption der Pflichten aus der Verordnung wurden an verschiedenen Stellen Sonder- und

Ausnahmeregelungen geschaffen, die vor allem kleinen und mittleren Unternehmen zu Gute

kommen (vgl. insbesondere § 3 Absatz 2 und § 8 Absatz 2 – fehlender Platz für die Aufstellung

von Behältnissen oder geringe Menge der Abfälle, § 5 – gemeinsame Erfassung und Entsorgung

von Kleinmengen mit Abfällen aus privaten Haushaltungen, § 8 Absatz 3 Satz 4 und § 9 Absatz 6

Satz 4 – Freistellung von Dokumentationspflichten bei kleineren Baumaßnahmen). Die Interes-

sen von kleinen und mittleren Unternehmen wurden damit ausreichend berücksichtigt.

c) Verwaltung

Durch die Verordnung entsteht für die Verwaltung der Länder kein zusätzlicher Erfüllungsauf-

wand.

2. Vorgaben

Lfd.
Nr.

Regelung Bezeichnung der Vorgabe

Norm-

Adressat /

Informations-
pflicht

1. § 3 Absatz 1
Getrenntsammlung und Zuführung zur Vorbereitung
zur Wiederverwendung oder zum Recycling von ge-
werblichen Siedlungsabfällen

W

2.
§ 3 Absatz 3
Satz 1 und 2
Nummer 1

Dokumentation der Getrenntsammlung von gewerbli-
chen Siedlungsabfällen

W (IP)

3.
§ 3 Absatz 3
Satz 1 und 2
Nummer 2

Dokumentation der Zuführung der getrennt gesam-
melten gewerblichen Siedlungsabfällen zur Vorberei-
tung zur Wiederverwendung oder zum Recycling

W (IP)

4.

§ 3 Absatz 3
Satz 1 und 2
Nummer 3
i.V.m. Absatz 2

Dokumentation der Voraussetzungen des Abwei-
chens von der Getrenntsammlungspflicht von gewerb-
lichen Siedlungsabfällen

W (IP)

5.
§ 3 Absatz 3
Satz 3

Vorlage der Dokumentation nach § 3 Absatz 3 Satz 1
und 2

W (IP), V
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6.
§ 4 Absatz 1
Satz 1 i.V.m. § 3
Absatz 2

Zuführung der nicht getrennt zu sammelnden gewerb-
lichen Siedlungsabfälle zur Vorbehandlungsanlage

W

7.
§ 4 Absatz 1
Satz 2

Verbot/Beschränkung von bestimmten Gemischen für
die Vorbehandlung von gewerblichen Siedlungsabfäl-
len

W

8.
§ 4 Absatz 2
auch i.V.m. § 9
Absatz 3 Satz 2

Bestätigung der Erfüllung der Anforderung an die
Vorbehandlungsanlage

W (IP)

9.
§ 4 Absatz 4
Satz 1 i.V.m.
Absatz 3

Zuführung der nicht vorzubehandelnden Gemische
von gewerblichen Siedlungsabfällen zur sonstigen
Verwertung

W

10.
§ 4 Absatz 4
Satz 2

Verbot/Beschränkung von bestimmten Gemischen für
sonstige Verwertung von gewerblichen Siedlungsab-
fällen

W

11.
§ 4 Absatz 5
Satz 1 und 2

Dokumentation der Zuführung von nicht getrennt ge-
sammelten gewerblichen Siedlungsabfällen zur Vor-
behandlungsanlage

W (IP)

12.
§ 4 Absatz 5
Satz 1 und 2

Dokumentation der Voraussetzungen des Abwei-
chens von der Vorbehandlungspflicht von gewerbli-
chen Siedlungsabfällen

W (IP)

13.
§ 4 Absatz 5
Satz 1 und 2

Dokumentation der Zuführung nicht vorzubehandeln-
der Gemische von gewerblichen Siedlungsabfällen
zur sonstigen Verwertung

W (IP)

14.
§ 4 Absatz 5
Satz 3

Vorlage der Dokumentation nach § 4 Absatz 5 Satz 1
und 2

W (IP), V

15.
§ 4 Absatz 5
Satz 4

Jährliche Vorlage der Dokumentation der Getrennt-
sammlungsquote

W (IP), V

16. § 5
Möglichkeit der gemeinsamen Erfassung von gewerb-
lichen Siedlungsabfällen mit Haushaltsabfällen

W

17.
§ 6 Absatz 1
i.V.m. der Anla-
ge

Mindestkomponenten für Vorbehandlungsanlagen W

18. § 6 Absatz 2 Sicherstellung der Getrennthaltung W
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19. § 6 Absatz 3 Einhaltung der Sortierquote W

20. § 6 Absatz 4
Feststellung und Dokumentation der Sortierquote so-
wie Unterrichtung der zuständigen Behörde bei Un-
terschreitung

W (IP), V

21. § 6 Absatz 5 Einhaltung der Recyclingquote W

22. § 6 Absatz 6
Feststellung und Dokumentation der Recyclingquote
sowie Vorlage bei der zuständigen Behörde

W (IP), V

23. § 6 Absatz 7
Zuführung der aussortierten und keinem Recycling
zugeführten Abfällen zur sonstigen Verwertung

W

24. § 6 Absatz 8 Aussortieren gefährlicher Abfälle W

25. § 7
Überlassung der Abfälle zur Beseitigung an den öf-
fentlich-rechtlichen Entsorgungsträger (Pflichtrestmüll-
tonne)

W

26. § 8 Absatz 1
Getrenntsammlung und Zuführung zur Vorbereitung
zur Wiederverwendung oder zum Recycling von Bau-
und Abbruchabfällen

W

27.
§ 8 Absatz 3
Satz 1 und 2
Nummer 1

Dokumentation der Getrenntsammlung von Bau- und
Abbruchabfällen

W (IP)

28.
§ 8 Absatz 3
Satz 1 und 2
Nummer 2

Dokumentation der Zuführung der getrennt gesam-
melten Bau- und Abbruchabfälle zur Vorbereitung zu
Wiederverwendung oder zum Recycling

W (IP)

29.

§ 8 Absatz 3
Satz 1 und 2
Nummer 3
i.V.m. Absatz 2

Dokumentation der Voraussetzungen des Abwei-
chens von der Getrenntsammlungspflicht von Bau-
und Abbruchabfällen

W (IP)

30..
§ 8 Absatz 3
Satz 3

Vorlage der Dokumentation nach § 8 Absatz 3 Satz 1
und 2

W (IP)

31.

§ 9 Absatz 1
Satz 1 Nummer
1 und Absatz 3
Satz 1 i.V.m. § 8
Absatz 2

Zuführung der nicht getrennt gesammelten Bau- und
Abbruchabfällen zur Vorbehandlungsanlage

W
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32.

§ 9 Absatz 1
Satz 1 Nummer
2 und Absatz 3
Satz 1 i.V.m. § 8
Absatz 2

Zuführung der nicht getrennt gesammelten Bau- und
Abbruchabfällen zur Aufbereitungsanlage

W

33.
§ 9 Absatz 1
Satz 2

Verbotene Gemische für Vorbehandlung und Aufbe-
reitung und von Bau- und Abbruchabfällen

W

34.
§ 9 Absatz 1
Satz 3

Weitere Beschränkung der Gemische für die Vorbe-
handlung von Bau- und Abbruchabfällen

W

35. § 9 Absatz 2
Bestätigung der Herstellung definierter Gesteinskör-
nungen in der Aufbereitungsanlage

W (IP)

36.
§ 9 Absatz 5
i.V.m Absatz 4

Zuführung der nicht vorzubehandelnden oder nicht
aufzubereitenden Gemische von Bau- und Abbruch-
abfällen zur sonstigen Verwertung

W

37.
§ 9 Absatz 6
Satz 1 und 2

Dokumentation der Zuführung von nicht getrennt ge-
sammelten Bau- und Abbruchabfällen zur Vorbehand-
lungs- oder Aufbereitungsanlage

W (IP)

38.
§ 9 Absatz 6
Satz 1 und 2

Dokumentation der Voraussetzungen des Abwei-
chens von der Vorbehandlungs- oder Aufbereitungs-
pflicht von gemischten Bau- und Abbruchabfällen

W (IP)

39.
§ 9 Absatz 6
Satz 1 und 2

Dokumentation der Zuführung nicht vorzubehandeln-
der oder nicht aufzubereitender Gemische von Bau-
und Abbruchabfällen zur sonstigen Verwertung

W (IP)

40.
§ 9 Absatz 6
Satz 3

Vorlage der Dokumentation nach § 9 Absatz 6 Satz 1
und 2

W (IP), V

41. § 10 Absatz 1 Durchführung der Annahmekontrolle W (IP)

42. § 10 Absatz 2 Durchführung der Ausgangskontrolle W (IP)

43. § 10 Absatz 3 Einholung der Entsorgungsbestätigung W (IP)

44. § 11 Absatz 1 Durchführung der Fremdkontrolle W
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45. § 11 Absatz 2
Dokumentation und Übermittlung der Ergebnisse der
Fremdkontrolle an die Behörde

W (IP),V

46.
§ 11 Absatz 4
bis 6

Antrag auf Zulassung und Bekanntgabe zugelassener
Stellen für die Fremdkontrolle

W (IP), V

47.
§ 12 Absatz 1
bis 3

Führen und Vorlage des Betriebstagebuchs W (IP),V

48. § 12 Absatz 4 Überprüfung der Eintragungen im Betriebstagebuch W

3. Prozesse:

a) Prozesse für die Wirtschaft

Die Vorgaben für die Wirtschaft werden zu folgenden Prozessen zusammengefasst:

 Getrennte Sammlung und Recycling von gewerblichen Siedlungsabfällen

- Nummer 1 (§ 3 Absatz 1)

- Nummer 2 (§ 3 Absatz 3 Satz 1 und 2 Nummer 1)

- Nummer 3 (§ 3 Absatz 3 Satz 1 und 2 Nummer 2)

- Nummer 5 (§ 3 Absatz 3 Satz 3)

- Nummer 16 (§ 5)

 Zuführung der nicht getrennt gesammelten gewerblichen Siedlungsabfälle zur Vorbehandlung

- Nummer 4 (§ 3 Absatz 3 Satz 1 und 2 Nummer 3 i.V.m. Absatz 2)

- Nummer 5 (§ 3 Absatz 3 Satz 3)

- Nummer 6 (§ 4 Absatz 1 Satz 1 i.V.m § 3 Absatz 2)

- Nummer 7 (§ 4 Absatz 1 Satz 2)

- Nummer 8 (§ 4 Absatz 2 auch i.V.m. § 9 Absatz 2 Satz 2)

- Nummer 11 (§ 4 Absatz 5 Satz 1 und 2)

- Nummer 14 (§ 4 Absatz 5 Satz 3)
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 Zuführung der nicht vorzubehandelnden Gemische von gewerblichen Siedlungsabfälle zur

sonstigen Verwertung

- Nummer 9 (§ 4 Absatz 4 Satz 1 i.V.m Absatz 3)

- Nummer 10 (§ 4 Absatz 3 Satz 2)

- Nummer 12 (§ 4 Absatz 5 Satz 1 und 2 )

- Nummer 13 (§ 4 Absatz 5 Satz 1 und 2)

- Nummer 14 (§ 4 Absatz 5 Satz 3)

- Nummer 15 (§ 4 Absatz 5 Satz 4)

 Erfüllung der Anforderungen an Vorbehandlungsanlagen

- Nummer 17 (§ 6 Absatz 1 i.V.m. der Anlage)

- Nummer 18 (§ 6 Absatz 2)

- Nummer 19 (§ 6 Absatz 3)

- Nummer 20 (§ 6 Absatz 4)

- Nummer 21 (§ 6 Absatz 5)

- Nummer 22 (§ 6 Absatz 6 Satz 1 und 2)

- Nummer 23 (§ 6 Absatz 7)

- Nummer 24 (§ 6 Absatz 8)

 Überlassung der Abfälle zur Beseitigung an den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger

(Pflichtrestmülltonne)

- Nummer 25 (§ 7)

 Getrennte Sammlung und Recycling von Bau- und Abbruchabfällen

- Nummer 26 (§ 8 Absatz 1)

- Nummer 27 (§ 8 Absatz 3 Satz 1 und 2 Nummer 1)

- Nummer 28 (§ 8 Absatz 3 Satz 1 und 2 Nummer 2)

- Nummer 30 (§ 8 Absatz 3 Satz 3)

 Zuführung der nicht getrennt gesammelten Bau- und Abbruchabfälle zur Vorbehandlung

- Nummer 8 (§ 4 Absatz 2 auch i.V.m. § 9 Absatz 2 Satz 2)

- Nummer 29 (§ 8 Absatz 3 Satz 1 und 2 Nummer 3 i.V.m. Absatz 2)

- Nummer 30 (§ 8 Absatz 3 Satz 3)

- Nummer 31 (§ 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und Absatz 3 Satz 1 i.V.m. § 8 Absatz 2)
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- Nummer 33 (§ 9 Absatz 1 Satz 2)

- Nummer 34 (§ 9 Absatz 1 Satz 3)

- Nummer 37 (§ 9 Absatz 6 Satz 1 und 2)

- Nummer 40 (§ 9 Absatz 6 Satz 3)

 Zuführung der nicht getrennt gesammelten Bau- und Abbruchabfälle zur Aufbereitung

- Nummer 32 (§ 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und Absatz 3 Satz 1 i.V.m. § 8 Absatz 2)

- Nummer 33 (§ 9 Absatz 1 Satz 2)

- Nummer 35 (§ 9 Absatz 2)

- Nummer 37 (§ 9 Absatz 6 Satz 1 und 2)

- Nummer 40 (§ 9 Absatz 6 Satz 3)

 Zuführung der nicht vorzubehandelnden Gemische von Bau- und Abbruchabfällen zur sonsti-

gen Verwertung

- Nummer 36 (§ 9 Absatz 5 i.V.m Absatz 4)

- Nummer 38 (§ 9 Absatz 6 Satz 1 und 2)

- Nummer 39 (§ 9 Absatz 6 Satz 1 und 2)

- Nummer 40 (§ 9 Absatz 6 Satz 3)

 Durchführung der Eigen- und Fremdkontrolle

- Nummer 41 (§ 10 Absatz 1)

- Nummer 42 (§ 10 Absatz 2)

- Nummer 43 (§ 10 Absatz 3)

- Nummer 44 (§ 11 Absatz 1)

- Nummer 45 (§ 11 Absatz 2)

- Nummer 46 (§ 11 Absatz 4 bis 6)

 Führen und Vorlage des Betriebstagebuchs

- Nummer 47 (§ 12 Absatz 1 bis 3)

- Nummer 48 (§ 12 Absatz 4)

b) Prozesse für die Verwaltung

 Kontrolle der Dokumentationen der Besitzer und Erzeuger von gewerblichen Siedlungsabfäl-

len und Bau- und Abbruchabfällen

- Nummer 5 (§ 3 Absatz 3 Satz 3 )
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- Nummer 14 (§ 4 Absatz 5 Satz 3)

- Nummer 30 (§ 8 Absatz 3 Satz 3)

- Nummer 40 (§ 9 Absatz 6 Satz 3)

 Überprüfung der Vorbehandlungsanlagen

- Nummer 20 (§ 6 Absatz 4)

- Nummer 22 (§ 6 Absatz 6)

- Nummer 45 (§ 11 Absatz 2)

- Nummer 47 (§ 12 Absatz 1 bis 3)

4. Darstellung des Erfüllungsaufwandes im Einzelnen

a) Wirtschaft

aa) Getrennte Sammlung und Recycling von gewerblichen Siedlungsabfällen

aaa) Allgemeine Vorgaben

Die getrennte Sammlung von gewerblichen Siedlungsabfällen mit dem Ziel des Recyclings (stoff-

liche Verwertung) der getrennt gesammelten Abfälle ist bereits in der geltenden Fassung der

Gewerbeabfallverordnung angelegt (vgl. § 3 Absatz 1 Satz 1 der geltenden Gewerbeabfallver-

ordnung). Getrennt zu sammeln sind derzeit Papier und Pappe (Abfallschlüssel 20 01 01), Glas

(Abfallschlüssel 20 01 02), Kunststoffe (Abfallschlüssel 20 01 39), Metalle (Abfallschlüssel 20 01

40) und biologisch abbaubare Küchen- und Kantinenabfälle (Abfallschlüssel 20 01 08), Garten-

und Parkabfälle (Abfallschlüssel 20 02 01) und Marktabfälle (Abfallschlüssel 20 03 02). Soweit

die genannten Abfallfraktionen getrennt gesammelt werden, ändern sich die Anforderungen an

die Bewirtschaftung der genannten Abfälle durch die Vorgaben der neuen Verordnung nicht.

Neu hinzugekommen als getrennt zu sammelnde Fraktionen sind allerdings folgende Abfälle:

Holz, Textilien sowie weitere produktionsspezifische Abfälle. Die Getrenntsammlungspflicht wird

zudem auf den gesamten Bereich der biologisch abbaubaren Abfälle ausgedehnt und umfasst

nunmehr auch biologisch abbaubare Landschaftspflegeabfälle sowie biologisch abbaubare Abfäl-

le aus dem Einzelhandel und vergleichbare Abfälle aus Nahrungsmittelverarbeitungsbetrieben

und sonstigen Herkunftsbereichen.

Bei den genannten Abfallfraktionen ist allerdings zu berücksichtigen, dass diese in der Regel

bereits heute, auch ohne gesetzliche Vorgaben aus praktischen wie wirtschaftlichen Überlegun-

gen heraus, getrennt gesammelt werden, und dass auch für diese Abfälle aus technischen oder
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wirtschaftlichen Gründen Ausnahmen von der Pflicht zur getrennten Sammlung in der Verord-

nung vorgesehen sind, die mögliche Mehraufwendungen für eine weitergehende Getrennterfas-

sung begrenzen.

bbb) Holz

Bei Holz hat die Getrennthaltung bereits in den letzten 15 Jahren stark zugenommen, da die

Verstromung von Holz als erneuerbarer Energieträger seit dem Erneuerbare-Energien-Gesetz

(EEG 2000) verstärkt gefördert wird und somit bei den Holzkraftwerken Erlöse erzielt werden

können. Dies gilt sowohl für gewerbliches Holz als auch für Landschaftspflegeholz. Im Übrigen

enthält bereits die Altholzverordnung vom 15. August 2002 (BGBl. I S. 3302) in § 10 Getrennthal-

tungspflichten für Altholz. Auf Grund der in letzter Zeit gestiegenen Verbrennungspreise für ge-

werbliche Siedlungsabfallgemische ist als Folge von einer Intensivierung der Getrennterfassung

von Holz auszugehen. Nach einer Abschätzung des Bundesverbandes der Altholzaufbereiter und

-verwerter e.V. (BAV e.V.) fallen im Gewerbe jährlich mindestens rund eine Mio. Tonnen Holz an,

von denen ca. 50 Prozent bereits getrennt erfasst werden und 50 Prozent in Folge von fehlender

technischer Möglichkeit bzw. wirtschaftlichen Unzumutbarkeit vermutlich auch weiterhin gemischt

anfallen. Nach Auffassung der einschlägigen Wirtschaft ist dabei eines der größten Hindernisse

bei der Getrennterfassung von Holz in Betrieben der Platzmangel für die Aufstellung von ent-

sprechenden Behältnissen. Diesen Umstand berücksichtigt auch die neue Verordnung im Rah-

men der technischen Möglichkeit nach § 3 Absatz 2 Satz 2. Somit sind für die getrennte Samm-

lung und Verwertung von Holz keine Mehrkosten zu erwarten.

ccc) Textilien

Die getrennte Erfassung von Textilien ist nicht nur im Bereich der privaten Haushalte durch

kommunale, gewerbliche oder karitative Sammelsysteme (sog. Altkleidersammlungen) etabliert,

sondern es gibt eine Reihe von Entsorgungsunternehmen, die sich darauf spezialisiert haben,

Textilabfälle aus dem gewerblichen und industriellen Bereich (Hotels, Krankenhäuser, Schneide-

reien etc.) zu sammeln und einer Verwertung zuzuführen. So sind die Preise für Textilien in den

letzten Jahren gestiegen und liegen nun konstant über 0,35 Euro pro Kilogramm. Schon aus

wirtschaftlichen Gründen haben deshalb in den letzten Jahren die betroffenen Unternehmen in

die getrennte Sammlung von Textilien im gewerblichen Bereich investiert, so dass für den Be-

reich der Textilien kein zusätzlicher Aufwand für die nunmehr rechtlich normierte Getrennterfas-

sung entstehen dürfte.
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ddd) Produktionsspezifische Abfälle

Auch bei produktionsspezifischen Abfällen ist davon auszugehen, dass diese bereits heute zu

einem hohen Anteil getrennt erfasst werden. Die genannten Abfälle, wie z.B. Abfälle aus Säge-

arbeiten, Rinden- und Korkabfälle, Lederabfälle und Filterstäube, fallen im Zuge eines Produkti-

onsprozesses ohnehin zumeist getrennt an. Eine Vermischung mit anderen Abfällen, insbeson-

dere mit Wertstoffen bzw. Wertstoffgemischen, würde die Verwertungsmöglichkeiten stark ein-

schränken und wäre damit nicht wirtschaftlich. Dies hat zur Folge, dass die betroffenen Unter-

nehmen bereits zum gegenwärtigen Zeitpunkt ohne rechtliche Verpflichtung auf die Getrennt-

sammlung achten. Hinzu kommen die stark gestiegenen Rohstoffpreise, die Unternehmen be-

reits zum gegenwärtigen Zeitpunkt zwingen, nicht vermeidbare produktionsspezifische Abfälle

möglichst so zu sammeln, dass diese einer Vorbereitung zur Wiederverwendung oder einem

Recycling zugeführt werden können. Im Ergebnis wird durch die rechtliche Verpflichtung zur Ge-

trenntsammlung allenfalls ein geringer Mehraufwand entstehen, die Bezifferung dieses Mehrauf-

wandes fällt allerdings auch nach Aussage der betroffenen Wirtschaft schwer, da es sich – wie

dargestellt – um verschiedenste Abfallströme handelt, die je nach Wirtschaftszweig stark diver-

gieren. Es entsteht allenfalls ein geringfügiger Mehraufwand.

eee) Biologisch abbaubare Abfälle

Für den Bereich der biologisch abbaubaren Landschaftspflegeabfälle gibt es keine belastbaren

Daten über das Aufkommen bzw. über die gegenwärtig bereits getrennt erfassten Mengen. Nach

Expertenauffassung ist in der Praxis allerdings davon auszugehen, dass Landschaftspflegeabfäl-

le, wenn sie getrennt erfasst werden, bereits heute einer biologischen Behandlung zugeführt

werden, weil diese Behandlung im Regelfall günstiger ist als alternative Verwertungsmaßnahmen

(wie beispielsweise die Verbrennung). Es ist zudem davon auszugehen, dass bestimmte Mengen

an Landschaftspflegematerialien auf der Fläche verbleiben und dann letztendlich wieder dem

Stoffkreislauf zugeführt werden. In diesen Fällen spielt die Getrenntsammlungspflichten keine

Rolle. Insofern ist für den Bereich der Landschaftspflegeabfälle nicht von Mehrkosten auszuge-

hen.

Für den Bereich der biologisch abbaubaren Abfälle aus dem Einzelhandel und vergleichbare

Abfälle aus dem Nahrungsmittelverarbeitungsbereich, die ebenfalls neu in den Kreis der getrennt

zu sammelnden Abfälle aufgenommen werden, ist nach Expertenauffassung ebenfalls davon

auszugehen, dass der überwiegende Teil bereits heute getrennt erfasst wird und einer biologi-

schen Behandlung (in der Regel Vergärung mit anschließender stofflichen Nutzung der Gärrück-

stände) zugeführt wird. Für den Fall, dass hier dennoch eine noch stärkere Getrennterfassung in
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Folge der Verordnung erfolgt, dürften die wirtschaftlichen Bedingungen der biologischen Verwer-

tung immer günstiger sein, als die einer sonstigen, insbesondere energetischen Verwertung

(s.o.), so dass auch hier in der Regel keine Mehrkosten entstehen.

fff) Dokumentationspflichten

Bei der Konzeption der Dokumentationspflichten für die getrennte Sammlung (§ 3 Absatz 3 Satz

1 und 2 Nummer 1 und 2 sowie Satz 3) wurde darauf geachtet, bereits vorhandene Dokumente –

wie Lagepläne, Lichtbilder oder Praxisbelege (Liefer- oder Wiegescheine) – zur Pflichterfüllung

ausreichen zu lassen. Auf diese Weise kann die getrennte Sammlung ohne zusätzlichen Auf-

wand dokumentiert werden. Zudem handelt es sich in der Regel um eine einmalige Dokumenta-

tionspflicht soweit sich nicht wesentliche Umstände im Bereich der Abfallbewirtschaftung eines

Unternehmens ändern. Ähnlich verhält es sich mit der Pflicht zur Dokumentation der Zuführung

der getrennt gesammelten gewerblichen Siedlungsabfälle zur Vorbereitung zur Wiederverwen-

dung oder zum Recycling. Dies Dokumentation geschieht durch einen Nachweis desjenigen, der

die Abfälle übernimmt. Ein aufwendiger Nachweis über mehrere Stationen ist daher nicht erfor-

derlich. Da zumindest zu Abrechnungszwecken jedoch ohnehin entsprechende Belege ausge-

stellt werden und diese für den Nachweis nach dieser Vorgabe genutzt werden können, entsteht

kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand. Schließlich erfolgt die Übermittlung an die Behörde nur auf

deren Verlangen, so dass auch hier unnötige Übermittlungskosten vermieden werden. Durch die

Dokumentationspflichten entsteht kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand.

ggg) Kleinmengenregelung

§ 5 Satz 1 regelt die Entsorgung von Kleinmengen an gewerblichen Siedlungsabfällen, die auf

Grundstücken anfallen, auf denen zugleich Abfälle aus privaten Haushaltungen gesammelt wer-

den, wie beispielsweise bei Architekten, Rechtsanwälten oder anderen freiberuflich Tätigen. Die

Vorschrift wurde gegenüber der Vorgängerregelung des § 3 Absatz 7 der geltenden Gewerbeab-

fallverordnung in Teilen neu konzipiert. Sie enthält eine Befreiung von den Getrenntsammlungs-

und Zuführungspflichten nach den §§ 3 und 4. Erzeuger und Besitzer von gewerblichen Sied-

lungsabfällen können diese gemeinsam mit den auf dem jeweiligen Grundstück, auf dem die

gewerbliche Tätigkeit ausgeübt wird, anfallenden Abfällen aus privaten Haushaltungen entsor-

gen, wenn ihnen auf Grund der geringen Menge der angefallenen gewerblichen Siedlungsabfälle

eine Erfüllung der Pflichten nach den §§ 3 und 4 wirtschaftlich nicht zuzumuten ist. Das Statisti-

sche Bundesamt schätzt die Zahl der Betriebe, der die Kleinmengenregelung zu Gute kommen

könnte, auf etwa 500.000. Bereits heute erlauben viele kommunale Satzungen unter bestimmten

Bedingungen die Mitbenutzung von Behältern für Haushaltsabfälle durch Erzeuger und Besitzer

von Kleinmengen gewerblicher Siedlungsabfälle. In den Fällen, in denen es noch keine sat-
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zungsrechtliche Befreiungsmöglichkeit gibt, führt die neue Regelung zu einer Entlastung der be-

troffenen Kleinunternehmer. Es ist also im Ergebnis mit einer geringfügigen Entlastung durch die

neue Kleinmengenregelung des § 5 zu rechnen, die aber im Einzelnen nicht abgeschätzt werden

kann.

hhh) Ergebnis

Durch die getrennte Sammlung und das Recycling von gewerblichen Siedlungsabfällen entsteht

kein zusätzlicher jährlicher Erfüllungsaufwand.

bb) Zuführung der nicht getrennt gesammelten gewerblichen Siedlungsabfälle zur Vorbehand-

lung

aaa) Allgemeine Vorgaben

Nach § 4 Absatz 1 Satz 1 i.V.m. § 3 Absatz 2 müssen nicht getrennt gesammelte gewerbliche

Siedlungsabfälle einer Vorbehandlungsanlage zugeführt werden. Auch bisher galt grundsätzlich

die Pflicht zur Vorbehandlung (vgl. § 3 Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 der geltenden Gewerbeabfall-

verordnung). Allerdings gab es letztlich ein Wahlrecht zwischen der Vorbehandlung und der

energetischen Verwertung (vgl. § 3 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 der geltenden Gewerbeabfallver-

ordnung), so dass nicht alle gemischt erfassten Abfälle einer Vorbehandlung zugeführt wurden.

Ähnlich wie bei der zuvor genannten Getrenntsammlungspflicht ist bei der Vorbehandlungspflicht

zu berücksichtigen, dass auch nach neuem Recht nicht alle gemischt gesammelten gewerblichen

Siedlungsabfälle der Vorbehandlung zuzuführen sind. Insoweit enthält § 4 Absatz 3 Satz 1 und 2

eine Ausnahme für Fälle der technischen Unmöglichkeit bzw. der wirtschaftlichen Unzumutbar-

keit. Hinzu kommt die neu geschaffene Ausnahmemöglichkeit der Erreichung einer hohen Ge-

trenntsammlungsquote nach § 4 Absatz 3 Satz 4. Hiernach entfällt die Vorbehandlungspflicht für

Unternehmen mit einer Getrenntsammlungsquote von über 90 Prozent. Es wird davon ausge-

gangen, dass in diesen Fällen eine Vorbehandlung der restlichen 10 Prozent als Gemisch ange-

fallenen Abfälle weder aus ökologischen noch aus ökonomischen Gründen sinnvoll ist.

In einigen Fällen ist mit der Vorbehandlung der Verwertungsprozess soweit fortgeschritten, dass

der jeweilige Stoff unmittelbar in der industriellen Produktion wieder eingesetzt werden kann

(zum Beispiel Metalle). In anderen Fällen sind nach der Vorbehandlung weitere Reyclingschritte

notwendig (zum Beispiel bei Kunststoffen). Die Höhe der Kosten für weitere Reyclingschritte ist

zum einen abhängig von dem jeweiligen Stoffstrom und zum anderen von der Qualität der aus-
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sortierten Materialien und kann daher nicht weiter dargestellt werden. Zudem müssten die Kos-

ten verglichen werden mit den Kosten für die Beschaffung von Primärrohstoffen.

bbb) Mehrkosten für die Vorbehandlung

Gemäß der vom Statistischen Bundesamt im August 2016 veröffentlichten Statistik der Abfallent-

sorgung fielen im Jahr 2014 in Deutschland rund 6 Mio. Tonnen gemischte gewerbliche Sied-

lungsabfälle an. Der Bundesverband der Deutschen Entsorgungswirtschaft (BDE e.V.) schätzt,

dass durch die erweiterten Getrennthaltungspflichten und stringenteren Ausnahmemöglichkeiten

der neuen Verordnung diese Menge zukünftig um ca. 1,5 Mio. Tonnen auf dann jährlich ca. 4,5

Mio. Tonnen zurückgehen wird.

Unter dieser Prämisse und davon ausgehend, dass rund 20 Prozent dieser Menge (also 0,9 Mio.

Tonnen) aus technischen oder wirtschaftlichen Gründen auch zukünftig direkt thermisch behan-

delt werden, verbleiben rund 3,6 Mio. Tonnen gemischte gewerbliche Siedlungsabfälle, die zu-

künftig zunächst einer Vorbehandlung zugeführt werden müssen. Gegenüber dem Jahr 2010, in

dem gemäß der Ergebnisse des UFO-Plan Forschungsvorhabens „Stoffstromorientierte Lö-

sungsansätze für eine hochwertige Verwertung von gemischten Siedlungsabfällen“ (u.e.c. Berlin,

UBA Texte 2014) rund 45 Prozent von damals ca. 5,8 Mio. Tonnen gemischter gewerblicher

Siedlungsabfälle, also 2,6 Mio. Tonnen, einer Vorbehandlung zugeführt wurden, steigt die vorzu-

behandelnde Menge durch die Vorgaben der neuen Verordnung damit um ca. 1 Mio. Tonnen an.

Ob aus der Vorbehandlungspflicht Mehrkosten resultieren, wird im Einzelfall davon abhängen, ob

aus zusätzlichen Transporten insbesondere für die aussortierten Fraktionen im Saldo Kosten-

steigerungen verbleiben. Die Transportleistungen wurden im o.g. Forschungsvorhaben für sämt-

liche Transporte zwischen den Anlagen für den Basisfall (Ist-Situation 2010) und zwei Varianten

mit unterschiedlichen Sortiermengen bestimmt. Danach betrug die durchschnittliche Trans-

portentfernung im Basisfall rund 197 Kilometer, die auf maximal 295 Kilometer bei intensiver Sor-

tierung anstieg. Unter Berücksichtigung der Anforderungen der Verordnung an die Vorbehand-

lung lässt sich abschätzen, dass die durchschnittliche Transportentfernung durch die Pflicht zur

Vorbehandlung künftig 280 Kilometer beträgt. Gegenüber dem Basisfall (6 Mio. Tonnen, 197

Kilometer) würde dann die Transportleistung (4,5 Mio. Tonnen, 280 Kilometer) um rund 80 Mio.

Tonnenkilometer ansteigen. Die spezifischen Transportkosten können auf der Basis verschiede-

ner Veröffentlichungen mit 0,15 Euro/Tonnenkilometer angesetzt werden. Daraus ergibt sich ein

transportbedingter Mehraufwand von rund 12 Mio Euro. Bezogen auf 4,5 Mio. Tonnen sind dies

2,70 Euro pro Tonne.
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Bezüglich der Behandlungskosten in Verbrennungsanlagen ist festzustellen, dass sich die Ver-

brennungspreise für gewerbliche Abfälle im letzten Jahr stark erhöht haben und insbesondere

der Spotmarkt mit sehr günstigen Konditionen praktisch zum Erliegen gekommen ist. Aktuell be-

wegt sich ein Großteil der Preismeldungen zwischen 90 und 120 Euro pro Tonne (EUWID

27.2016), so dass für die weiteren Überlegungen – eher konservativ – ein durchschnittlicher Ver-

brennungspreis von 100 Euro je Tonne gewählt ist.

Die mittleren Annahmepreise von Vorbehandlungsanlagen (Gesamtpreis für die Sortierung und

Verwertung aller Stoffströme) wurden im UFO-Plan Forschungsvorhaben „Aufkommen, Verbleib

und Ressourcenrelevanz von Gewerbeabfällen“ (u.e.c. Berlin, 2010) auf Basis einer Fragebo-

generhebung mit 80 bis 90 Euro pro Tonne (Stand 2010) angegeben. Für 2013 wurde im UFO-

Plan Forschungsvorhaben „Stoffstromorientierte Lösungsansätze für eine hochwertige Verwer-

tung von gemischten Siedlungsabfällen“ bedingt durch günstige Verbrennungspreise und hohe

Wertstofferlöse ein etwas geringeres Preisniveau mitgeteilt. Der zwischenzeitliche Anstieg der

Preise für die Verbrennung von Ersatzbrennstoffen dürfte diesen Rückgang wieder kompensiert

haben. Branchenexperten berichten für 2016, dass die Annahmepreise für Vorbehandlungsanla-

gen unter den derzeitigen Marktbedingungen um etwa 5 bis 10 Euro pro Tonne niedriger ausfal-

len als die der direkten Verbrennung. Erst wenn unterstellt wird, dass die Preise der Vorbehand-

lung nicht mehr günstiger sind als die der Verbrennung, müssten zusätzliche Transportkosten

aufgewendet werden.

Zusammenfassend könnten dann durch die Pflicht zur Vorbehandlung zusätzliche Erfüllungskos-

ten in Höhe von 12,1 Mio. Euro jährlich entstehen.

ccc) Bestätigung der Einhaltung der Anforderungen durch die Vorbehandlungsanlage

Bei der Bestätigungspflicht des § 4 Absatz 2 handelt es sich um die Pflicht der Erzeuger und Be-

sitzer, sich bei der erstmaligen Übergabe von Abfällen an der Vorbehandlungsanlage von dem

Betreiber der Anlage bestätigen zu lassen, dass diese die Anforderungen nach § 6 Absatz 1 und

3 erfüllt. Für die Bestätigung wird zur bürokratischen Entlastung bewusst auf die Schriftform ver-

zichtet und stattdessen lediglich die Textform nach § 126b BGB angeordnet. Neben einer Bestä-

tigung durch Aufdruck auf die Praxisbelege – wie Liefer- oder Wiegescheine – oder auch auf

Rechnungen kommt daher auch eine Bestätigung durch Aushang der entsprechenden Informati-

onen im Annahmebereich der Anlage in Betracht. Auf diese Weise können zusätzliche Kosten

weitgehend vermieden werden.

Kosten für die Informationsbeschaffung entstehen ebenfalls nicht, denn die erforderlichen Infor-

mationen – wie zum Beispiel die monatliche Sortierquote – werden von dem Betreiber der Sor-
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tieranlage auf Grund anderer Vorschriften der Verordnung ohnehin erhoben und dokumentiert.

Ferner können auch die im Rahmen der letzten Fremdkontrolle nach § 11 Absatz 1 ebenfalls

dokumentierten Ergebnisse kostenneutral zur Bestätigung genutzt werden. Es wird geschätzt,

dass bei 179 Vorbehandlungsanlagen ein jährlicher Erfüllungsaufwand von je 50 Euro entsteht

(zum Beispiel Kauf eines Schildes bzw. Erstellung eines Aushangs und Anbringung im Annah-

mebereich der Anlage). Durch die Bestätigungspflicht des § 4 Absatz 2 entsteht somit ein zusätz-

licher jährlicher Erfüllungsaufwand von 89.500 Euro.

ddd) Dokumentationspflichten

Die Dokumentationspflichten betreffen die Darlegung der Ausnahmegründe für das Abweichen

von der Getrenntsammlungspflicht (§ 3 Absatz 3 Satz 1 und 2 Nummer 3) und der Zuführung der

nicht getrennt gesammelten Abfälle zur Vorbehandlungsanlage (§ 4 Absatz 3 Satz 1 bis 3). Die

zuerst genannte Pflicht ist bereits in ähnlicher Form im geltenden Recht verankert (vgl. § 3 Ab-

satz 3 Satz 2 der geltenden Gewerbeabfallverordnung). Die Bürokostenmessung des Statisti-

schen Bundesamtes weist hier einen Wert von null Euro aus. Die Art und Weise wie die techni-

sche Unmöglichkeit oder die wirtschaftliche Unzumutbarkeit belegt wird, wird wie bisher nicht

verbindlich festgelegt, damit praxisgerechte Lösungen erhalten bleiben. So kann beispielsweise

der Nachweis der technischen Unmöglichkeit wegen fehlender räumlicher Verhältnisse zur Auf-

stellung von Containern unbürokratisch durch einen Lageplan oder durch die Vorlage von Licht-

bildern dokumentiert werden. Zudem handelt es sich in der Regel um eine einmalige Dokumenta-

tionspflicht soweit sich nicht wesentliche Umstände im Bereich der Abfallbewirtschaftung eines

Unternehmens ändern.

Bei der Darlegung der wirtschaftlichen Unzumutbarkeit der getrennten Sammlung dürfte es in der

Regel ausreichend sein, wenn der Betrieb mindestens zwei Angebote einholt. Dies wird er schon

aus wirtschaftlichen Gesichtspunkten tun, um die Entsorgungskosten zu vergleichen. Die Doku-

mentation der Zuführung zur Vorbehandlung lässt sich durch bereits vorhandene Dokumente wie

Liefer- oder Wiegescheine, Entsorgungsverträge oder Nachweise desjenigen, der die Abfälle

übernimmt, erbringen, so dass auch hier keine zusätzlichen Erfüllungskosten anfallen. Schließ-

lich erfolgt die Übermittlung an die Behörde nur auf deren Verlangen, so dass auch diesbezüglich

unnötige Übermittlungskosten vermieden werden. Durch die Dokumentationspflichten entsteht

kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand.

eee) Ergebnis

Durch die Pflicht zur Zuführung der nicht getrennt gesammelten Abfälle zur Vorbehandlung ent-

steht zusätzlicher Erfüllungsaufwand von jährlich rund 12,2 Mio. Euro.
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cc) Zuführung der nicht vorzubehandelnden Gemische von gewerblichen Siedlungsabfällen zur

sonstigen Verwertung

aaa) Allgemeine Vorgaben

Entfällt die Pflicht zur Zuführung zu einer Vorbehandlungsanlage nach § 4 Absatz 4 i. V. m. Ab-

satz 3, haben Erzeuger und Besitzer die Gemische von anderen Abfällen getrennt zu halten und

vorrangig einer ordnungsgemäßen, schadlosen und hochwertigen sonstigen, insbesondere

energetischen, Verwertung zuzuführen. Auch bisher galt bereits die Pflicht, die nicht getrennt

gehaltenen Abfallfraktionen, die keiner Vorbehandlung zugeführt werden, einer energetischen,

Verwertung zuzuführen (vgl. § 3 Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 der geltenden Gewerbeabfallverord-

nung). Hierfür war bereits nach der geltenden Verordnung eine Getrennthaltung notwendig, um

eine Vermischung mit stofflich verwertbaren Abfällen zu verhindern. Durch die neue Pflichten-

kaskade der getrennten Sammlung und Zuführung zur Vorbehandlung vor einer möglichen Zu-

führung zur sonstigen, insbesondere energetischen Verwertung, werden die Massen der zur

sonstigen Verwertung ausgebrachten Abfälle sinken. Die hiermit verbundene Kostensenkung

wurde aber bereits im Rahmen der Pflicht zur Zuführung zur Vorbehandlung dadurch berücksich-

tigt, dass dort die etwaigen Mehrkosten aus zusätzlichen Transporten (Differenz zur sonstigen

Verwertung) ausgewiesen wurden.

bbb) Dokumentationspflichten

Die Dokumentation der Zuführung (§ 4 Absatz 5 Satz 1 bis 3) ist trotz fehlender rechtlicher Vor-

gabe bereits praktizierter Standard (vgl. dazu die Ausführungen in 4. a) bb) ddd)). Die Dokumen-

tation der Gründe für das Abweichen von der Pflicht zur Zuführung zu einer Vorbehandlungsan-

lage ist bereits in ähnlicher Form in § 3 Absatz 3 Satz 2 der geltenden Gewerbeabfallverordnung

enthalten. Die Bürokostenmessung des Statistischen Bundesamtes weist hier einen Wert von

null Euro aus. Die Dokumentation kann nach § 4 Absatz 5 Satz 1 und 2 wie bisher unbürokra-

tisch durch bereits vorhandene Dokumente erbracht werden. Um einen unnötigen Bürokratieauf-

wand zu verhindern, sieht § 4 Absatz 5 Satz 3 schließlich vor, dass die erstellte Dokumentation

nur auf Anfrage an die zuständige Behörde versendet werden muss.

Neu ist die Pflicht der jährlichen Vorlage der Dokumentation der Getrenntsammlungsquote nach

§ 4 Absatz 5 Satz 4. Die Pflicht entsteht jedoch nur, wenn sich ein Unternehmen auf die Rege-

lung des § 4 Absatz 3 Satz 3 beruft. Hiernach entfällt die Getrenntsammlungspflicht für Erzeuger,

wenn die Getrenntsammlungsquote im vorangegangenen Kalenderjahr mindestens 90 Mas-

seprozent betragen hat. Die Regelung stellt eine zusätzliche Ausnahmemöglichkeit für die Unter-
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nehmen dar und dient der Entlastung. Von der Möglichkeit werden Unternehmen nur Gebrauch

machen, wenn die Kosten für die Dokumentation die tatsächlichen Mehrkosten für die getrennte

Sammlung nicht übersteigen. Durch die Dokumentationspflichten entsteht daher insgesamt kein

zusätzlicher Erfüllungsaufwand.

ccc) Ergebnis

Durch die Zuführung der nicht vorzubehandelnden gewerblichen Siedlungsabfälle zur sonstigen

Verwertung entsteht kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand.

dd) Erfüllung der Anforderungen an Vorbehandlungsanlagen

aaa) Allgemeine Vorgaben

Die Vorschrift des § 6 entspricht in Teilen § 5 der geltenden Gewerbeabfallverordnung, geht in

ihrer Detaillierung mit Blick auf die Anlagentechnik und die fünfstufige Abfallhierarchie (§§ 6 bis 8

KrWG) aber deutlich darüber hinaus.

bbb) Nachrüstung und Neuerrichtung von Anlagen

§ 6 Absatz 1 bestimmt in Verbindung mit der Anlage zu der Verordnung, dass die Vorbehand-

lungsanlagen durch den Betreiber mindestens mit den in der Anlage aufgeführten Komponenten

auszustatten sind. Gegenwärtig werden nach einer Auswertung des Statistischen Bundesamtes

in Deutschland 179 Sortieranlagen für hausmüllähnliche gewerbliche Siedlungsabfälle mit unter-

schiedlicher technischer Ausstattung und Sortiertiefe betrieben. Im Ergebnis des UFO-

Planvorhabens „Aufkommen, Verbleib und Ressourcenrelevanz von Gewerbeabfällen“ (u.e.c.

Berlin, 2010) und Expertenschätzungen ist davon auszugehen, dass etwa 10 bis 15 Prozent der

Anlagen weitgehend bereits dem in der Verordnung geforderten technischen Standard entspre-

chen. Wird von ca. 20 Anlagen ausgegangen, deren mittlerer Jahresdurchsatz ca. 30.000 Ton-

nen beträgt, steht eine Sortierkapazität von 0,6 Mio. Tonnen pro Jahr schon zur Verfügung. Mit-

hin müssten also gegebenenfalls Anlagenkapazitäten in Höhe von 3 Mio. Tonnen pro Jahr tech-

nisch nachgerüstet werden. Bei einem angenommen vergleichsweise geringen Mindestdurchsatz

von ca. 20.000 Tonnen je Anlage und Jahr beträfe die Nachrüstung dann 159 Anlagen.

Die Nachrüstung konzentriert sich dabei vor allem auf automatisch arbeitende Trennaggregate,

deren derzeitige Anschaffungskosten nach Expertenaussagen (u.e.c. Berlin) grob zwischen

90.000 Euro (NE-Scheider) und 160.000 Euro (sensorgestützte Sortieraggregate) betragen. Un-

ter Einbeziehung weiterer Investitionen (Fördertechnik, Stahlbau, Elektrotechnik und Bauneben-
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kosten) können die Nachrüstkosten einer Anlage auf ca. 1,5 Mio. Euro bzw. 75 Euro je Tonne

Durchsatz geschätzt werden.

Somit kann ein einmaliger Erfüllungsaufwand in Höhe von 238 Mio. Euro entstehen. Zu berück-

sichtigen ist allerdings die Regelung des § 6 Absatz 1 Satz 2; hiernach ist die Pflicht auch erfüllt,

wenn die Komponenten auf mehrere Anlagen verteilt sind und diese Anlagen hintereinanderge-

schaltet betrieben werden. Diese Regelung ermöglicht vertraglich abgesicherte Kooperationen

zwischen verschiedenen Anlagen. In welchem Maße davon Gebrauch gemacht wird, kann nur

abgeschätzt werden. Insoweit wird geschätzt, dass sich die genannten Kosten durch Degressi-

onseffekte um etwa 20 Prozent auf 192 Mio. Euro reduzieren könnten.

Hinsichtlich der Neuerrichtung von Anlagen ist Folgendes festzustellen: Abhängig von den Aus-

wirkungen der Neuregelungen und der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung sowie der transport-

günstigen Verfügbarkeit bestehender Anlagen kann die Errichtung weiterer Vorbehandlungsan-

lagen notwendig werden. Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, dass die Neuerrichtung von

Anlagen erst dann ernsthaft in Erwägung gezogen werden dürfte, wenn die in Folge der Neure-

gelungen anfallenden gemischten Gewerbeabfallmengen und deren Zusammensetzung genauer

bekannt sind. Dies dürfte nicht vor der gemäß § 6 Absatz 5 Satz 3 von der Bundesregierung En-

de 2020 durchzuführenden Evaluation der Recyclingquote der Fall sein. Zudem ist zu berück-

sichtigen, dass die Errichtung neuer Anlagen von der Entsorgungswirtschaft nur in Betracht ge-

zogen werden wird, wenn die Anlagen auch wirtschaftlich betrieben werden können. Wenn tat-

sächlich die Entscheidung für die Errichtung neuer Anlagen getroffen wird, werden diese schon

aus wirtschaftlichen Erwägungen dem dann geltenden Stand der Technik entsprechen und die

im Anhang aufgeführten Komponenten enthalten.

ccc) Vermischungsverbot

§ 6 Absatz 2 (Vermischungsverbot) entspricht den Regelungen des § 5 Absatz 1 Satz 1 und 2

der geltenden Gewerbeabfallverordnung. Mehrkosten fallen hierfür nicht an.

ddd) Einhaltung und Dokumentation der Sortierquote

Die in § 6 Absatz 3 festgelegte „Sortierquote“ von 85 Masseprozent entspricht der bereits in § 5

Absatz 1 der geltenden Gewerbeabfallverordnung enthaltenen „Verwertungsquote“. Zur Errei-

chung der Quote erforderliche Mehraufwendungen sind daher nicht zu erwarten. Die Regelung

des § 6 Absatz 4 zur Feststellung der monatlichen Sortierquote sowie zur Unterrichtung der zu-

ständigen Behörde bei Unterschreitung der Quote entspricht den Regelungen des § 5 Absatz 4

zur Ermittlung und Mitteilung der „Verwertungsquote“. Die Bürokostenmessung des Statistischen
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Bundesamtes weist für den gesamten Komplex einen Wert von 257.000 Euro aus. Zusätzlicher

Erfüllungsaufwand entsteht nicht.

eee) Einhaltung und Dokumentation der Recyclingquote

Die Regelung des § 6 Absatz 5 zur Zuführung von mindestens 30 Masseprozent der aussortier-

ten Abfälle zum Recycling ist eine gegenüber der geltenden Rechtslage neue Pflicht der Betrei-

ber von Vorbehandlungsanlagen. Diese waren bislang lediglich dazu verpflichtet, 85 Massepro-

zent einer Verwertung zuzuführen. Dabei wurde nicht zwischen stofflicher und energetischer

Verwertung differenziert (vgl. § 5 Absatz 1 Satz 3 und 4 der geltenden Gewerbeabfallverord-

nung). Tatsächlich werden jedoch auch bislang aussortierte recyclingfähige Abfälle tatsächlich

einem Recycling zugeführt. Dies betrifft insbesondere Kunststoffe, Metalle, Papier und Holz, oh-

ne dass dafür jedoch Quoten festgelegt sind.

Für die dem Recycling zugeführten Abfälle werden in aller Regel Erlöse erzielt, die den Betrieb

einer Vorbehandlungsanlage überhaupt erst wirtschaftlich machen. Durch die nunmehrige Fest-

legung einer stringenten Recyclingquote entstehen den Betreibern von Sortieranlagen gleichwohl

keine erhöhten Kosten, da sie auf bereits bestehende vertragliche Bindungen und Kontakte zu

Recyclinganlagen zurückgreifen können. Gerade die Vorgabe von Mindestkomponenten nach §

6 Absatz 1 in Verbindung mit der Anlage zur Verordnung wird zu einer Steigerung der Massen

der aussortierten und dem Recycling zugeführten Abfälle führen. Zu berücksichtigen ist zudem,

dass die Verpflichtung erst ab dem 1. Januar 2019 gelten wird und damit ausreichend Zeit be-

steht, neue Recyclingpartner zu akquirieren. Mögliche technische Mehrkosten für die Nachrüs-

tung der bestehenden Anlagen sind bereits oben (vgl. a) dd) bbb)) dargestellt.

Die jährliche Feststellung der Recyclingquote gemäß § 6 Absatz 6 ist zwar eine neue Pflicht für

die Betreiber von Vorbehandlungsanlagen. Das bedeutet aber nicht, dass bislang durch die Be-

treiber die Massenströme in den Anlagen und ihre Absteuerung in nachfolgende Verwertungs-

wege nicht dokumentiert und ausgewertet wurden. Vielmehr ist es übliche Praxis, dass von den

Betreibern Recyclingquoten für die innerbetriebliche Auswertung der Betriebsabläufe ermittelt

werden. Diese Unterlagen können nunmehr auch herangezogen werden, um die Recyclingquote

nachvollziehbar darzustellen. Es wird daher bei den 179 Anlagen nur mit einem Aufwand von

maximal zwei Stunden pro Fall und einem Stundenlohn von 45,90 Euro (Stundensatz für ein ho-

hes Qualifikationsniveau im Bereich der Wasserversorgung; Abwasser- und Abfallentsorgung

und Beseitigung von Umweltverschmutzungen) gerechnet. Es entstehen jährliche Erfüllungskos-

ten von maximal 17.000 Euro. Durch die Verankerung der Pflicht in der Gewerbeabfallverord-

nung entstehen somit nur geringfügige Mehrkosten in Höhe von 17.000 Euro.
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fff) Sonstige Verwertung nicht recyclingfähiger Abfälle

§ 6 Absatz 7 ist in seiner Regelungsintention nicht neu. Abfälle, die nach einer Vorbehandlung

nicht stofflich verwertet werden, sind energetisch zu verwerten. Davon wurde auch umfänglich

Gebrauch gemacht und ca. 40 Prozent der anfallenden gemischten Gewerbeabfälle nach einer

einfachen Vorbehandlung („Einfachsortierung“) einer energetischen Verwertung zugeführt. Es

entsteht insofern kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand.

ggg) Aussortierung gefährlicher Abfälle

§ 6 Absatz 8 (Aussortierung gefährlicher Abfälle) entspricht der Regelungen des § 5 Absatz 2 der

geltenden Gewerbeabfallverordnung. Da gefährliche Abfälle in aller Regel schon aus technischer

Sicht einer besonderen Behandlung bedürfen und geeignet sind den gesamten Vorbehandlungs-

prozess massiv zu stören, sind die betroffenen Anlagen bereits nach gegenwärtigem Stand mit

Vorrichtungen (vorwiegend zur Sichtkontrolle) ausgestattet, um gefährliche Abfälle zu identifizie-

ren und aus dem Vorbehandlungsprozess zu entfernen. Mehrkosten fallen durch die Vorgabe

des § 6 Absatz 8 daher nicht an.

hhh) Ergebnis

Durch die neuen Anforderungen an Vorbehandlungsanlagen entstehen ein einmaliger Umstel-

lungsaufwand von 192 Mio. Euro und ein zusätzlicher Erfüllungsaufwand in Höhe von jährlich

17.000 Euro.

ee) Überlassung der Abfälle zur Beseitigung an den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger

(Pflichtrestmülltonne)

Die Anforderungen an die Überlassung von nicht verwerteten gewerblichen Siedlungsabfällen

haben sich gegenüber der geltenden Gewerbeabfallverordnung nicht geändert. Die Überlas-

sungspflicht selbst resultiert dabei bereits aus den gesetzlichen Vorgaben des § 17 Absatz 1

Satz 2 KrWG. Die Gewerbeabfallverordnung regelt allein das „Wie“ der Überlassung und schreibt

vor, dass mindestens ein Behälter des öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgers zu nutzen ist.

Die konkrete Ausgestaltung der Pflichtrestmülltonne (Behältergröße, Abfuhrrhythmus und Befrei-

ungsmöglichkeiten) werden wie bisher dem kommunalen Satzungsrecht überlassen. Durch die

Überlassung der Abfälle zur Beseitigung an den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger (Pflicht-

restmülltonne) entsteht damit kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand.
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ff) Getrennte Sammlung und Recycling von Bau- und Abbruchabfällen

aaa) Allgemeine Vorgaben

Die getrennte Sammlung von Bau- und Abbruchabfällen mit dem Ziel des Recyclings der ge-

trennt gesammelten Abfälle ist bereits in der geltenden Fassung der Gewerbeabfallverordnung

angelegt (vgl. § 8 Absatz 1 Satz 1 der geltenden Gewerbeabfallverordnung). Getrennt zu sam-

meln sind derzeit Glas (Abfallschlüssel 17 02 02), Kunststoff (Abfallschlüssel 17 02 03), Metalle

(Abfallschlüssel 17 04 01 bis 17 04 07 und 17 04 11), Beton (Abfallschlüssel 17 01 01), Ziegel

(Abfallschlüssel 17 01 02) und Fliesen, Ziegel und Keramik (17 01 03). Insoweit ändern sich die

Anforderungen an die Bewirtschaftung der genannten Abfälle durch die Vorgaben der neuen

Verordnung nicht. Hinzugekommen als getrennt zu sammelnde Fraktionen sind: Holz (Abfall-

schlüssel 17 02 01), Dämmmaterial (Abfallschlüssel 17 06 04), Bitumen (Abfallschlüssel 17 03

02) und Baustoffe auf Gipsbasis (Abfallschlüssel 17 08 02).

bbb) Getrennte Sammlung von Beton, Ziegeln, Fliesen und Keramik

Während bislang auch das Gemisch des Abfallschlüssels 17 01 07 „Beton, Ziegel, Fliesen und

Keramik“ zur Getrenntsammlung zugelassen ist (vgl. § 8 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 der gelten-

den Gewerbeabfallverordnung), sieht die neugefasste Verordnung eine Änderung vor, um die

Chancen für ein höherwertiges Recycling der einzelnen Gemischbestandteile zu verbessern. Auf

die Nennung des Abfallschlüssels 17 01 07 als mögliche getrennt zu sammelnde Fraktion wird

daher verzichtet, mit der Folge, dass die bislang im Gemisch angefallenen Abfälle künftig – zu-

mindest grundsätzlich – getrennt gesammelt werden müssen.

Nach der Abfallbilanz 2014 des Statistischen Bundesamtes fielen im Jahr 2014 rund 55 Mio.

Tonnen Beton, Ziegel, Fliesen und Keramik an, davon nach Expertenschätzung rund 20 Mio.

Tonnen als Gemisch des Abfallschlüssels 17 01 07. Allerdings ist davon nicht die Gesamtmenge

zukünftig einer getrennten Sammlung zu unterziehen, sondern es wird von Experten geschätzt,

dass für etwa 50 Prozent der Gemische auch künftig die Voraussetzungen der Ausnahme zur

Getrenntsammlungspflicht nach § 8 Absatz 2 (technische Unmöglichkeit, insbesondere durch

fehlenden Platz zum Aufstellen der verschiedenen Sammelcontainer sowie aus rückbaustati-

schen oder -technischen Gründen oder wirtschaftliche Unzumutbarkeit,) vorliegen, so dass sich

die Menge der nunmehr neu getrennt zu sammelnden Abfälle auf ca. 10 Mio. Tonnen pro Jahr

reduziert. Hierbei handelt es sich im Wesentlichen um Abfallgemische auf kleineren Baustellen.

Pro Tonne fallen zwar höhere Kosten für die getrennte Sammlung an, diese sind jedoch in Ab-

hängigkeit von der Anzahl der Fraktionen bzw. der Behältnisse verschieden und lassen sich nicht

beziffern. Aber auch die derart getrennt erfassten Fraktionen müssen vor der Verwertung aufbe-
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reitet werden. Die Kosten liegen dafür nach Expertenschätzungen in der gleichen Größenord-

nung wie für die Aufbereitung der bislang gemischt erfassten Fraktion 17 01 07 (ca. 8 bis 10 Euro

pro Tonne). Mehrkosten bei der getrennten Sammlung können allenfalls durch die Aufstellung

und den Transport zusätzlicher Behältnisse entstehen. Hierbei ist jedoch zu berücksichtigen,

dass sich die Gesamtmasse der zu transportierenden Abfälle nicht ändert und die Transportwege

insofern gleich bleiben, als dass es sich häufig um identische Aufbereitungsanlagen handeln

wird. Insoweit sind lediglich geringfügige Mehrkosten zu erwarten.

ccc) Holz

Holz ist als zusätzlich getrennt zu sammelnde Abfallfraktion in der Verordnung neu aufgeführt.

Nach einer Abschätzung des BAV e.V. fallen bei Bau- und Abbrucharbeiten jährlich mindestens

ca. 2,5 Mio. Tonnen Holz an. Davon werden etwa 50 bis 70 Prozent mit steigender Tendenz ge-

trennt erfasst. Wegen ebenfalls steigender Verbrennungspreise für gemischte nicht mineralische

Bau- und Abbruchabfälle wird auch in diesem Bereich derzeit intensiver als bisher getrennt er-

fasst. Insgesamt ist also von einer zusätzlich getrennt zu sammelnden Menge von maximal ca.

0,75 Mio. Tonnen auszugehen, die bislang gemischt anfallen und zu großen Teilen wegen feh-

lender technischer Möglichkeit bzw. wirtschaftlichen Unzumutbarkeit auch zukünftig weiter ge-

mischt anfallen werden. Nach Auffassung der einschlägigen Wirtschaft ist dabei eines der größ-

ten Hindernisse bei der Getrennterfassung von Holz der Platzmangel für die Aufstellung von ent-

sprechenden Behältnissen insbesondere auf kleineren Baustellen. Hieraus ergeben sich lediglich

geringfügige Mehrkosten für die getrennte Erfassung und den Transport, diese sind jedoch nicht

zu beziffern. Zudem stehen den Mehrkosten wegfallende Kosten für die bisherige nachträgliche

Sortierung gegenüber. Vor diesem Hintergrund ist davon auszugehen, dass in der Summe keine

Mehrkosten durch die Getrenntsammlungspflicht entstehen.

ddd) Dämmmaterial

Auch Dämmmaterial ist zukünftig getrennt zu sammeln. Die getrennte Sammlung von Dämmma-

terialien wird nach Aussage der betroffenen Wirtschaft allerdings bereits zum gegenwärtigen

Zeitpunkt in einem sehr hohen Maße vorgenommen. Um ein Recycling von Materialien wie z.B.

Stein- oder Glaswolle durchzuführen, ist die getrennte Sammlung eine notwendige Vorausset-

zung. Zudem verhindern größere Anteile von Dämmmaterialien in einem Gemisch von minerali-

schen Abfällen die Aufbereitung des gesamten Gemischs, so dass die betroffene Wirtschaft

schon aus Kostengründen (hoher Preis für die Entsorgung des Gemischs) eine weitreichende

Getrenntsammlung vornimmt. Für eine weitergehende getrennte Sammlung von Dämmmaterial

fallen daher, wenn überhaupt, nur geringfügige Mehrkosten an, die nicht näher beziffert werden
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können. HBCD-haltige Styropor-Dämmstoffe müssen zukünftig als gefährliche Abfälle ohnehin

getrennt erfasst und entsorgt werden.

eee) Bitumen

Die Hauptmenge des anfallenden Bitumens stammt vor allem aus dem Straßenbau und wird

nach Aussage der betroffenen Wirtschaft getrennt erfasst und in Heißasphaltmischwerken als

Sekundärmaterial zugegeben und recycelt. So wurden 2012 nach Angaben der Bauwirtschaft

(Kreislaufwirtschaft Bau 2012) von rund 15,4 Mio. Tonnen Straßenaufbruch 14,8 Mio. Tonnen

(96,1 Prozent) recycelt. Kleinmengen, z.B. aus Kabelverlege- und Kanalarbeiten und kleineren

Straßenausbesserungsarbeiten, lassen sich nach Aussage der betroffenen Wirtschaft nur

schlecht getrennt erfassen und recyceln und werden deshalb gemeinsam mit mineralischen Ab-

fällen erfasst, was wegen der geringen Mengen für die Aufbereitung der mineralischen Gemische

zu Ersatzbaustoffen unschädlich ist. Diese Fälle lassen sich unter die wirtschaftliche Unzumut-

barkeit nach § 8 Absatz 2 Satz 4 fassen und sind damit auch im neuen System der Gewerbeab-

fallverordnung hinreichend berücksichtigt. Es ist zwar nicht auszuschließen, dass die Getrennt-

sammlungspflicht von Bitumen höhere Kosten als bislang verursachen wird, insgesamt dürften

diese Mehrkosten aber angesichts der geringen Massen nur geringfügig sein.

fff) Gips

Auch bei der neu in die Getrenntsammlungspflicht einbezogenen Abfallfraktion Gips, die insbe-

sondere Gipskartonplatten betrifft, ist nach Auskunft von Fachverbänden der Bauwirtschaft sowie

von Experten aus der Entsorgungswirtschaft davon auszugehen, dass diese auch ohne gesetzli-

che Vorgaben aus praktischen bzw. technischen sowie aus wirtschaftlichen Gründen, insbeson-

dere auf großen Baustellen, bereits weitestgehend getrennt gesammelt werden, so dass für die

nunmehr explizit geforderte Getrenntsammlung und das Recycling keine zusätzlichen Kosten

entstehen. Für Gipsabfälle ist die Getrennterfassung schon deshalb technisch notwendig, da

hohe Gipsanteile in mineralischen Abfällen zu höheren Sulfatwerten und damit zu Problemen bei

der Verwertung als Ersatzbaustoff führen. Dies kann bis zum Erfordernis der Entsorgung auf

einer Deponie gehen. Gerade bei zurückgehenden Deponievolumina und damit verbundenen

steigenden Entsorgungskosten ist die Getrenntsammlung von gipshaltigen Baustoffen auch wirt-

schaftlich die bessere Variante. Die entsprechenden Recyclingkapazitäten befinden sich derzeit

im Aufbau. Zusätzliche Erfüllungskosten für die getrennte Sammlung von gipshaltigen Abfällen

sind daher nicht zu erwarten.



Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode – 59 – Drucksache 18/10345

ggg) Dokumentationspflichten

Bei der Konzeption der Dokumentationspflichten für die getrennte Sammlung (§ 8 Absatz 3 Satz

1 und 2 Nummer 1 und 2) wurde darauf geachtet, bereits vorhandene Dokumente – wie Lage-

pläne, Lichtbilder oder Praxisbelege (Liefer- oder Wiegescheine) – zur Pflichterfüllung ausreichen

zu lassen. Auf diese Weise kann die getrennte Sammlung ohne zusätzlichen Aufwand dokumen-

tiert werden. Ähnlich verhält es sich mit der Pflicht zur Dokumentation der Zuführung der getrennt

gesammelten Bau- und Abbruchabfälle zur Vorbereitung zur Wiederverwendung oder zum Re-

cycling. Diese Dokumentation geschieht durch einen Nachweis desjenigen, der die Abfälle über-

nimmt. Da zumindest zu Abrechnungszwecken ohnehin entsprechende Belege ausgestellt wer-

den, entsteht kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand. Um einen unnötigen Bürokratieaufwand zu

verhindern, sieht § 8 Absatz 3 Satz 3 vor, dass die erstellten Dokumentationen nur auf Anfrage

an die zuständige Behörde versendet werden müssen. Schließlich wurde dem Umstand Rech-

nung zu tragen, dass die getrennte Sammlung von Bau- und Abbruchabfällen auch auf kleineren

Baustellen erfolgen soll. Damit entsprechende Dokumentationen nicht immer neu zu erstellen

sind, enthält § 8 Absatz 3 Satz 4 eine Ausnahme von den Dokumentationspflichten für kleinere

Baumaßnahmen mit einem Gesamtabfallaufkommen von bis zu 10 Kubikmetern pro Einzelmaß-

nahme. Der Aufwuchs von unnötiger Bürokratie wird somit verhindert. Durch die Dokumentati-

onspflichten entsteht kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand.

hhh) Ergebnis

Durch die getrennte Sammlung und das Recycling von Bau- und Abbruchabfällen entsteht kein

zusätzlicher Erfüllungsaufwand.

gg) Zuführung der nicht getrennt gesammelten nicht mineralischen Bau- und Abbruchabfälle zur

Vorbehandlung

aaa) Allgemeine Vorgaben

Nach § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und Absatz 3 müssen nicht getrennt gesammelte überwie-

gend nicht mineralische Bau- und Abbruchabfälle (u.a. Baustellenabfälle) einer Vorbehandlungs-

anlage zugeführt werden. Auch bisher galt grundsätzlich die Pflicht zur Vorbehandlung (vgl. § 8

Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 der geltenden Gewerbeabfallverordnung). Allerdings gab es letztlich

ein Wahlrecht zwischen der Vorbehandlung und der energetischen Verwertung (vgl. § 8 Absatz 3

Satz 1 der geltenden Gewerbeabfallverordnung), so dass nicht alle Gemische einer Vorbehand-

lung zugeführt wurden.
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Ähnlich wie bei der Getrenntsammlungspflicht ist auch bei der Vorbehandlung zu berücksichti-

gen, dass nach neuem Recht nicht alle gemischt anfallenden nicht mineralischen Bau- und Ab-

bruchabfälle der Vorbehandlung zuzuführen sind. Insoweit enthält § 9 Absatz 4 eine Ausnahme

für Fälle der technischen Unmöglichkeit bzw. wirtschaftlichen Unzumutbarkeit.

bbb) Mehrkosten für die Vorbehandlung

Nach der Abfallbilanz 2014 des Statistischen Bundesamtes fielen im Jahr 2014 rund 16,7 Mio.

Tonnen gemischte Bau- und Abbruchabfälle an, von denen mehr als 90 Prozent einer sonstigen

Verwertung, davon lediglich 1,3 Mio. Tonnen. einer energetischen Verwertung, zugeführt wur-

den. Hierbei handelt es sich im Wesentlichen um Baustellenabfälle mit dem Abfallschlüssel 17 09

04. Die bisher unmittelbar einer energetischen Verwertung zugeführten nicht mineralischen Ge-

mische, die nunmehr einer Vorbehandlungspflicht unterliegen, werden auf ca. 50 Prozent, d.h.

rund 0,65 Mio. Tonnen jährlich geschätzt. Für die übrigen 50 Prozent werden die Ausnahmetat-

bestände der technischen Unmöglichkeit und wirtschaftlichen Unzumutbarkeit angenommen.

Unter zu Grunde legen der unter a) bb) bbb) getroffen Aussagen zur Kostenentwicklung für die

Verbrennung und Vorbehandlung von gemischten gewerblichen Siedlungsabfällen ist auch für

die (ähnlichen) Baustellenabfälle davon auszugehen, dass zusätzliche Transportleistungen für

die aussortierten Abfälle durch Einsparungen bei den Verbrennungskosten kompensiert werden

und keine zusätzlichen Erfüllungskosten entstehen. Erst wenn unterstellt wird, dass die Preise

der Vorbehandlung zum Beispiel durch nachlassende Wertstofferlöse nicht mehr günstiger sind

als die der Verbrennung, müssten zusätzliche Transportkosten aufgewendet werden.

Durch die Pflicht zur Vorbehandlung könnten dann in Anlehnung an die Berechnungen zu ge-

mischten gewerblichen Siedlungsabfällen unter bb) bbb) zusätzliche Erfüllungskosten in Höhe

von rund 3,5 Mio. Euro jährlich entstehen.

ccc) Bestätigung der Einhaltung der Anforderungen durch die Vorbehandlungsanlage

Nach § 9 Absatz 3 Satz 2 gilt die Bestätigungspflicht des § 4 Absatz 2 entsprechend. Auf die

dortigen Ausführungen (vgl. bb) ccc)) und die anlagenbezogene Kostenberechnung wird verwie-

sen.

ddd) Dokumentationspflichten

Die Dokumentation der Zuführung zur Vorbehandlung bzw. Aufbereitung ist trotz fehlender recht-

licher Vorgabe bereits praktizierter Standard (vgl. dazu oben bb) ddd)). Die Dokumentation der

Gründe für das Abweichen von der Pflicht zur Getrenntsammlung ist in ähnlicher Form bereits in

§ 8 Absatz 2 Satz 3 i.V.m. § 3 Absatz 3 Satz 2 in der geltenden Gewerbeabfallverordnung enthal-

ten. Die Bürokostenmessung des Statistischen Bundesamtes weist hier einen Wert von null Euro
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aus. Die Dokumentation kann wie bisher nach § 8 Absatz 6 Satz 1 und 2 unbürokratisch durch

vorhandene Dokumente erbracht werden. Um einen unnötigen Bürokratieaufwand zu verhindern,

sieht § 8 Absatz 5 Satz 3 schließlich vor, dass die erstellte Dokumentation nur auf Anfrage an die

zuständige Behörde versendet werden müssen.

Schließlich gilt genau wie bei § 8 Absatz 3 eine Kleinmengenregelung (vgl. § 9 Absatz 6

Satz 4). Hiernach finden die Dokumentationspflichten für Baumaßnahmen, bei denen das Volu-

men der anfallenden Abfälle 10 Kubikmeter pro Einzelmaßnahme nicht überschreitet, keine An-

wendung. Insgesamt ist daher davon auszugehen, dass für die Dokumentationspflichten kein

zusätzlicher Erfüllungsaufwand anfällt.

eee) Ergebnis

Durch die Zuführung der nicht getrennt gesammelten Abfälle zur Vorbehandlung entsteht kein

zusätzlicher Erfüllungsaufwand.

hh) Zuführung der nicht getrennt gesammelten mineralischen Bau- und Abbruchabfälle zur Auf-

bereitung

aaa) Mehrkosten für die Aufbereitung

Die Pflicht zur Zuführung zur Aufbereitungsanlage gilt ausschließlich für mineralische Abfälle

(vgl. § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und Absatz 3). Die bei nicht mineralischen Abfällen ange-

sprochene Wahlmöglichkeit nach § 8 Absatz 3 Satz 1 der geltenden Gewerbeabfallverordnung

besteht de facto nicht für mineralische Abfälle, denn die Option der energetischen Verwertung

kommt für den ganz überwiegenden Teil der mineralischen Bau- und Abbruchabfälle schon tech-

nisch nicht in Betracht. Nach geltender Rechtslage waren auch bislang mineralische Abfälle einer

„Vorbehandlungsanlage“ zuzuführen. Der Begriff der „Vorbehandlungsanlage“ nach § 2 Nummer

3 der geltenden Gewerbeabfallverordnung umfasst auch die im aktuellen Entwurf in der „Aufbe-

reitungsanlage“ nach § 2 Nummer 5 durchgeführten Verfahren. Die Zuführung zur Aufberei-

tungsanlage entspricht der geübten Praxis, denn mineralische Abfälle können in aller Regel nur

dann erneut zu Bauzwecken eingesetzt werden, wenn sie ein Aufbereitungsverfahren durchlau-

fen haben. Für die Dokumentationspflichten gelten die Ausführungen zu den einer Vorbehand-

lungsanlage zugeführten Abfällen (vgl. ff) ddd)) entsprechend. Mehrkosten für Zuführung zur

Aufbereitungsanlage entstehen insoweit nicht.
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bbb) Bestätigung der Herstellung von Gesteinskörnungen

Bei der Bestätigungspflicht des § 9 Absatz 2 handelt es sich um die Pflicht der Erzeuger und Be-

sitzer, sich bei der erstmaligen Übergabe von Abfällen an der Aufbereitungsanlage von dem Be-

treiber der Anlage bestätigen zu lassen, dass definierte Gesteinskörnungen hergestellt werden.

Für die Bestätigung wird zur bürokratischen Entlastung bewusst auf die Schriftform verzichtet

und stattdessen lediglich die Textform nach § 126b BGB angeordnet. Neben einer Bestätigung

durch Aufdruck auf die Praxisbelege wie – Liefer- oder Wiegescheine – oder auch auf Rechnun-

gen kommt daher auch eine Bestätigung durch Aushang der entsprechenden Informationen im

Annahmebereich der Anlage in Betracht. Auf diese Weise können zusätzliche Kosten weitge-

hend vermieden werden. Es wird geschätzt, dass bei 2100 Aufbereitungsanlagen ein jährlicher

Erfüllungsaufwand von jeweils 50 Euro entsteht (zum Beispiel: Kauf eines Schildes bzw. Erstel-

lung eines Aushangs und Anbringung im Annahmebereich der Anlage).

Durch die Bestätigungspflicht des § 9 Absatz 2 entsteht somit ein zusätzlicher jährlicher Erfül-

lungsaufwand von 105.000 Euro.

ccc) Ergebnis

Durch die Zuführung der nicht getrennt gesammelten Bau- und Abbruchabfälle zur Aufbereitung

entsteht kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand.

ii) Zuführung der nicht vorzubehandelnden und nicht aufzubereitenden Gemische von Bau- und

Abbruchabfällen zur sonstigen Verwertung

aaa) Allgemeine Vorgaben

Durch die neue Pflichtenkaskade der getrennten Sammlung und der Zuführung zur Vorbehand-

lung bzw. zur Aufbereitung werden die Mengen der zur sonstigen Verwertung ausgebrachten

Abfälle sinken. Die hiermit verbundene Kostensenkung wurde aber bereits im Rahmen der Pflicht

zur Zuführung zur Vorbehandlung bzw. Aufbereitung dadurch berücksichtigt, dass dort – soweit

erforderlich – die Mehrkosten (Differenz zur sonstigen Verwertung) ausgewiesen wurden.

bbb) Dokumentationspflichten

Die Pflicht, die Gründe für das Abweichen von der Vorbehandlungs- bzw. Aufbereitungspflicht zu

dokumentieren (§ 9 Absatz 6), ist bereits Teil des geltenden Rechts (vgl. § 8 Absatz 2 Satz 3

i.V.m. § 3 Absatz 3 Satz 2 sowie § 8 Absatz 6 Satz 3 der geltenden Gewerbeabfallverordnung).

Die Bürokostenmessung des Statistischen Bundesamtes weist hier einen Wert von null Euro aus.
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Die Dokumentation der Zuführung selbst ist bereits praktizierter Standard (vgl. dazu oben cc)

bbb)), so dass insgesamt keine Mehrkosten entstehen.

ccc) Ergebnis

Durch die Zuführung der nicht vorzubehandelnden und nicht aufzubereitenden Gemische von

Bau- und Abbruchabfällen zur sonstigen Verwertung entsteht kein zusätzlicher Erfüllungsauf-

wand.

jj) Durchführung der Eigen- und Fremdkontrolle

Die Vorgaben für die Eigen- und Fremdkontrolle sind lediglich redaktionell überarbeitet und durch

die Aufteilung in zwei Vorschriften neu strukturiert worden. Inhaltlich sind mit der Umstellung kei-

ne Änderungen verbunden (vgl. § 9 Absatz 2 und 3 der geltenden Gewerbeabfallverordnung).

Die Angaben bei der Annahme- und Ausgangskontrolle bleiben bestehen, ebenso wie die Vor-

gabe einer Sichtkontrolle beim Eingang der Abfälle. Die Bürokostenmessung des Statistischen

Bundesamtes weist hier einen Wert von 43.000 Euro aus. Die Bestätigung der weiteren Entsor-

gung nach 30 Tagen war ebenfalls bereits Teil des bisherigen Aufgabenspektrums (vgl. § 9 Ab-

satz 4 der geltenden Gewerbeabfallverordnung). Die Bürokostenmessung des Statistischen

Bundesamtes weist hier einen Wert von 41.000 Euro aus. Die Daten können nunmehr für die

Ermittlung der Recyclingquote nutzbargemacht werden, so dass ein zusätzlicher Aufwand zur

Informationsbeschaffung vermieden werden kann. Die Durchführung der Fremdkontrolle war

bisher in § 9 Absatz 6 Satz 4 der geltenden Gewerbeabfallverordnung geregelt und wird unver-

ändert beibehalten. Die Bürokostenmessung des Statistischen Bundesamtes weist hier einen

Wert von 12.000 Euro aus. Zu beachten ist insoweit, dass auch die Ausnahme für Entsorgungs-

fachbetriebe und nach EMAS zertifizierte Betriebe beibehalten wird und damit auch weiterhin zu

einer erheblichen Entlastung der betroffenen Wirtschaft führen wird. Gleichzeitig werden Anreize

zur Teilnahme an einem der genannten freiwilligen Qualitätssicherungssysteme gesetzt. Die

Pflicht zur Übersendung der aktuellen Entsorgungsfachbetriebezertifikate (§ 9 Absatz 6 Satz 6

der geltenden Gewerbeabfallverordnung) fällt weg, da die Zertifikate zukünftig von den Zertifizie-

ren unmittelbar an die Behörden übersendet werden und in ein öffentlich zugängliches Entsor-

gungsfachbetrieberegister eingestellt werden (vgl. dazu Artikel 1 § 28 der Zweiten Verordnung

zur Fortentwicklung der abfallrechtlichen Überwachung). Die Bürokostenmessung des Statisti-

schen Bundesamtes weist hier einen Wert von 12.000 Euro aus. Dieser wird künftig eingespart.

Die Änderungen im Rahmen der Eigen- und Fremdkontrolle führen zu Kosteneinsparungen von

12.000 Euro.
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kk) Antrag auf Bekanntgabe als für die Fremdkontrolle zugelassene Stelle

Der Antrag auf Bekanntgabe als für die Fremdkontrolle zugelassene Stelle nach § 11 Absatz 4

entspricht dem bisherigen Rechtszustand nach § 9 Absatz 7 der geltenden Gewerbeabfallver-

ordnung. Die Bürokostenmessung des Statistischen Bundesamtes weist hier einen Wert von null

Euro aus. Es entsteht kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand.

ll) Führen und Vorlage des Betriebstagebuchs

Die Vorschriften zur Führung und Vorlage des Betriebstagebuchs durch Vorbehandlungsanlagen

haben sich nur minimal verändert. Die Bürokostenmessung des Statistischen Bundesamtes weist

hier für die Vorlagepflicht einen Wert von null Euro aus. Hinzugekommen ist als zusätzlicher In-

halt lediglich die Angabe der Recyclingquote. Diese ist allerdings nach § 6 Absatz 6 nur jährlich

zu bestimmen und deshalb auch nur einmal im Jahr in das Betriebstagebuch einzutragen. Bei

einer Fallzahl von 179 Anlagen und einem Aufwand von einer Stunde bei einem Stundenlohn

von 45,90 Euro (Stundensatz für ein hohes Qualifikationsniveau im Bereich der Wasserversor-

gung; Abwasser- und Abfallentsorgung und Beseitigung von Umweltverschmutzungen) entste-

hen zusätzlich jährliche Erfüllungskosten von rund 8.000 Euro.

b) Verwaltung

Der Vollzug der Gewerbeabfallverordnung obliegt nach Artikel 83 GG grundsätzlich den Ländern.

Für Bundesbehörden werden durch die vorliegende Novelle keine Zuständigkeiten neu begrün-

det. Die nachfolgenden Ausführungen beziehen sich daher auf die nach Landesrecht zuständi-

gen Behörden.

aa) Kontrolle der Dokumentationen der Besitzer und Erzeuger von gewerblichen Siedlungsabfäl-

len und Bau- und Abbruchabfällen

Schon nach geltendem Recht waren die Behörden verpflichtet, die Einhaltung der Vorgaben der

Gewerbeabfallverordnung durch die Gewerbebetriebe zu kontrollieren. Die Überwachung der

Einhaltung der Vorgaben der Gewerbeabfallverordnung stellt nach Aussage der Länder bisher

keine gesonderte Schwerpunktaufgabe der zuständigen Behörden dar. Sie wird vielmehr als An-

nexaufgabe zur allgemeinen Überwachung nach § 47 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes verstan-

den. Der Turnus für Überwachungsmaßnahmen bei Abfallerzeugern und -besitzern liegt im be-
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hördlichen Ermessen und richtet sich nach einer vom Statistischen Bundesamt durchgeführten

Erhebung unter anderem nach der Gefährlichkeit und der Menge der entstehenden Abfälle. In

diesem Zusammenhang spielen die übrigen Instrumente der Stoffstromkontrolle (Umweltinspek-

tionen nach dem Immissionsschutzrecht und die Überwachung gefährlicher Abfälle im Rahmen

des abfallrechtlichen Nachweisverfahrens) eine große Rolle. Die neuen Vorgaben der Gewerbe-

abfallverordnung werden daher kaum Einfluss auf die Kosten des Vollzugs in den Ländern ha-

ben. Durch die Präzisierung des Dokumentationsumfangs bei den Erzeugern und Besitzern wer-

den Lücken im Bereich der Dokumentation geschlossen. Dies dürfte mittelfristig dazu führen,

dass weniger Nachfragen und weniger eigene Ermittlungen notwendig sind und der Aufwand für

die Vollzugsbehörden mittelfristig sinkt.

bb) Überprüfung der Vorbehandlungsanlagen

Die besondere Überprüfung von Vorbehandlungsanlagen war auch bislang schon Aufgabe der

zuständigen Behörden. Lediglich der Prüfungsumfang hat sich geändert. Neu hinzugekommen

ist neben der Sortierquote (bislang als Verwertungsquote bezeichnet) nunmehr die Überprüfung

der Recyclingquote. Diese wird im Rahmen der Fremdkontrolle durch den Anlagenbetreiber be-

stimmt und bei einer Vor-Ort-Überprüfung durch die zuständige Behörde lediglich auf Plausibilität

geprüft.

Die Regelüberwachung von Vorbehandlungsanlagen erfolgt nach Aussage der Länder alle ein

bis maximal drei Jahre. Der zeitliche Aufwand hinsichtlich der behördlichen Überprüfung der

Vorgaben der Gewerbeabfallverordnung bei einer Überwachungsmaßnahme in einer Entsor-

gungsanlage wird in Abhängigkeit von der Anzahl der zugelassenen Abfallarten mit einer bis ma-

ximal zehn Stunden angegeben. Aus der Novelle der Gewerbeabfallverordnung werden keine

zusätzlichen Aufgaben bei der Überwachung von Vorbehandlungsanlagen gesehen, so dass

davon ausgegangen wird, dass die Überwachung künftig aufwandsneutral vorgenommen werden

kann.

cc) Bekanntgabe zugelassener Stellen für die Fremdkontrolle

Die Bekanntgabe von für die Fremdkontrolle zugelassenen Stellen ist bereits Teil des geltenden

Rechts (vgl. § 9 Absätze 7 und 8 der geltenden Gewerbeabfallverordnung). Die materiellen Re-

gelungen haben sich nicht geändert gegenüber der geltenden Fassung nicht verändert. Es ist

auch nicht davon auszugehen, dass mit dem Inkrafttreten der neuen Verordnung eine Änderung

hinsichtlich der Anzahl der Anträge auf Zulassung einhergehen wird. Dies gilt umso mehr, wenn

man bedenkt, dass die ganz überwiegende Zahl der Vorbehandlungs- und Aufbereitungsanlagen

Entsorgungsfachbetriebe sind und über § 11 Absatz 3 von der Fremdkontrolle befreit sind. We-
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gen der hohen Spezialität der Fremdüberwachung im Bereich der Gewerbeabfallverordnung ist

zudem die Anzahl ausländischer Marktteilnehmer, bei der die Gleichwertigkeit zu prüfen wäre,

als sehr gering einzuschätzen.

Durch die Bekanntgabe zugelassener Stellen für die Fremdkontrolle entsteht kein zusätzlicher

Erfüllungsaufwand.

VII. Weitere Kosten

Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher-

preisniveau, sind nicht zu erwarten.

VIII. Demographie-Check

Von dem Vorhaben sind keine demographischen Auswirkungen – unter anderem auf die Gebur-

tenentwicklung, Altersstruktur, Zuwanderung, regionale Verteilung der Bevölkerung oder das

Generationenverhältnis – zu erwarten.

IX. Befristung; Evaluation

Eine Befristung der Verordnung kommt aus den unter I. und III genannten Gründen nicht in Be-

tracht. Dies gilt vor allem auch mit Blick auf die Rechts- und Investitionssicherheit von Erzeugern

und Anlagenbetreibern. Hinsichtlich der Anforderungen an Vorbehandlungsanlagen sieht die

Verordnung allerdings die Verpflichtung der Bundesregierung vor, die Höhe der Recyclingquote

bis zum 31. Dezember 2020 zu überprüfen. Hierdurch ist sichergestellt, dass die verordnungs-

rechtlichen Vorgaben auch zu einem späteren Zeitpunkt noch sachgerecht sind und die richtigen

ökologischen Anreize gesetzt werden. Darüberhinaus wird die Bundesregierung die Ziele und

Wirkungen der Verordnung bis zum 31. Dezember 2023 evaluieren.
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B. Besonderer Teil

Zu Abschnitt 1 (Allgemeine Vorschriften)

Dieser Abschnitt beinhaltet die Festlegung des Anwendungsbereichs der Verordnung sowie die

der Verordnung zugrundeliegenden Begriffsbestimmungen.

Zu § 1 (Anwendungsbereich)

Die Vorschrift entspricht im Wesentlichen § 1 der geltenden Gewerbeabfallverordnung. Sie regelt

den sachlichen und persönlichen Anwendungsbereich sowie die Reichweite des Anwendungsbe-

reichs. Der Vollzug der Gewerbeabfallverordnung obliegt nach Artikel 83 GG grundsätzlich den

Ländern. Für Bundesbehörden werden durch die vorliegende Novelle keine Zuständigkeiten neu

begründet.

Absatz 1 bestimmt wie bisher den sachlichen Anwendungsbereich der Verordnung. Dieser er-

fasst die Bewirtschaftung von gewerblichen Siedlungsabfällen sowie von bestimmten in § 8 der

Verordnung aufgeführten Bau- und Abbruchabfällen. Vom Begriff der Bau- und Abbruchabfälle

im Sinne der Verordnung sind Boden, Steine und Baggergut sowie ausgebaute mineralische

Ersatzbaustoffe (Abfallgruppe 17 05) ausgenommen. Es ist geplant, diese Abfälle im Rahmen

der künftigen Ersatzbaustoffverordnung einer speziellen Regelung für die getrennte Sammlung

und das Recycling zu unterwerfen (vgl. Artikel 2 § 22a des dritten Arbeitsentwurfes der Verord-

nung zur Festlegung von Anforderungen für das Einbringen oder das Einleiten von Stoffen in das

Grundwasser, an den Einbau von Ersatzbaustoffen und zur Neufassung der Bundesboden-

schutz- und Altlastenverordnung). Um dieses Spezialitätsverhältnis deutlich hervorzuheben, soll

bei Inkrafttreten der Ersatzbaustoffverordnung die neue Gewerbeabfallverordnung um eine klar-

stellende Regelung ergänzt werden (vgl. Artikel 5 des dritten Arbeitsentwurfes der oben genann-

ten Verordnung). Damit ist sichergestellt, dass es eine klare Schnittstelle und keine Überschnei-

dungen zwischen der Gewerbeabfallverordnung und einer künftigen Ersatzbaustoffverordnung

gibt.

Der Begriff der Bewirtschaftung ist entsprechend der Definition des § 3 Absatz 14 KrWG umfas-

send zu verstehen. Der Anwendungsbereich wird damit gegenüber der geltenden Gewerbeab-

fallverordnung erweitert. Er umfasst insbesondere die Erfassung, die Vorbehandlung, die Vorbe-

reitung zur Wiederverwendung gemäß § 3 Absatz 24 KrWG, das Recycling gemäß § 3 Absatz 25

KrWG und die sonstige Verwertung (allgemein zum Verwertungsbegriff vgl. § 3 Absatz 23



Drucksache 18/10345 – 68 – Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode

KrWG). Der Begriff „Erfassung“ ist als Oberbegriff zur Sammlung und Beförderung von Abfällen

zu verstehen. Von den in Frage kommenden vorbereitenden Verwertungsverfahren wird die Vor-

behandlung in einer Vorbehandlungsanlage (vgl. § 2 Nummer 4, § 4 und § 9) oder Aufberei-

tungsanlage (vgl. § 2 Nummer 5 und § 9) vom Anwendungsbereich der Verordnung erfasst und

geregelt. Für abschließende stoffliche und energetische Verwertungsverfahren werden dagegen

keine weitergehenden konkreten Anforderungen normiert. Diese werden bei der stofflichen Ver-

wertung durch die Qualität des Endproduktes definiert und vom Markt geregelt, bei der energeti-

schen Verwertung durch die 17. BImSchV (Verordnung über die Verbrennung und die Mitver-

brennung von Abfällen).

Absatz 2 bestimmt den persönlichen Anwendungsbereich der Verordnung. Dieser erfasst zu-

nächst Erzeuger gemäß § 3 Absatz 8 KrWG und Besitzer gemäß § 3 Absatz 9 KrWG. Erfasst

werden damit auch Sammler gemäß § 3 Absatz 10 KrWG und Beförderer gemäß § 3 Absatz 11

KrWG, da diese regelmäßig Besitz an den gewerblichen Siedlungsabfällen bzw. den Bau- und

Abbruchabfällen erlangen. Erfasst sind weiterhin auch Betreiber von Vorbehandlungsanlagen

und – neu – nunmehr auch von Aufbereitungsanlagen, in denen Gemische aus gewerblichen

Siedlungsabfällen oder Bau- und Abbruchabfällen vorbehandelt bzw. aufbereitet werden. Betrei-

ber von Anlagen, in denen getrennt gesammelte Abfallfraktionen behandelt werden (z.B. Sortier-

und Recyclinganlagen für Glas, Papier und Metalle), fallen nicht unter den Anwendungsbereich

der Verordnung.

Absatz 3 stellt sicher, dass inhaltliche Kollisionen mit speziellen Anforderungen von Verordnun-

gen zur Umsetzung der Produktverantwortung ausgeschlossen sind. Der Absatz übernimmt die

bereits in § 1 Absatz 3 der geltenden Gewerbeabfallverordung enthaltene Regelung, dass die

Gewerbeabfallverordnung nicht für Abfälle gilt, die einer Verordnung auf Grundlage der §§ 24

und 25 KrWG oder auch der §§ 23 und 24 des bis zum 1. Juni 2012 geltenden Kreislaufwirt-

schafts- und Abfallgesetzes (KrW-/AbfG) erlassen wurden. Von Bedeutung ist hier derzeit aus-

schließlich die Verpackungsverordnung. Hierfür stellt Absatz 3 eine Auffangregelung für den Fall

dar, dass die Erzeuger bzw. Besitzer ihre Verpackungsabfälle nicht den entsorgungspflichtigen

Produktverantwortlichen überlassen. Alle anderen Verordnungen zur Umsetzung der Produkt-

verantwortung, wie die Altölverordnung oder auch die Altfahrzeugverordnung, stellen in sich ab-

geschlossene Regelungsregime dar und regeln abschließend, wie die jeweiligen Abfallströme

erfasst und entsorgt werden müssen.

Absatz 4 enhält in Nummer 1 und 2 eine dem Absatz 3 vergleichbare Regelung für die mittler-

weile spezialgesetzlich geregelten Materien des Elektro- und Elektronikgerätegesetzes und des

Batteriegesetzes. Nummer 3 bestimmt, dass die Verordnung nicht für Abfälle gilt, die einem öf-
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fentlich-rechtlichen Entsorgungsträger im Rahmen der Überlassungspflicht nach § 17 Absatz 1

Satz 2 und 3 KrWG überlassen worden sind. Diese Abfälle haben die Erzeuger und Besitzer

sonstiger Herkunftsbereiche dem öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger erst zu überlassen,

wenn ihnen die vorrangige Verwertung der Abfälle nicht mehr möglich ist (siehe § 7 Absatz 2

KrWG). Zwar sind auch diese (Rest-) Abfälle von den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern

grundsätzlich vorrangig ordnungsgemäß, schadlos und hochwertig zu verwerten (vgl. § 20 Ab-

satz 1 Satz 2 i.V.m. § 7 KrWG), aber es ist zu berücksichtigen, dass die öffentlich-rechtlichen

Entsorgungsträger gemäß der Aufgabenzuweisung des § 20 Absatz 1 Satz 1 KrWG einerseits

verpflichtet sind, diese Abfälle ohne jede Einschränkung anzunehmen, andererseits aber keinen

Einfluss auf die stoffliche Zusammensetzung der Gemische haben. Diese Ausnahme gilt aller-

dings nur für die Überlassung fremder Abfälle und nicht für den Fall, dass die Kommune selbst

Abfallerzeuger ist. In diesen Fällen beansprucht die Verordnung auch für die Kommunen in vol-

lem Umfang Geltung.

Absatz 5 stellt klar, dass die Altholzverordnung (AltholzV) als speziellere Regelung für die Ent-

sorgung von Althölzern uneingeschränkt Anwendung findet. Die Regelung ist notwendig, da so-

wohl der Begriff der „gewerblichen Siedlungsabfälle“ als auch der „Bau- und Abbruchabfälle“ im

Sinne dieser Verordnung Altholz im Sinne des § 2 Nummer 1 Altholzverordnung umfasst. Die

Altholzverordnung enthält insbesondere speziellere Regelungen für die Getrennthaltung von be-

stimmten Altholzkategorien, vgl. § 10 AltholzV.

Zu § 2 (Begriffsbestimmungen)

Die Vorschrift entspricht in Teilen der geltenden Gewerbeabfallverordnung. Sie bestimmt den

Begriff der gewerblichen Siedlungsabfälle und damit den Anwendungsbereich näher und grenzt

die gewerblichen Siedlungsabfälle von Abfällen aus privaten Haushaltungen ab, für die die Ver-

ordnung keine Anwendung findet. Sie erweitert die gewerblichen Siedlungsabfälle um gewerbli-

che und industrielle Abfälle außerhalb des Kapitels 20 der Anlage der Abfallverzeichnis-

Verordnung. Ferner werden die Begriffe Bau- und Abbruchabfälle sowie Vorbehandlungs- und

Aufbereitungsanlage näher definiert.

Weitere wichtige Begriffe wie getrennte Sammlung, Vorbereitung zur Wiederverwendung Recyc-

ling etc. werden bereits durch das KrWG definiert. Eine weitergehende Spezifizierung in der Ver-

ordnung ist damit weder notwendig noch rechtlich zulässig.

Nummer 1 definiert die gewerblichen Siedlungsabfälle unter Rückgriff auf Kapitel 20 der Anlage

der Abfallverzeichnis-Verordnung. Zu den gewerblichen Siedlungsabfällen zählen nach Buchsta-
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be a) zum einen Siedlungsabfälle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen,

die in Kapitel 20 enthalten sind, insbesondere gewerbliche und industrielle Abfälle, wie z.B. Ab-

fälle mit den Schlüsselnummern 20 01 und 20 02 sowie Abfälle aus privaten und öffentlichen

Einrichtungen, wie z.B. Abfälle – einschließlich Sperrmüll – aus Büros oder Arztpraxen, Verwal-

tungsgebäuden, Schulen, Kindergärten, Kliniken, Pflegeheimen, Kasernen oder Strafvollzugsan-

stalten. Voraussetzung ist allerdings, dass diese Abfälle denen aus privaten Haushaltungen hin-

sichtlich ihrer Beschaffenheit (Konsistenz) und Zusammensetzung ähnlich sind.

Zu den gewerblichen Siedlungsabfällen zählen aber auch weitere gewerbliche und industrielle

Abfälle, die nicht in Kapitel 20 der Anlage der Abfallverzeichnis-Verordnung enthalten sind, die

aber nach Art, Schadstoffgehalt und Reaktionsverhalten wie Siedlungsabfälle entsorgt werden

können. Diese Abfälle können nach getrennter Sammlung recycelt oder energetisch verwertet

werden. Dies stellt gegenüber der geltenden Gewerbeabfallverordnung eine Erweiterung der

Begriffsbestimmung dar, denn bislang werden lediglich im Anhang weitere ausgewählte Abfälle

außerhalb des Kapitels 20 der Anlage der Abfallverzeichnis-Verordnung aufgeführt. Durch die

Erweiterung wird ein Auffangtatbestand geschaffen, der sicherstellt, dass auch solche produkti-

onsspezifische Abfälle, die bislang nicht explizit aufgeführt waren, gemäß den Anforderungen der

Gewerbeabfallverordnung entsorgt werden. Unter Buchstabe b) fallen sowohl die Abfälle, die

bislang im Anhang der geltenden Gewerbeabfallverordnung aufgeführt sind, wie z.B. Kunststoff-

abfälle aus verschiedenen Herkunftsbereichen, Rinden, Kork, Holzabfälle aus der Holzbearbei-

tung und -verarbeitung, Abfälle aus unbehandelten oder verarbeiteten Textilfasern sowie nicht

entsprechend der Verpackungsverordnung (vgl. § 7 VerpackV) zurückgenommene Verpackun-

gen. Damit wird der bisherige Anhang der geltenden Gewerbeabfallverordnung aufgelöst und ist

in der neuen Verordnung nicht mehr enthalten. Die Abfälle unter Buchstabe b) umfassen aber

auch weitere produktionsspezifische Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen, die unter ver-

schiedenen Abfallschlüsseln in der Anlage der Abfallverzeichnis-Verordnung enthalten sind, wie

z.B. Lederabfälle, Metallabfälle, einschließlich Späne aus der Metallbearbeitung und -

verarbeitung, Werkstattabfälle, mineralölhaltige Putzlappen, Farbeimer oder nicht infektiöse Ab-

fälle des Kapitels 18 der Anlage zur Abfallverzeichnis-Verordnung. Bei den Abfällen mit den

Schlüsselnummern 18 01 04 und 18 02 03, an deren Sammlung und Entsorgung aus infektions-

präventiver Sicht keine besonderen Anforderungen gestellt werden, handelt es sich um mit Blut,

Sekreten oder Exkreten behaftete z.B. Wund- und Gipsverbände, Wäsche, Einwegkleidung und

Windeln oder ähnliche Abfälle. Diese sind insbesondere aus hygienischen Gründen nicht zu sor-

tieren und nicht stofflich zu verwerten. Sie sind getrennt zu sammeln und in dafür zugelassenen

Abfallverbrennungsanlagen zu entsorgen (siehe dazu Mitteilung der Länderarbeitsgemeinschaft

Abfall Nr. 34 „Vollzugshinweise zur Gewerbeabfallverordnung“, Endfassung mit redaktionellen
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Änderungen vom März 2008, Nr. 3.3, S. 5 und Mitteilung der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft

Nr. 18 „Vollzugshilfe zur Entsorgung von Abfällen aus Einrichtungen des Gesundheitsdienstes“,

überarbeiteter Stand Januar 2015, S. 9 und Anlage 1, S. 5).

Nummer 2 entspricht der Definition der geltenden Verordnung. Die klarstellende Begriffsbestim-

mung der Abfälle aus privaten Haushaltungen dient der präzisierenden Abgrenzung zu Abfällen

aus anderen Herkunftsbereichen. Abfälle aus privaten Haushaltungen umfassen Abfälle solcher

Anfallstellen, bei denen eine private Haushalts- und Lebensführung stattfindet, die typischer-

weise mit dem Wohnen verknüpft ist. Dies ist der Fall, wenn der Haushalt selbständig bewirt-

schaftet ist und wenn die betroffenen Personen Art und Zusammensetzung der Abfälle im We-

sentlichen selbst bestimmen können. Es sind aber auch solche Anfallstellen umfasst, in denen

nur vorübergehend ein Haushalt geführt wird (vgl. VG Freiburg, Urteil vom 23. Juli 1998, Az.: 3 K

1217/97).

Die Anknüpfung an den privaten Haushalt als Anfallstelle gewährleistet, dass – über die private

Wohnung hinaus – auch Schrebergärten, Wochenendhäuser, Garagen oder sonst dem privaten

Haushalt zuzurechnende Grundstücks- oder Gebäudeteile erfasst werden. Entscheidend ist,

dass die Wohneinheit zur dauerhaften privaten Nutzung des Abfallerzeugers bestimmt ist. Hierzu

zählen grundsätzlich auch Studenten-, Senioren- und Altenwohnheime und Einrichtungen des

betreuten Wohnens, soweit diese nicht als Pflegeheime anzusehen sind. Andererseits werden

gewerblich veranlasste Nutzungen, wie etwa Büros von Freiberuflern, Arztpraxen oder gewerbli-

che Beherbergungen mit wechselnden Gästen, wie Zimmervermietungen des Hotel- und Gast-

stättengewerbes, nicht erfasst.

Bei Abfällen aus Renovierungs- und Reparaturarbeiten, wie etwa dem Austausch einer Hei-

zungsanlage oder von Wasser-, Abwasser- oder Stromleitungen eines Privathauses, ist zu un-

terscheiden: handelt es sich um eine in Auftrag gegebene Dienstleistung, ist in aller Regel das

ausführende Unternehmen Abfallerzeuger, so dass es sich um gewerbliche Abfälle handelt; wer-

den die Arbeiten durch den Eigentümer selbst oder durch Familienangehörige oder Bekannte

durchgeführt, wird es sich in der Regel um Abfälle aus privaten Haushaltungen handeln.

Schließlich ist klarzustellen, dass die Übernahme der Sammlung und Bereitstellung von Abfällen

aus privaten Haushaltungen durch gewerbliche Wohnungsbaugesellschaften, Wohnungsverwal-

tungen oder sonstige Vermieter nichts an der Herkunft der Abfälle ändert; insbesondere scheidet

eine nachträgliche Umwidmung zu gewerblichen Siedlungsabfällen aus.

Nummer 3 enthält eine gegenüber der geltenden Gewerbeabfallverordnung neue Begriffsbe-

stimmung, die die der Verordnung unterfallenden Bau- und Abbruchabfälle ausschließlich als
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mineralische und weitere nichtmineralische Abfälle des Kapitels 17 der Anlage der Abfallver-

zeichnis-Verordnung bestimmt, mit Ausnahme der in der Abfallgruppe 17 05 aufgelisteten Abfäl-

le, wie Boden, Steine, Baggergut und ausgebaute Ersatzbaustoffe. Auf Baustellen anfallende

und nicht entsprechend der Verpackungsverordnung (vgl. § 7 VerpackV) zurückgenommene

Verpackungen unterfallen dagegen den gewerblichen Siedlungsabfällen und sind damit bereits

Bestandteil der Getrenntsammlungspflicht nach § 3 Absatz 1.

Nummer 4 definiert Vorbehandlungsanlagen in Abgrenzung zu Aufbereitungsanlagen (Nummer

5). Vorbehandlungsanlagen können mobil oder stationär betrieben werden und dienen der Be-

handlung von mineralischen und nicht mineralischen Gemischen von gewerblichen Siedlungsab-

fällen sowie von Bau- und Abbruchabfällen. Als mögliche Vorbehandlungsschritte werden bei-

spielhaft Sortierung, Zerkleinerung, Siebung, Sichtung, Verdichtung oder Pelletierung genannt.

Anforderungen an Vorbehandlungsanlagen, insbesondere zur Erreichung der dort festgelegten

Sortier- und Recyclingquoten werden in § 6 festgeschrieben. In der Anlage zur Verordnung wer-

den Anlagenkomponenten vorgeschrieben, über die die Vorbehandlungsanlagen verfügen müs-

sen, um eine Behandlung gemäß § 6 sicher zu stellen.

Als Vorbehandlungsanlage gilt auch ein verfahrenstechnisch selbstständiger Teil einer Entsor-

gungsanlage (zum Beispiel der mechanische Teil einer Anlage zur mechanisch-biologischen

Behandlung). Anlagen, in denen getrennt gesammelte Abfallfraktionen (vgl. § 3 Absatz 1) vorbe-

handelt werden (zum Beispiel Sortieranlagen für Papier), fallen nicht unter diese Begriffsbestim-

mung.

Nummer 5 definiert Aufbereitungsanlagen in Abgrenzung zu Vorbehandlungsanlagen (Nummer

4). Aufbereitungsanlagen können mobil oder stationär betrieben werden, beide Anlagentypen

sind von der Definition erfasst. Sie dienen der Aufbereitung gemischter und nicht gemischter mi-

neralischer Bau- und Abbruchabfälle zur Herstellung von definierten Gesteinskörnungen. „Defi-

niert“ heißt insoweit durch eine oder mehrere technische Normen bestimmt. Einschlägig ist hier

insbesondere das technische Regelwerk des Straßenbaus über bauphysikalische Anforderungen

an die jeweiligen Gesteinskörnungen.

Für die Behandlung von gemischten Bau- und Abbruchabfällen (Abfallschlüssel 17 09 04) sind

sie jedoch nur dann geeignet, wenn diese hohe mineralische Anteile aufweisen. Als mögliche

Aufbereitungsschritte werden beispielhaft Sortierung, Zerkleinerung und Klassierung genannt.

Technische Anforderungen an Aufbereitungsanlagen sowie bestimmte Sortier- und Recycling-

quoten werden in der Verordnung nicht vorgeschrieben. Hintergrund ist, dass bereits die Anfor-

derungen für die bauphysikalischen Eigenschaften, insbesondere für Anwendungen im Straßen-
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bau, die technische Ausstattung der Anlagen mit bestimmten und dem Stand der Technik ent-

sprechenden Aggregaten vorgeben.

Nummer 6 enthält die Definition der Getrenntsammlungsquote und beschreibt die Berech-

nungsmethode. Die Getrenntsammlungsquote ist für den Fall eines Abweichens von der Pflicht

zur Zuführung zur Vorbehandlungsanlage nach § 4 Absatz 1 einzuhalten und nach § 4 Absatz 5

Satz 4 dokumentieren. Sie berechnet sich aus dem Quotienten der zur stofflichen Verwertung

getrennt gesammelten Massen an Abfällen und der Gesamtmasse der bei einem Erzeuger anfal-

lenden Abfälle multipliziert mit 100 Prozent.

Nummer 7 enthält die Definition der Sortierquote und beschreibt die Berechnungsmethode. Die

Sortierquote ist nach § 6 Absatz 3 von den Vorbehandlungsanlagen einzuhalten und nach § 6

Absatz 4 zu dokumentieren. Dabei entspricht die Gesamtmasse der der Vorbehandlungsanlage

zugeführten Abfälle dem Anlageninput ohne jegliche Abzüge. Die für eine Verwertung ausge-

brachte Masse an Abfällen ist die Summe der grundsätzlich für eine Verwertung geeigneten aus-

sortierten Abfallfraktionen. Die Sortierquote wird errechnet aus dem Quotienten der durch Sortie-

rung für eine Verwertung ausgebrachten Masse an Abfällen und der Gesamtmasse der der Vor-

behandlungsanlage zugeführten Gemische nach § 4 Absatz 1 Satz 1 und § 9 Absatz 1 Satz 1

Nummer 1 sowie von gemischten Bau- und Abbruchabfällen nach § 9 Absatz 3 Satz 1 multipli-

ziert mit 100 Prozent. Halbsatz 2 enthält eine Modifikation für den Fall, dass die Sortierung nicht

in einer Anlage, sondern in mehreren hintereinandergeschalteten Anlagen erfolgt (§ 6 Absatz 1

Satz 2 und 3). In diesem Fall wird eine gemeinsame Sortierquote gebildet. Diese bestimmt sich

aus der Summe der in den einzelnen Anlagen aussortierten Abfälle und dem Input der ersten

Anlage.

Nummer 8 enthält die Definition der Recyclingquote und beschreibt die Berechnungsmethode.

Die Recyclingquote ist gemäß § 6 Absatz 5 von den Vorbehandlungsanlagen einzuhalten und

nach § 6 Absatz 6 zu dokumentieren. Sie wird gebildet durch den Quotienten der tatsächlich ei-

nem Recycling zugeführten Masse an Abfällen und der insgesamt durch Sortierung ausgebrach-

ten Masse an Abfällen, multipliziert mit 100 Prozent und bezeichnet regelmäßig den Prozentan-

teil der dem Recycling zugeführten Masse an der durch Sortierung ausgebrachten Gesamtmas-

se. Es handelt sich bei der Recyclingquote somit um einen Summenparameter, der das Recyc-

ling aller wertstoffhaltigen Abfälle aus der Sortieranlage und nicht einzelner Abfallströme charak-

terisiert. Die Quotenbildung für einzelne Stoffströme würde deutlich mehr Dokumentationsauf-

wand erfordern und wäre hinsichtlich der Anlageneffizienz auch nicht wesentlich aussagekräfti-

ger. Halbsatz 2 enthält eine Modifikation für den Fall, dass die in mehreren hintereinanderge-

schalteten Anlagen aussortierten Abfälle (§ 6 Absatz 1 Satz 2 und 3) einem Recycling zugeführt
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werden. In diesem Fall wird eine gemeinsame Recyclingquote gebildet. Diese bestimmt sich aus

den dem Recycling zugeführten Abfällen aller Anlagen bezogen auf die in allen Anlagen aussor-

tierten Abfälle.

Zu Abschnitt 2 (Gewerbliche Siedlungsabfälle)

Dieser Abschnitt beinhaltet die zentralen Regelungen der Verordnung für gewerbliche Sied-

lungsabfälle. Er enthält Regelungen zur getrennten Sammlung gewerblicher Siedlungsabfälle für

den Regelfall und der Vorbehandlung gemischter gewerblicher Siedlungsabfälle für den Aus-

nahmefall sowie Regelungen für den Umgang mit anfallenden Kleinmengen. Es werden ferner

Anforderungen an den Betrieb und die technische Ausstattung von Vorbehandlungsanlagen so-

wie Behandlungsziele festgeschrieben. Für gemischte gewerbliche Siedlungsabfälle, die nicht

verwertet werden, wird die nach § 17 Absatz 1 Satz 2 KrWG geltende Überlassungspflicht an

den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger konkretisiert.

Zu § 3 (Getrennte Sammlung, Vorbereitung zur Wiederverwendung und Recycling von

gewerblichen Siedlungsabfällen)

Die Vorschrift wurde gegenüber § 3 der geltenden Verordnung neu konzipiert. Sie regelt die ge-

trennte Sammlung, Vorbereitung zur Wiederverwendung und das Recycling von gewerblichen

Siedlungsabfällen. In Umsetzung der fünfstufigen Abfallhierarchie des Kreislaufwirtschaftsgeset-

zes enthält sie nunmehr eine stringente Verpflichtung zur getrennten Sammlung bestimmter ge-

werblicher Siedlungsabfälle und deren vorrangige Zuführung zur Vorbereitung zur Wiederver-

wendung oder zum Recycling. Mögliche Ausnahmen werden gegenüber der geltenden Fassung

eingeschränkt oder aber klarer geregelt.

Absatz 1 verpflichtet in Satz 1 Erzeuger und Besitzer von gewerblichen Siedlungsabfällen über

die ohnehin geltende Getrennthaltungspflicht des § 14 Absatz 1 KrWG für Papier-, Metall-,

Kunststoff- und Glasabfälle hinaus mindestens auch noch Holz, Textilien, Bioabfälle nach § 3

Absatz 7 KrWG sowie weitere produktionsspezifische Abfälle, die in § 2 Nummer 1 Buchstabe b)

enthalten sind, getrennt zu sammeln und der Vorbereitung zur Wiederverwendung oder dem

Recycling zuzuführen.

Die Auswahl der unter Nummer 1 bis 7 aufgeführten getrennt zu haltenden Fraktionen, wie Pa-

pier und Pappe, Glas, Metalle, Kunststoffe sowie biologisch abbaubare Abfälle orientiert sich an

der Praxis der Getrenntsammlung in privaten Haushaltungen und in vielen anderen Herkunftsbe-
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reichen. Die Vorschrift enthält aber auch über die derzeit geltende Regelung hinausgehende Ge-

trenntsammlungspflichten für Textilien, Holz und weitere produktionsspezifische Abfälle, die in

den in § 2 Nummer 1 Buchstabe b) genannten Abfällen enthalten sind. Diese Abfallfraktionen

waren bislang weitgehend im Anhang der geltenden Verordnung aufgeführt, der nunmehr durch

die Aufzählung in Absatz 1 aufgelöst werden kann. Dies macht die neue Verordnung nicht nur

übersichtlicher und lesbarer, sondern wird auch der Bedeutung der genannten Stoffströme für

das Recycling besser gerecht. Wie bereits in der Begründung zu § 2 Nummer 1 Buchstabe b)

ausgeführt, werden auch weitere produktionsspezifische Abfälle aus anderen Herkunftsberei-

chen, die unter verschiedenen Abfallschlüsseln in der Anlage der Abfallverzeichnisverordnung

enthalten sind, durch die Nummer 8 erfasst. Damit wird ein Auffangtatbestand geschaffen, der

sicherstellt, dass auch solche produktionsspezifische Abfälle, die bislang nicht explizit in der Ver-

ordnung aufgeführt waren, jedoch zweifelsfrei Gewerbeabfälle sind, tatsächlich gemäß den An-

forderungen der Gewerbeabfallverordnung entsorgt werden.

Die Pflicht zur getrennten Sammlung umfasst nach § 3 Absatz 16 KrWG das Getrennthalten ei-

nes Abfallstroms nach Art und Beschaffenheit, um eine bestimmte Behandlung zu erleichtern

oder zu ermöglichen. Insofern ist die getrennte Sammlung, die in Absatz 1 Satz 1 vorgeschrieben

wird, unabdingbare Voraussetzung für ein hochwertiges Recycling. Zur Zuführung zum Recycling

können durch die Erzeuger oder Besitzer Hol- und Bringsysteme genutzt werden und zwar so-

wohl von privaten als auch von kommunalen Entsorgern.

Gemäß Satz 1 Nummer 7 sind auch Bioabfälle getrennt zu sammeln und der Vorbereitung zur

Wiederverwendung oder dem Recycling zuzuführen. Dabei wird der Anwendungsbereich der

Verordnung durch den Verweis auf § 3 Absatz 7 KrWG über die in der bislang geltenden Verord-

nung hinausgehende Getrennthaltung von biologisch abbaubaren Küchen- und Kantinenabfällen,

biologisch abbaubaren Garten- und Parkabfällen und Marktabfällen erheblich erweitert. Er um-

fasst nunmehr auch biologisch abbaubare Landschaftspflegeabfälle sowie biologisch abbaubare

Abfälle aus dem Einzelhandel und vergleichbare Abfälle aus Nahrungsmittelverarbeitungsbetrie-

ben und sonstigen Herkunftsbereichen.

Auf die Nennung von Abfallschlüsseln nach der Anlage der Abfallverzeichnis-Verordnung für die

getrennt zu haltenden Abfallfraktionen wird bewusst verzichtet, weil entsprechend der weiten

Definition der gewerblichen Siedlungsabfälle in § 2 Nummer 1 eine Vielzahl von Abfallarten aus

den unterschiedlichsten Herkunftsbereichen für die Getrenntsammlung in Frage kommen. Die

Vorschrift stellt damit die getrennte Sammlung von bestimmten Materialien in den Vordergrund

und wird den Anforderungen der Praxis besser gerecht. Die einzelnen Abfallfraktionen können

daher Abfälle unterschiedlicher Abfallschlüssel enthalten. Die Vorschrift betrifft insofern auch
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nicht entsprechend der Verpackungsverordnung (vgl. § 7 VerpackV) zurückgenommene Verpa-

ckungen, die ebenfalls – mindestens nach Materialart – getrennt zu sammeln sind, z.B. Verpa-

ckungen aus Pappe in der Fraktion Papier und Pappe oder Verpackungen aus Holz in der Frak-

tion Holz.

Auch bei sorgfältigster getrennter Sammlung nach Absatz 1 treten nach allgemeiner Lebenser-

fahrung unbeabsichtigte Fehlwürfe auf. Diese können unter Verhältnismäßigkeitsgesichtspunkten

bis zu einem gewissen Maß hingenommen werden und führen nicht per se zu einem Verstoß

gegen die Getrenntsammlungspflicht. Allerdings sollte eine Fehlwurfquote von 5 Masseprozent in

der Regel nicht überschritten werden (s.o., Mitteilung der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall Nr.

34, Nr. 3.4, S. 7). Die Toleranzschwelle kann bei einigen Stoffströmen niedriger sein (z.B. bei

Bioabfällen).

Die sich an die Pflicht zur Getrenntsammlung anschließende Pflicht zur Zuführung der getrennt

gesammelten Abfälle zur Vorbereitung zur Wiederverwendung oder zum Recycling ist durch die

Wörter „nach Maßgabe des § 8 Absatz 1 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes vorrangig“ an die all-

gemeinen Vorgaben der Abfallhierarchie gebunden.

Satz 2 stellt als deklaratorische Klausel klar, dass innerhalb der einzelnen in Satz 1 aufgeführten

Abfallfraktionen auch weitergehend getrennt gesammelt werden kann, z.B. verschiedene Papier-,

Glas- (nach Farben getrennt), Kunststoff-, Metall- oder Bioabfallarten oder unbehandeltes und

behandeltes Holz. Bei Glas ist zudem eine Trennung zwischen Behälter- und Flachglas für ein

Recycling zwingend erforderlich. Dies gilt auch innerhalb der Kunststofffraktion für die getrennte

Sammlung von kohlefaserverstärkten Kunststoffen, die zum Beispiel bei der Herstellung von

Flugzeugen, Straßenfahrzeugen oder Windkraftanlagen eingesetzt werden und an deren Entsor-

gung nach heutigen Erkenntnissen gegebenenfalls besondere Anforderungen zu stellen sind.

Dies entspricht der abfallwirtschaftlichen Notwendigkeit einer weitestgehend getrennten Samm-

lung für ein hochwertiges Recycling bzw. für eine bessere Vermarktbarkeit und ist heute vielfach

bereits übliche Praxis.

Satz 3 stellt klar, dass das Vermischungsverbot für gefährliche Abfälle nach § 9 Absatz 2 KrWG

(ggf. auch in Verbindung mit § 15 Absatz 3 Satz 2 KrWG) auch für den Bereich der gewerblichen

Siedlungsabfälle gilt. Nach § 9 Absatz 2 KrWG ist die Vermischung, einschließlich der Verdün-

nung, gefährlicher Abfälle mit anderen Kategorien von gefährlichen Abfällen oder mit anderen

Abfällen, Stoffen oder Materialien grundsätzlich unzulässig, es sei denn, die Vermischung erfolgt

in einer abfall- oder immissionsschutzrechtlich hierfür zugelassenen Anlage, die Anforderungen

an eine ordnungsgemäße und schadlose Verwertung sind eingehalten und das Vermischungs-

verfahren entspricht dem Stand der Technik. Insoweit hat die Vorschrift insgesamt deklaratori-
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schen Charakter. Welche Abfälle als gefährlich zu bezeichnen sind regelt § 3 Absatz 5 KrWG in

Verbindung mit der Abfallverzeichnisverordnung.

Absatz 2 stellt im Gegensatz zu den zahlreichen Ausnahmemöglichkeiten in der geltenden Ver-

ordnung nunmehr den einzigen, aber auch einen „echten“ Ausnahmetatbestand zur Getrennt-

sammlung dar. Er basiert auf der Ausnahme zur Verwertungsgrundpflicht nach § 7 Absatz 4

KrWG und bildet damit das Verhältnismäßigkeitsprinzip ab. Zu berücksichtigen ist allerdings,

dass die Frage der Geeignetheit, Erforderlichkeit und Angemessenheit im Rahmen der Verhält-

nismäßigkeit durch die Verordnungsregelung bereits auf normativer, d.h. abstrakt-genereller

Ebene, beantwortet ist. Hieraus folgt, dass die Darlegungs- und Beweislast für das Vorliegen der

Sachverhalte, die in einem vom Verordnungsgeber nicht antizipierten Einzelfall die technische

Unmöglichkeit oder wirtschaftliche Unzumutbarkeit begründen, bei dem Abfallerzeuger oder -

besitzer liegen, der sich auf die Ausnahmemöglichkeit berufen will (siehe auch Absatz 3). Hier-

durch wird Rechtsklarheit geschaffen und der Vollzug der Verordnung erleichtert.

Nach Satz 1 entfällt die Pflicht zur getrennten Sammlung lediglich für den Fall, dass sie technisch

nicht möglich oder wirtschaftlich nicht zumutbar ist. Die unbestimmten Rechtsbegriffe „technisch

nicht möglich“ und „wirtschaftlich nicht zumutbar“ sind vor dem oben genannten Hintergrund eng

auszulegen. Grundsätzlich muss gelten, dass das, was den Bürgern im Rahmen ihrer privaten

Lebensführung zugemutet wird, erst recht für Gewerbebetriebe als zumutbar anzusehen ist. Eine

getrennte Sammlung nach Absatz 1 hat damit eindeutig den Vorrang und eine Abweichung ist

nur in dem eng begrenzten Rahmen des Satzes 1 möglich (abschließender Tatbestand). Wichtig

ist insoweit auch, dass die technische Unmöglichkeit oder die wirtschaftliche Unzumutbarkeit der

getrennten Sammlung einer Abfallfraktion nicht zum Entfallen der Getrenntsammlungspflicht für

alle Fraktionen führt. Dies wird mit dem Wort „soweit“ ausgedrückt.

Es ist zunächst davon auszugehen, dass eine getrennte Sammlung der in Absatz 1 genannten

Abfallfraktionen grundsätzlich technisch möglich ist. Eine technische Unmöglichkeit kann hier

nach Satz 2 z.B. durch sehr beengte bzw. gänzlich fehlende räumliche Verhältnisse zur Aufstel-

lung von Sammelbehältern gegeben sein. In diesen Fällen sind aber auch Alternativen zu prüfen

(gestaffelter Abfallanfall, Einsatz von Bringsystemen etc.).

Ein weiterer in Satz 2 genannter Fall der technischen Unmöglichkeit ist die Befüllung von Abfall-

behältern an öffentlich zugänglichen Anfallstellen durch eine Vielzahl von Erzeugern (z.B. in Zü-

gen, auf Bahnhöfen, auf Flughäfen oder auf Verkehrsanlagen von Rastanlagen an Straßen). Bei

diesen Fallgestaltungen richten sich die Getrenntsammlungspflichten der Gewerbeabfallverord-

nung an den Besitzer der Abfälle, nicht an den einzelnen Abfallerzeuger, der seinerseits gar kei-
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ne gewerblichen Siedlungsabfälle generiert. Der Besitzer der Gewerbeabfälle kann in diesen

Fällen nur bedingt auf die Entsorgungswege Einfluss nehmen; er kann nicht gewährleisten, dass

die Erzeuger die Abfälle getrennt halten und kann deren Verhalten auch nicht kontrollieren.

Durch Fehlverhalten der Erzeuger bei der Getrennthaltung wird das Recycling oder die sonstige

stoffliche Verwertung für einzelne Fraktionen behindert. Hier kann sich daher die Notwendigkeit

ergeben, die Sammelsysteme im Sinne der Verordnung entsprechend anzupassen, um einen

maximalen Recycling- bzw. Verwertungserfolg zu erzielen. Hierfür bietet die Vorschrift den recht-

lichen Rahmen, so dass derartige Anpassungen, ggf. verbunden mit einer (teilweisen) Gemisch-

terfassung, nicht als ein Verstoß gegen die Regelungen der Verordnung anzusehen sind. So ist

bei den oben genannten Beispielen öffentlich zugänglicher Anfallstellen davon auszugehen, dass

die getrennte Sammlung aller der in § 3 Absatz 1 Satz 1 genannten Fraktionen nicht möglich ist;

der Besitzer hat dann im Einzelfall zu entscheiden, welche Fraktionen mit Blick auf einen mög-

lichst maximalen Recycling- bzw. Verwertungserfolg getrennt zu sammeln sind. Bei Verkehrsan-

lagen von Rastanlagen an Straßen ist wegen der fehlenden sozialen Kontrolle davon auszuge-

hen, dass die Getrenntsammlung für alle Fraktionen in der Regel technisch nicht möglich ist.

Eine technische Unmöglichkeit kann auch aus hygienischen Anforderungen an die Sammlung

des Abfalls resultieren (z.B. Rattenbefall oder Fruchtfliegenentwicklung). Eine technische Un-

möglichkeit ist erst gegeben, wenn alle durchführbaren Varianten zur Erfüllung der Pflicht aus-

scheiden.

Die Rücknahmepflichten nach den Regelungen der Verpackungsverordnung bleiben nach § 1

Absatz 3 dieser Verordnung unberührt.

Mit dem Kriterium der wirtschaftlichen Zumutbarkeit wird eine Ausnahme von der Pflicht zur ge-

trennten Sammlung nach Absatz 1 für Erzeuger und Besitzer für den Fall eröffnet, dass die Erfül-

lung der Getrenntsammlungspflichten für sie mit unangemessen hohen Mehrkosten verbunden

wäre. Auch die wirtschaftliche Unmöglichkeit einer getrennten Sammlung dürfte vor dem oben

genannten Hintergrund der verordnungsrechtlichen Grundentscheidung für eine Getrenntsamm-

lung eher einen Ausnahmefall darstellen.

Nach Satz 3 ist der Maßstab der wirtschaftlichen Zumutbarkeit die Gegenüberstellung der Kosten

und Erlöse einer getrennten Sammlung und Entsorgung mit den Kosten für eine Erfassung von

Abfallgemischen und deren anschließende Vorbehandlung und Entsorgung. Dabei reicht es nicht

aus, dass die Kosten der getrennten Sammlung die Kosten für eine gemeinsame Erfassung

übersteigen, denn dies hat der Gesetzgeber bereits durch die Normierung der Pflicht zur Ge-

trenntsammlung antizipiert. Vielmehr müssen die Mehrkosten für die getrennte Sammlung „außer

Verhältnis“ zu den Kosten für eine gemeinsame Erfassung stehen. Für diese Frage kommt es
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nicht auf einen bloßen Kostenvergleich zwischen den beiden Verwertungsvarianten an. Zu be-

rücksichtigen ist in diesem Zusammenhang auch, dass bei einer getrennten Sammlung und Zu-

führung zum Recycling grundsätzlich hochwertigere Verwertungsresultate zu erzielen sind, die

auch gewisse Mehrkosten rechtfertigen. Dabei ist allerdings davon auszugehen, dass für ge-

trennt gesammelte reine Wertstoffe bei der Abgabe in der Regel auch Erlöse erzielt werden kön-

nen, die mit den Kosten für die getrennte Sammlung zu verrechnen sind. Eine wirtschaftliche

Unzumutbarkeit im Einzelfall erfordert daher eine Beurteilung, ob die Mehrkosten in der konkre-

ten Situation des Erzeugers und Besitzers außer Verhältnis zu den Kosten für eine gemischte

Sammlung und anschließende Vorbehandlung stehen. Dabei sind auch die jeweiligen Transport-

kosten zu berücksichtigen. Ein wichtiges Indiz für die Unzumutbarkeit ist in diesem Zusammen-

hang, ob die Mehrkosten branchenüblich sind oder stark hiervon abweichen. Auch ein Vergleich

mit den Getrenntsammlungspflichten von privaten Haushaltungen, die durch Satzungen der öf-

fentlich-rechtlichen Entsorgungsträger bestimmt werden, kann als Maßstab herangezogen wer-

den.

Als Beispiel, dass eine getrennte Sammlung wirtschaftlich unzumutbar ist, führt Satz 3 den Fall

an, dass ein einzelner Abfall eine „hohe Verschmutzung“ aufweist. Diese hohe Verschmutzung

würde in der Folge dazu führen, dass der Abfall nicht gemeinsam mit anderen stoffgleichen Ab-

fällen gesammelt werden kann, ohne dass die Recyclingfähigkeit des gesamten getrennt gehal-

tenen Abfallstroms leiden würde (z.B. stark verschmutzte Kunststofffolien). Im Ergebnis würden

damit anstelle von Erlösen aus der Veräußerung Entsorgungskosten für die gesamte getrennt

gesammelte Fraktion entstehen. Als Anhaltspunkt für eine geringe Abfallmenge im Sinne des § 3

Absatz 3 Satz 1 der geltenden Gewerbeabfallverordnung sieht die Mitteilung der Länderarbeits-

gemeinschaft Abfall Nr. 34 (Nr. 3.4, S. 16) in der Regel einen Orientierungswert von insgesamt

50 Kilogramm pro Woche (Summe der Massen dieser Abfälle) pro Abfallerzeuger/-besitzer vor.

Dies bedeutet, dass die Massen der Einzelfraktionen deutlich unterhalb des Wertes von 50 kg

pro Woche liegen müssen. Dies gilt insbesondere für Glas und Bioabfälle.

Absatz 3 bestimmt die jeweiligen Dokumentationspflichten für die Erzeuger und Besitzer von

gewerblichen Siedlungsabfällen näher. Sie sind unabhängig von den Nachweis- und Register-

pflichten des §§ 49 und 50 KrWG, die nur für Erzeuger und Besitzer von gefährlichen Abfällen

gelten. Es kommt daher nicht zu einer Doppelung der Dokumentationspflichten. Satz 1 stellt klar,

dass die Darlegungs- und Beweislast für die Erfüllung der jeweiligen Pflichten nach Absatz 1

zunächst ausschließlich beim Erzeuger oder Besitzer der Abfälle liegt (s.o.). Das betrifft sowohl

die Dokumentation der Erfüllung der Pflicht zur getrennten Sammlung und der Pflicht zur Zufüh-

rung der getrennt gesammelten Abfälle zu einer Vorbereitung zur Wiederverwendung oder zum
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Recycling als auch die Dokumentation der Gründe des Abweichens hiervon. Die Dokumentation

ist obligatorisch und muss grundsätzlich vorgehalten werden.

Satz 2 enthält die näheren Anforderungen an die Dokumentation. Die Vorschrift ist angesichts

des differenzierten Pflichtenprogramms in Nummern gegliedert.

Nummer 1 enthält die Anforderungen an die Dokumentation der getrennten Sammlung. Die Do-

kumentation, die in der Regel einmalig erfolgt, sofern sich die örtlichen Gegebenheiten und die

sonstigen Rahmenbedingungen (z.B. Änderung der Abfallzusammensetzung, Wechsel des Ver-

wertungsweges) nicht verändern, kann alternativ durch Lagepläne, Lichtbilder, Praxisbelege, wie

Liefer- oder Wiegescheine oder ähnliche Dokumente erfolgen, wobei das Wahlrecht beim Erzeu-

ger und Besitzer liegt. Durch Lagepläne oder Lichtbilder kann die Einrichtung und die Lage der

Getrenntsammelsysteme innerhalb eines Betriebes sehr anschaulich und mit einfachen Mitteln

dargestellt werden. Gleiches gilt für die aus dem Nachweisverfahren bekannten Praxisbelege,

wie Liefer- oder Wiegescheine. Auch mit diesen ohnehin verfügbaren Unterlagen kann belegt

werden, dass tatsächlich getrennt gesammelte Ströme erzeugt werden. Es werden bewusst kei-

ne zwingenden Vorgaben über das „Wie“ der Dokumentation gemacht, um in der Praxis etablier-

te Dokumentationsverfahren nicht zu gefährden. Die angeführten Beispiele sind daher nicht ab-

schließend, müssen der Behörde bei Nachfrage jedoch eine eindeutige Beurteilung des Einzel-

falls ermöglichen. Insbesondere kann dabei auf bereits für andere Zwecke vorhandene Doku-

mente zurückgegriffen werden. So kann der Aufwand für die Dokumentation verringert werden.

Die Dokumentation ist bei wesentlichen Änderungen bei der Erfassung der anfallenden Abfälle

zu aktualisieren und damit dauerhaft vorzuhalten.

Nummer 2 betrifft die Dokumentation der vorrangigen Zuführung der getrennt gesammelten Ab-

fallfraktionen zum Recycling. Hier ist eine Erklärung desjenigen erforderlich, der die jeweilige

Abfallfraktion übernimmt, dass er diese einem Recycling zuführt. Damit wird bewusst auf eine

weitergehende Dokumentation „bis in die letzte Anlage“ verzichtet. Ein bis in die finale Verwer-

tungsanlage zu führender Nachweis wäre mit Blick auf zwischengeschaltete Verwertungsstufen

nicht darstellbar und würde zudem unnötige bürokratische Belastungen erzeugen. Nach den Er-

fahrungen der Praxis ist im Gegensatz zur Entsorgung von Gemischen bei getrennt gesammel-

ten gewerblichen Siedlungsabfällen mit Blick auf deren Wertstoffpotential davon auszugehen,

dass diese auch tatsächlich recycelt werden. Durch die Vorgabe wird gleichwohl sichergestellt,

dass die Besitzer und Erzeuger zumindest Kenntnis von dem beabsichtigten Verbleib der Abfälle

erhalten. So ist als Mindestinhalt in der Erklärung der Name und die Anschrift des Annehmenden

sowie die Masse und der beabsichtigte Verbleib des Abfalls anzugeben. Bei dem „beabsichtigten

Verbleib“ ist lediglich die Art der Verwertung zu benennen, nicht aber die konkrete Entsorgungs-
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anlage. Die Dokumentationspflicht für die der Vorbehandlung zugeführten Abfälle richtet sich

nach § 4 Absatz 5.

Nummer 3 betrifft den Fall des Abweichens von der Getrenntsammlungspflicht nach Absatz 1

und damit das Vorliegen der Voraussetzungen des Absatzes 2. Erforderlich ist insoweit eine Dar-

legung der näheren Umstände, die zur technischen Unmöglichkeit oder zur wirtschaftlichen Un-

zumutbarkeit führen. Auch hier können z.B. Lichtbilder zur Dokumentation von räumlich beeng-

ten Verhältnissen sowie von Verschmutzungen, die eine getrennte Sammlung von Abfallfraktio-

nen ausschließen, genutzt werden. Bei der technischen Möglichkeit kann bei typischerweise an-

fallenden Gemischen auf eine generalisierte Betrachtung (z.B. von einschlägigen Industriever-

bänden) zurückgegriffen werden. Zur Beurteilung der wirtschaftlichen Unzumutbarkeit sind ins-

besondere Kostenbetrachtungen zur getrennten bzw. gemeinsamen Sammlung unter Einbezie-

hung von Angeboten zur Sortierung der Gemische anzustellen. Eine doppelte oder mehrfache

Ausschreibung ist allerdings nicht erforderlich. Wenn keine Angebote zur Entsorgung der ge-

trennten Fraktionen auf dem Markt verfügbar sind, kann die wirtschaftliche Unzumutbarkeit ge-

geben sein. Die Dokumentation ist bei wesentlichen Änderungen bei der Erfassung der anfallen-

den Abfälle und der sonstigen Rahmenbedingungen (z.B. Änderung der Abfallzusammenset-

zung, Wechsel des Verwertungsweges) zeitnah zu aktualisieren und da sie im Zusammenhang

mit der Dokumentation nach Nummer 1 steht, für die Dauer der Abweichung von der Getrennt-

sammlungspflicht vorzuhalten.

Satz 3 stellt klar, dass lediglich für den Fall einer Überprüfung seitens der Behörde auf deren

Verlangen die Dokumentationen nach den Sätzen 1 und 2 auch tatsächlich vorgelegt werden

müssen. Dies begrenzt einerseits den Aufwand für Erzeuger und Besitzer, aber auch den Voll-

zugsaufwand, erlaubt aber andererseits eine effiziente behördliche Kontrolle im Einzelfall.

Zu § 4 (Vorbehandlung von gewerblichen Siedlungsabfällen)

Die Vorschrift ist ohne Vorläufer in der bisherigen Verordnung. Sie regelt Anforderungen an Er-

zeuger und Besitzer hinsichtlich der Vorbehandlung von gemischten gewerblichen Siedlungsab-

fällen und statuiert eine grundsätzliche Behandlungspflicht für diese Gemische.

Absatz 1 regelt in Satz 1 den Fall, dass abweichend von § 3 Absatz 1 gemischte gewerbliche

Siedlungsabfälle anfallen und verpflichtet Erzeuger und Besitzer, diese unverzüglich einer Vor-

behandlungsanlage zuzuführen. „Unverzüglich“ heißt nicht „sofort“ sondern „ohne schuldhaftes

Zögern“ (vgl. § 121 Absatz 1 BGB). Es kommt damit, wie bei der Erfüllung der Verwertungs-

grundpflicht des § 7 Absatz 2 Satz 1 KrWG, auf die Umstände des Einzelfalls unter Berücksichti-
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gung der Verkehrsauffassung an. Dem Erzeuger oder Besitzer wird auf jeden Fall ein angemes-

sener Überlegungs- und Planungszeitraum zugestanden und damit ein weiter Ermessensspiel-

raum eingeräumt. Zum einen kann es eine gewisse Zeit in Anspruch nehmen, einen geeigneten

Entsorgungsbetrieb auszuwählen und zu beauftragen. Damit kann auch die Ermittlung und Be-

wertung verschiedener Angebote verbunden sein. Zum anderen können wirtschaftliche Erwä-

gungen den Entsorgungspflichtigen dazu veranlassen, den Abfall erst einmal „liegen zu lassen“,

um z. B. Preisschwankungen auf dem Entsorgungs- aber auch auf dem Sekundärrohstoffmarkt

abzufangen oder Transportkosten zu optimieren. Zu berücksichtigen ist insoweit auch, ob für die

jeweilige Abfallfraktion bereits ein Markt besteht oder erst geschaffen werden muss. Entschei-

dend ist insoweit die Verkehrsauffassung. Rein spekulative Motive rechtfertigen demgegenüber

kein Abwarten. Werden Abfälle nach ihrer Entstehung zunächst gelagert, sind daher bei der oben

genannten Einzelfallbetrachtung auch die genehmigten Kapazitätsgrenzen des Lagers zu be-

rücksichtigen. Hat der Gewerbebetrieb einen Vertrag mit einem Entsorgungsbetrieb zur dauer-

haften Abholung bestimmter Abfallfraktionen geschlossen und werden die Abfälle in dafür vorge-

sehenen Behältnissen erfasst, ist der übliche Abholrhythmus der jeweiligen Abfallfraktion ent-

scheidend. Dieser wird sich zum einen danach bemessen, welche Abfallmengen in einer be-

stimmten Zeit in dem Betrieb anfallen, aber zum anderen auch nach den Platzverhältnissen vor

Ort richten. Schließlich können auch Gründe des Arbeitsschutzes und der Hygiene für den Ab-

holrhythmus mitentscheidend sein.

Eine unmittelbare Zuführung zu einer energetischen Verwertung, die nach der bislang geltenden

Gewerbeabfallverordnung als gleichrangige Alternative zulässig war, wird zur Ausnahme und ist

nur noch unter den Voraussetzungen der fehlenden technischen Möglichkeit oder wirtschaftli-

chen Zumutbarkeit zulässig. Ziel der neuen Regelung ist es, auch die in einem Gemisch enthal-

tenen wertstoffhaltigen Abfälle entsprechend der fünfstufigen Abfallhierarchie bevorzugt dem

Recycling zugänglich zu machen. Die Formulierung des Satzes 1, wonach Gemische einer Vor-

behandlungsanlage zuzuführen sind, bedeutet allerdings nicht, dass die Zuführung zu einer Vor-

behandlungsanlage direkt erfolgen muss. Sie kann auch über genehmigte Umschlaganlagen

oder Zwischenlager erfolgen. Allerdings darf diese Zwischenlagerung nicht zur Umgehung der

Anforderungen nach der Gewerbeabfallverordnung führen. Das bedeutet, es verbleibt in diesen

Fällen die Pflicht des Erzeugers und Besitzers, die Abfälle letztendlich einer Vorbehandlungsan-

lage, die die Kriterien des § 6 erfüllt, zuzuführen.

Satz 2 schreibt vor, dass Abfälle aus der humanmedizinischen oder tierärztlichen Versorgung

oder Forschung in den Gemischen nicht enthalten sein dürfen. Diese Abfälle lassen sich durch

einfache organisatorische Maßnahmen an den Anfallstellen getrennt sammeln. Zudem scheidet
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eine Vorbehandlung aus Gründen des Gesundheits- bzw. Arbeitsschutzes (z.B. Verletzungsge-

fahr durch Kanülen und Spritzen bei händischer Sortierung am Sortierband) aus. Auch wird fest-

gelegt, dass Glas und Bioabfälle in den Gemischen nur insoweit, das heißt in solchen Mengen,

enthalten sein dürfen, dass der Vorbehandlungsprozess nicht beeinträchtigt oder verhindert wird.

Die Entscheidung, ob eine solche Beeinträchtigung oder Verhinderung vorliegt, trifft der Anla-

genbetreiber im Rahmen der Annahmekontrolle (§ 10 Absatz 1). Hintergrund der Regelung ist,

dass Glas und Bioabfälle in größeren Mengen – das heißt von etwa fünf Prozent oder mehr –

den Sortierprozess in den Vorbehandlungsanlagen massiv beeinträchtigen und die Qualität der

abgetrennten werthaltigen Abfälle erheblich mindern können.

Absatz 2 stellt sicher, dass Erzeuger und Besitzer von Gemischen diese nur Vorbehandlungsan-

lagen zuführen, die eine qualitativ hochwertige Behandlung nach den Anforderungen des § 6

Absatz 1 und 3 sicherstellen. Nach Satz 1 ist dies insbesondere zu Beginn der Geschäftsbezie-

hung, bei der erstmaligen Übergabe von Abfallgemischen an die Vorbehandlungsanlage, sinnvoll

und geboten. „Dabei sollen sich die Erzeuger und Besitzer der Gemische insbesondere die ord-

nungsgemäße technische Ausstattung (gemäß § 6 Absatz 1 i.V.m der Anlage zur Verordnung)

und den ordnungsgemäßen Betrieb (Einhaltung der Sortierquote nach § 6 Absatz 3) aber auch

die von der Anlage bislang erreichte Recyclingquote (§ 6 Absatz 5 Satz 1) nachweisen und be-

stätigen lassen. Nach Satz 2 kann hierfür zur Vereinfachung auf vorhandene Dokumentationen

aus dem Betriebstagebuch oder der letzten Fremdkontrolle zurückgegriffen werden. Andere ge-

eignete Nachweise werden durch die Regelung aber nicht ausgeschlossen. Sinn und Zweck der

Bestätigung ist, dass sich die Erzeuger und Besitzer der Abfallgemische vergewissern, dass die

angelieferten Gemische in der Vorbehandlungsanlage ordnungsgemäß so behandelt werden,

dass recyclingfähige Fraktionen aus der Sortierung hervorgehen. Hierfür ist die Kenntnisnahme

der entsprechenden Dokumente in Textform (§ 126b BGB) durch die Abfallerzeuger ausrei-

chend.

Da in der Praxis die Abholung und Einsammlung der Gemische sowie die Anlieferung an der

Vorbehandlungsanlage vielfach oder überwiegend durch Beförderer (z.B. Transporteure, Contai-

nerdienste oder Entsorgungsunternehmen) erfolgt, verpflichtet Satz 3 diese an Stelle der Erzeu-

ger und Besitzer zur Einhaltung der Anforderungen nach Satz 1 und 2. In der Folge haben die

Beförderer nach Erhalt der Bestätigungen den Erzeugern und Besitzern unverzüglich mitzuteilen,

dass die Anlage die genannten gesetzlichen Anforderungen erfüllt.. „Unverzüglich“ heißt nicht

„sofort“ sondern „ohne schuldhaftes Zögern“ (vgl. § 121 Absatz 1 BGB). Das betrifft auch den

Fall, dass die Anlieferung über Umschlaganlagen bzw. Zwischenlager erfolgt. Die Vorschrift dient
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dem Schutz von Erzeugern und Besitzern, da sie sonst keine Kenntnis von der ordnungsgemä-

ßen Zuführung zur Vorbehandlungsanlage erlangen.

Absatz 3 lässt in Satz 1 im Gegensatz zu der Regelung in der geltenden Verordnung für den

Fall, dass Abfälle nicht getrennt gehalten werden, sondern vermischt anfallen, keine Wahlmög-

lichkeit mehr zwischen der Zuführung der Gemische zu einer Vorbehandlungsanlage oder zu

einer energetischen Verwertung zu und stellt somit ein echtes Regel-Ausnahme-Verhältnis her.

Die Vorschrift basiert auf der Ausnahme zur Verwertungsgrundpflicht nach § 7 Absatz 4 KrWG

und bildet das Verhältnismäßigkeitsprinzip ab. Zu berücksichtigen ist allerdings, dass die Frage

der Geeignetheit, Erforderlichkeit und Angemessenheit im Rahmen der Verhältnismäßigkeit

durch die Verordnungsregelung bereits auf normativer, d.h. abstrakt-genereller Ebene, beantwor-

tet ist. Die Pflicht zur Zuführung der Gemische zu einer Vorbehandlungsanlage entfällt lediglich

für den Fall, dass die Behandlung technisch nicht möglich oder wirtschaftlich nicht zumutbar ist.

(Zur daraus resultierenden Darlegungs- und Beweislast für Erzeuger und Besitzer s. o. § 4 Abs.

3) Allerdings sollten diese unbestimmten Rechtsbegriffe eng ausgelegt werden. Wichtig ist inso-

weit auch, dass die technische Unmöglichkeit oder die wirtschaftliche Unzumutbarkeit der Zufüh-

rung eines Gemisches nicht zum Entfallen der Zuführungspflicht für alle Gemische des Erzeu-

gers oder Besitzers führt. Dies wird mit dem Wort „soweit“ ausgedrückt.

Mit dem Kriterium der wirtschaftlichen Zumutbarkeit wird eine Ausnahme von den Pflichten nach

Absatz 1 für Erzeuger und Besitzer für den Fall eröffnet, dass die Erfüllung dieser Pflichten für

sie mit unangemessen hohen Mehrkosten verbunden wäre. Die wirtschaftliche Unzumutbarkeit

der Zuführung der Gemische zu einer Vorbehandlungsanlage dürfte aber vor dem Hintergrund

der verordnungsrechtlichen Grundsatzentscheidung für die Vorbehandlung einen Ausnahmefall

darstellen. Dies gilt umso mehr, wenn man bedenkt, dass die Zuführung von Gemischen zur

Vorbehandlung schon die „Ersatzlösung“ zur getrennten Sammlung darstellt. Eine wirtschaftliche

Unzumutbarkeit der Zuführung der Gemische zu einer Vorbehandlungsanlage erfordert im Ein-

zelfall eine Beurteilung, ob die Mehrkosten in der konkreten Situation des Erzeugers oder Besit-

zers zumutbar und nach Satz 2 außer Verhältnis zu den Kosten für eine Verwertung stehen, die

keine Vorbehandlung erfordert. Dies dürfte in aller Regel die energetische Verwertung sein. Da-

bei reicht es nicht aus, dass die Kosten für eine Vorbehandlung die Kosten für die energetische

Verwertung übersteigen, denn dies hat der Gesetzgeber bereits durch die Normierung der Pflicht

zur Vorbehandlung antizipiert; vielmehr kommt es auf ein erhebliches Missverhältnis der Kosten

für beide Varianten an. In den Kostenvergleich sind auch die jeweiligen Transportkosten einzu-

beziehen. Für die wirtschaftliche Zumutbarkeit ist auch entscheidend, unter welchen wirtschaftli-

chen Bedingungen der Betreiber der Vorbehandlungsanlage das Gemisch annimmt. So werden
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die Sortierkosten dann besonders hoch sein, wenn der Anteil an recyclingfähigem Material ver-

hältnismäßig gering ist und die Einhaltung der Sortierquote beim Betreiber einer Vorbehand-

lungsanlage gefährdet.

Satz 3 enthält eine weitere Ausnahme von der Pflicht zur Zuführung von Gemischen zur Vorbe-

handlungsanlage nach § 4 Absatz 1. Hiernach entfällt die Pflicht für Erzeuger (nicht Besitzer),

wenn die Getrenntsammlungsquote im vorangegangenen Kalenderjahr mindestens 90 Prozent

betragen hat. Mit der Regelung wird dem Umstand Rechnung getragen, dass in Betrieben mit

sehr hohen Getrenntsammlungsquoten die übrigbleibenden Gemische kaum noch verwertbare

Bestandteile enthalten und somit für eine Sortierung in einer Vorbehandlungsanlage kaum ge-

eignet sein dürften. Die Freistellung von der Pflicht zur Vorbehandlung bietet gleichzeitig einen

Anreiz für stärkere Bemühungen, eine möglichst weitgehende Getrenntsammlung zu realisieren.

Absatz 4 bildet die nächstfolgende Stufe der Abfallhierarchie nach dem Recycling und damit die

allgemeine Verwertungsgrundpflicht nach dem Kreislaufwirtschaftsgesetz ab. Für den Fall, dass

für die Erzeuger und Besitzer nicht nur die Pflicht nach § 3 Absatz 1 Satz 1, sondern darüber

hinaus auch die Pflicht nach § 4 Absatz 1 Satz 1 zur Zuführung zu einer Vorbehandlungsanlage

unter den Voraussetzungen des Absatzes 3 entfällt, scheidet für diese Abfallgemische das Re-

cycling insgesamt aus. An dieser Stelle greift nicht die Beseitigung (zur Überlassung von Abfällen

zur Beseitigung vgl. die Ausführungen zu § 7), sondern die nächstfolgende Hierarchiestufe der

sonstigen – insbesondere energetischen – Verwertung. „Unverzüglich“ heißt nicht „sofort“ son-

dern „ohne schuldhaftes Zögern“ (vgl. § 121 Absatz 1 BGB). Diesbezüglich gelten die Ausfüh-

rungen zu Absatz 1 Satz 1 entsprechend.

Um sicherzustellen, dass tatsächlich nur diese Abfallgemische einer ordnungsgemäßen, schad-

losen und hochwertigen sonstigen, insbesondere energetischen, Verwertung zugeführt werden,

müssen sie unbedingt von anderen Abfällen, insbesondere von den getrennt erfassten Abfallfrak-

tionen sowie den für die Zuführung zu einer Vorbehandlungsanlage bestimmten Gemischen,

getrennt gehalten werden. Als hochwertige energetische Verwertungsanlagen können insbeson-

dere Industriefeuerungsanlagen zur Mitverbrennung, Ersatzbrennstoffkraftwerke, aber auch An-

lagen zu Verbrennung von Siedlungsabfällen mit R 1- Werten (Fußnote zum Verfahren R 1 in der

Anlage 2 KrWG) oberhalb von 0,6 gelten. Dabei kann auch die Energieausbeute, die Klimarele-

vanz sowie die stoffliche Nutzung von Ersatzbrennstoffbestandteilen (z.B. in Zementwerken) zur

Beurteilung der Hochwertigkeit einer energetischen Verwertung herangezogen werden.

Satz 2 stellt Anforderungen an die der sonstigen, insbesondere energetischen, Verwertung zuzu-

führenden Gemische. Nummer 1 betrifft Abfälle aus der humanmedizinischen oder tierärztlichen
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Versorgung und Forschung gemäß Kapitel 18 der Anlage der Abfallverzeichnis-Verordnung. Die-

se dürfen in den energetisch verwerteten Gemischen nicht enthalten sein. Hintergrund ist die

Stärkung der Getrenntsammlung nach § 3 Absatz 1 Satz 1. Die genannten Abfälle können ohne

großen Aufwand in den entsprechenden Einrichtungen getrennt erfasst werden. Nummer 2 be-

trifft Bioabfälle, Glas, Metalle und mineralische Abfälle. Diese dürfen nur enthalten sein, soweit

sie die hochwertige sonstige, insbesondere energetische Verwertung nicht beeinträchtigen oder

verhindern. Ziel ist es, Gemische mit höheren Bestandteilen ohne nennenswerten Brennwert von

der energetischen Verwertung auszuschließen. Mit der Vorschrift ist sichergestellt, dass die Ge-

trenntsammlung und die Vorbehandlungspflicht nicht umgangen werden und nur solche Gemi-

sche der energetischen Verwertung zugeführt werden, die keine nennenswerten recycelbaren

Bestandteile mehr beinhalten.

Absatz 5 bestimmt die Dokumentationspflichten für die Erzeuger und Besitzer von gemischten

gewerblichen Siedlungsabfällen näher. Satz 1 stellt klar, dass die Darlegungs- und Beweislast für

die Erfüllung der Pflicht zur Zuführung der Gemische zu einer Vorbehandlungsanlage nach Ab-

satz 1 Satz 1 oder dem Abweichen davon nach Absatz 3 in Verbindung mit Absatz 4 ausschließ-

lich beim Erzeuger und Besitzer der Abfälle liegt (s.o.). Die Dokumentation ist obligatorisch und

muss grundsätzlich immer vorgehalten werden. Es wurden bewusst keine zwingenden Vorgaben

über das „Wie“ der Dokumentation gemacht, um bereits in der Praxis etablierte Dokumentations-

verfahren nicht zu gefährden. Insbesondere kann auch auf bereits für andere Zwecke vorhande-

ne Dokumente zurückgegriffen werden.

Satz 2 nennt Beispiele für solche Dokumentationsmöglichkeiten. Für den Nachweis der fehlen-

den technischen Möglichkeit nach Absatz 3 können z.B. Lichtbilder zur Dokumentation der Zu-

sammensetzung der anfallenden Abfallgemische bzw. Lichtbilder oder Lagepläne zur Dokumen-

tation der fehlenden Möglichkeiten der Erzeugung von Abfallgemischen, die einer Vorbehandlung

zugeführt werden können, genutzt werden. Durch Lagepläne oder Lichtbilder können z.B. die

örtlichen Gegebenheiten innerhalb eines Betriebes sehr anschaulich und mit einfachen Mitteln

dargestellt werden. Zur Dokumentation der wirtschaftlichen Unzumutbarkeit können Angebote

von Sortieranlagen und sonstigen Verwertungsanlagen herangezogen werden. Eine parallele

Ausschreibung beider Entsorgungswege ist allerdings nicht erforderlich. Wenn keine Angebote

zur Vorbehandlung auf dem Markt verfügbar sind, ist in jedem Fall die wirtschaftliche Unzumut-

barkeit gegeben. Deshalb können auch Anfragen bei Vorbehandlungsanlagen mit negativem

Ergebnis für die Dokumentation von Relevanz sein. Für den Nachweis der Zuführung der Abfall-

gemische zu einer Vorbehandlungsanlage oder im Fall des Abweichens davon nach Absatz 4 zu

einer ordnungsgemäßen, schadlosen und hochwertigen sonstigen, insbesondere energetischen
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Verwertung, können z.B. Praxisbelege, wie etwa Liefer- oder Wiegescheine oder Verträge mit

Entsorgungs- oder Recyclingfirmen genutzt werden. Diese Beispiele sind nicht abschließend,

müssen der Behörde bei Nachfrage jedoch eine eindeutige Beurteilung des Einzelfalls ermögli-

chen.

Satz 3 stellt klar, dass lediglich für den Fall einer Überprüfung seitens der Behörde auf deren

Verlangen die Dokumentationen nach den Sätzen 1 und 2 auch tatsächlich vorgelegt werden

müssen. Dies begrenzt einerseits den Aufwand für Erzeuger und Besitzer, aber auch den Voll-

zugsaufwand, erlaubt aber andererseits eine effiziente behördliche Kontrolle im Einzelfall.

Satz 4 enthält eine Spezialregelung für die Dokumentation der Getrenntsammlungsquote nach

Absatz 3 Satz 3. Der Erzeuger hat die Quote zu dokumentieren, von einem zugelassenen Sach-

verständigen bestätigen zu lassen und den Nachweis der Quote der Behörde zum 31. März des

Folgejahres zu übermitteln. Durch die Einschaltung eines Sachverständigen stellt die Regelung

eine ordnungsgemäße Ermittlung der Quote sicher. Darüber hinaus ermöglicht die Mitteilungs-

pflicht an die zuständige Behörde eine effiziente Kontrolle. Damit wird einem Missbrauch der

Ausnahmemöglichkeit vorgebeugt.

Absatz 6 enthält Anforderungen an die Qualifikation der Sachverständigen, die berechtigt sind,

die Überprüfung der Getrenntsammlungsquote nach Absatz 5 Satz 4 vorzunehmen. Die Rege-

lung entspricht im Wesentlichen Anhang I Nummer 2 Absatz 4 der Verpackungsverordnung und

§ 21 Absatz 2 Satz 2 des Elektro- und Elektronikgerätegesetzes. Sie stellt ein einheitliches Quali-

tätsniveau bei der Quotenüberprüfung sicher.

Zu § 5 (Gemeinsame Erfassung und Entsorgung von Kleinmengen)

Die Vorschrift wurde gegenüber der Vorgängerregelung des § 3 Absatz 7 der geltenden Gewer-

beabfallverordnung in Teilen neu konzipiert. Sie regelt die Entsorgung von Kleinmengen an ge-

werblichen Siedlungsabfällen, die auf Grundstücken anfallen, auf denen zugleich Abfälle aus

privaten Haushaltungen anfallen, wie beispielsweise bei Architekten, Rechtsanwälten oder ande-

ren freiberuflich Tätigen. In diesen Fällen ist es angemessen, die Erzeuger und Besitzer von ge-

werblichen Siedlungsabfällen zu entlasten und gleich zu privaten Haushalten zu behandeln. So

erlauben auf der Grundlage des § 3 Absatz 7 der geltenden Gewerbeabfallverordnung bereits

heute viele kommunale Satzungen unter bestimmten Bedingungen die Mitbenutzung von Behäl-

tern für Haushaltsabfälle durch Besitzer und Erzeuger von Kleinmengen an gewerblichen Sied-

lungsabfällen. Mit der Regelung werden weder Überlassungspflichten begründet noch einge-

schränkt. Vielmehr richten sich diese allein nach § 17 Absatz 1 Satz 2 KrWG:
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Satz 1 enthält eine Befreiung von den Getrenntsammlungs- und Zuführungspflichten nach den

§§ 3 und 4. Erzeuger und Besitzer von gewerblichen Siedlungsabfällen können diese gemein-

sam mit den auf dem jeweiligen Grundstück, auf dem die gewerbliche Tätigkeit ausgeübt wird,

anfallenden Abfällen aus privaten Haushaltungen entsorgen, wenn ihnen auf Grund der geringen

Menge der angefallenen gewerblichen Siedlungsabfälle eine Erfüllung der Pflichten nach den §§

3 und 4 wirtschaftlich nicht zuzumuten ist.

Die gewerbliche Tätigkeit kann, muss aber nicht, im eigenen Haushalt ausgeübt werden. Die

anfallenden Haushaltsabfälle müssen lediglich auf demselben Grundstück nicht aber beim sel-

ben Erzeuger anfallen. Es ist also auch ausreichend, wenn es sich um ein zu Wohn- und Gewer-

bezwecken gemischt genutztes Grundstück handelt. Unter „Grundstück“ ist ein räumlich abge-

grenzter Teil der Erdoberfläche zu verstehen, der im Grundbuch auf einem gesonderten Grund-

buchblatt (§ 3 Absatz 1 der Grundbuchordnung) oder unter einer eigenen Nummer im Bestands-

verzeichnis auf einem gemeinschaftlichen Grundbuchblatt verzeichnet ist. Fälle, in denen auf

dem Grundstück nicht gleichzeitig auch Haushaltsabfälle anfallen, sind von der Regelung nicht

erfasst, weil eine ordnungsgemäße und schadlose Entsorgung über die Behälter für Haushalts-

abfälle gerade nicht sichergestellt wäre. In diesen Fällen bleibt aber die Möglichkeit, über die

Ausnahmeregelungen in § 3 Absatz 2 und § 4 Absatz 3 zu sachgerechten Lösungen zu gelan-

gen.

Mit „geringe Menge“ ist gemeint, dass die Gesamtmenge der angefallenen gewerblichen Sied-

lungsabfälle nicht wesentlich über die bei Privathaushalten üblicherweise anfallende Gesamt-

menge an Abfällen hinausgehen darf. Maßstab ist dabei, dass die Erfüllung der Pflichten nach

den §§ 3 und 4 gerade auf Grund der geringen Menge der Abfälle wirtschaftlich nicht zumutbar

ist. Nähere Einzelheiten können durch Satzungsrecht bestimmt werden. Wenn das Tatbe-

standsmerkmal der „geringen Menge“ erfüllt ist, wird die wirtschaftliche Unzumutbarkeit im Sinne

der Vorschrift indiziert.

Die gewerblichen Siedlungsabfälle sind in diesem Fall „im Rahmen der für die privaten Haushal-

tungen vorgesehenen Entsorgungswege einer Verwertung oder einer Beseitigung zuführen“.

Gemeint ist, dass alle konkret zur Verfügung stehenden Abfallbehälter zu nutzen sind, unabhän-

gig davon, ob sie vom öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger oder von privaten Unternehmen

(zum Beispiel von Erfassungssystemen im Rahmen der Wahrnehmung der Produktverantwor-

tung oder von gewerblichen Sammlern) zur Verfügung gestellt werden. Es werden also keine

zusätzlichen Überlassungspflichten begründet, sondern vielmehr soll die konkret auf dem Grund-

stück bereits bestehende Entsorgungsinfrastruktur genutzt werden.
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Satz 2 stellt klar, dass in den Fällen des Satzes 1 keine zusätzliche Pflichtrestmülltonne nach § 7

Absatz 2 vorzuhalten ist und schützt insoweit vor einer doppelten Inanspruchnahme des Gewer-

betreibenden. Allerdings kann es notwendig sein, das Volumen der auf dem Grundstück befindli-

chen Abfallbehälter anzupassen, wenn ein Gewerbebetrieb im o.g. Sinne hinzukommt.

Zu § 6 (Anforderungen an Vorbehandlungsanlagen)

Die Vorschrift entspricht in Teilen § 5 der geltenden Gewerbeabfallverordnung, geht in ihrer De-

taillierung mit Blick auf die fünfstufige Abfallhierarchie (§§ 6 bis 8 KrWG) aber deutlich darüber

hinaus. Sie regelt in Verbindung mit der Anlage zur Verordnung die technische Mindestausstat-

tung von Vorbehandlungsanlagen für Abfallgemische nach § 4 Absatz 1 und § 9 Absatz 1 Satz 1

Nummer 1 und § 9 Absatz 3 Satz 1, den ordnungs- und bestimmungsgemäßen Betrieb der Vor-

behandlungsanlagen sowie die dazu erforderlichen Überwachungsmaßnahmen und Dokumenta-

tionspflichten der Anlagenbetreiber.

Absatz 1 bestimmt in Verbindung mit der Anlage zur Verordnung, dass die Vorbehandlungsan-

lagen durch den Betreiber mindestens mit den in der Anlage aufgeführten Komponenten auszu-

statten sind. Dadurch wird sichergestellt, dass insbesondere die gut recycelbaren Fraktionen

Papier, Pappe und Karton, Kunststoff, Metall sowie Holz in hoher Menge und Qualität aussortiert

werden, damit die in Absatz 3 und 5 festgelegten Sortier- und Recyclingquoten auch tatsächlich

erreicht werden können. Die Vorgabe von Mindestkomponenten trägt dazu bei, ein ordnungsge-

mäßes, schadloses und hochwertiges Recycling der aussortierten Fraktionen zu gewährleisten

und dient somit unmittelbar der Umsetzung der fünfstufigen Abfallhierarchie und dem Gebot der

Hochwertigkeit von Verwertungsmaßnahmen nach § 8 Absatz 1 Satz 3 KrWG. Der Einsatz dar-

über hinausgehender weiterer oder leistungsfähigerer Aggregate sowie die Aussortierung ande-

rer Materialien (z.B. mineralischer Fraktionen) wird dabei nicht ausgeschlossen.

Satz 2 eröffnet als Ausnahme von Satz 1 die Möglichkeit, auf die Ausstattung einer Vorbehand-

lungsanlage mit allen in der Anlage zur Verordnung aufgeführten Komponenten für den Fall zu

verzichten, dass die Abfälle mehreren hintereinandergeschalteten Vorbehandlungsanlagen zuge-

führt werden, die insgesamt mindestens über die in der Anlage zur Verordnung vorgeschriebe-

nen Komponenten verfügen und so der nach Satz 1 geforderte Behandlungsstandard garantiert

ist. Bei Anlagen unterschiedlicher Betreiber wird nach Satz 3 gefordert, dass Verträge geschlos-

sen werden, die die Weiterbehandlung aller in der ersten Anlage zur Verwertung aussortierten

Abfälle garantiert. Es muss sichergestellt sein, dass durch die Kumulation von Anlagen alle in der

Verordnung genannten Standards eingehalten werden. Dies gilt insbesondere für die Anlagen-
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komponenten und die Erreichung der Sortier- und Recyclingvorgaben. „Insgesamt“ bedeutet in

diesem Zusammenhang, dass keine Einzelquoten, sondern gemeinsame über alle Anlagen er-

mittelte Sortier- und Reyclingquoten zu bilden sind.

Absatz 2 entspricht weitgehend § 5 Absatz 1 Satz 1 der geltenden Gewerbeabfallverordnung zur

Getrennthaltung von Abfallgemischen in der Vorbehandlungsanlage. Als geeignete Maßnahmen

zur Sicherstellung der Getrennthaltung der Gemische nach § 4 Absatz 1 Satz 1 und § 9 Absatz 1

Satz 1 Nummer 1 sowie der gemischten Bau- und Abbruchabfälle nach § 9 Absatz 3 Satz 1 von

anderen Abfällen in der Vorbehandlungsanlage werden allgemein bauliche, technische und or-

ganisatorische Maßnahmen genannt, ohne diese weiter zu spezifizieren. Dies können z.B. räum-

lich getrennte Anlieferungsbereiche und vorgegebene Anlieferungszeiten sein. In Betracht kommt

auch die Steuerung des Betriebsablaufs durch Handlungsanweisung für Mitarbeiter und die

Überwachung und Kontrolle durch das Leitungspersonal.

Die genannten Abfallgemische, für die der Betreiber der Anlage die Sortier- und Recyclingquoten

nach Absatz 3 und 5 erfüllen muss, dürfen zwar untereinander vor der Behandlung vermischt

werden, nicht jedoch mit anderen Abfällen, z.B. bereits aussortierten Abfallfraktionen, insbeson-

dere auch nicht mit gefährlichen Abfällen. Das bedeutet eine strikte Trennung von In- und Out-

put. Verfügt die Anlage auch über die Genehmigung zur Behandlung anderer als der in Absatz 1

genannten Abfälle, wie z.B. Sperrmüll, dürfen die anderen Abfälle nicht gemeinsam mit den Ge-

mischen nach Absatz 1 vorbehandelt werden. Dies dient der Überprüfbarkeit der Einhaltung der

Sortier- und Recyclingquoten nach Absatz 3 und 5 und bezweckt eine hochwertige Aufbereitung

der einzelnen Abfallmaterialien.

Absatz 3 schreibt eine von der Vorbehandlungsanlage zu erreichende Sortierquote vor. Die Hö-

he der als Mittelwert im Kalenderjahr mindestens zu erreichenden Sortierquote wird mit 85 Mas-

seprozent festgelegt. Sie entspricht insoweit der bereits in § 5 Absatz 1 der geltenden Gewerbe-

abfallverordnung enthaltenen Verwertungsquote, die die Summe aus stofflicher und energeti-

scher Verwertung darstellt. Mit den geforderten mindestens 85 Masseprozent ist die Sortierquote

ambitioniert angesetzt und setzt zur Erreichung insbesondere voraus, dass die Vorbehandlungs-

anlagen entsprechend Absatz 1 mit den in der Anlage zur Verordnung aufgeführten Komponen-

ten ausgestattet sind. Sie setzt weiter voraus, dass die Vorbehandlungsanlagen entsprechend

dem Stand der Technik betrieben werden.

Die Quote orientiert sich in ihrer Höhe an den in der Praxis erreichbaren Sortiererfolgen und trägt

damit dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit umfassend Rechnung. Die Sortierquote, die zu-

nächst nur die Ausbringung grundsätzlich verwertbarer Abfallfraktionen beschreibt, wird ergänzt
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durch eine zweite Quote nach Absatz 5, die den Recyclingerfolg infolge der Vorbehandlung ab-

bildet.

Absatz 4 regelt die Feststellung der Sortierquote nach Absatz 3 und die diesbezüglichen Doku-

mentationspflichten für Betreiber von Vorbehandlungsanlagen. Die Vorschrift entspricht im We-

sentlichen den Regelungen der geltenden Gewerbeabfallverordnung für die dortige „Verwer-

tungsquote“, die mit der künftigen „Sortierquote“ weitestgehend identisch ist. Zusätzlich wird in

Satz 1 nunmehr die Pflicht zur unverzüglichen Dokumentation der Sortierquote durch den Betrei-

ber der Vorbehandlungsanlage gefordert. „Unverzüglich“ heißt nicht „sofort“ sondern „ohne

schuldhaftes Zögern“ (vgl. § 121 Absatz 1 BGB). Die Dokumentationspflicht dient der Klarstel-

lung des Gewollten und sorgt für mehr Transparenz.

Satz 2 bestimmt den Mechanismus der Information der Behörde für den Fall, dass die monatliche

Sortierquote in zwei Monaten des laufenden Kalenderjahrs mehr als 10 Prozentpunkte unter der

gemäß Absatz 3 Satz 1 geforderten Quote liegt. Der Betreiber hat die Behörde unverzüglich dar-

über zu unterrichten. Dies gibt der zuständigen Behörde eine frühzeitige Eingriffsmöglichkeit zur

Sicherstellung der Einhaltung der jährlichen Sortierquote. „Unverzüglich“ heißt nicht „sofort“ son-

dern „ohne schuldhaftes Zögern“ (vgl. § 121 Absatz 1 BGB). Die zuständige Behörde kann im

Rahmen der allgemeinen Überwachung gemäß § 47 KrWG, u. a. weitere Auskünfte einholen und

Betriebsprüfungen vornehmen, im Einzelfall nach § 51 Absatz 1 KrWG die Führung von Nach-

weisen und Registern verlangen oder entsprechend § 62 KrWG im Einzelfall die erforderlichen

Anordnungen zur Durchführung dieser Verordnung treffen. Satz 3 schreibt in den Nummern 1 bis

4 dezidiert die Inhalte der Unterrichtung der Behörden nach Satz 2 vor. Insbesondere wird fest-

gelegt, dass der Betreiber zusätzlich zur Information über den Sachstand auch die Maßnahmen

und den Zeitplan für das Erreichen der jährlichen Sortierquote gemäß Absatz 3 vorzulegen hat.

Satz 4 betrifft den Sonderfall, dass bei mehreren hintereinandergeschaltet betriebenen Anlagen

unterschiedlicher Betreiber eine gemeinsame Sortierquote zu ermitteln ist. In diesem Fall ist der

Betreiber der ersten Anlage für die Dokumentation nach den Sätzen 1 bis 3 zuständig. Nur ihm

ist es möglich, eine ordnungsgemäße Quotenermittlung durchzuführen. Dazu ist es aber erfor-

derlich, dass die Betreiber der nachgeschalteten Anlagen ihm gemäß Satz 5 die zur Verwertung

ausgebrachten Massen monatlich mitteilen. Einzelquoten sind nicht zu ermitteln. Nach Satz 6 hat

der Betreiber der ersten Anlage die monatlichen Sortierquoten und die jährliche Sortierquote den

übrigen Betreibern mitzuteilen.

In den Regelungen zum Betriebstagebuch, § 12 Absatz 1 Nummer 1, wird darüber hinaus be-

stimmt, dass die Betreiber die ermittelten Sortierquoten in das Betriebstagebuch einzustellen
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haben. Dies dient der Kontrolle des Anlagenbetriebs durch die Behörden und der Veranschauli-

chung der Entwicklung der Quote über die letzten Jahre.

Absatz 5 ist ohne direkten Vorläufer in der bisherigen Verordnung. Über die geltende Verord-

nung hinausgehend wird eine Quote für die in der Anlage aussortierten und dem Recycling zuge-

führten Abfälle bestimmt. Diese Quote bildet – in Ergänzung der Sortierquote nach Absatz 3 –

den durch die Vorbehandlung und anschließende Zuführung der aussortierten wertstoffhaltigen

Abfälle zum Recycling tatsächlich erreichten Recyclingerfolg ab.

Die Festsetzung der Quotenhöhe nach Satz 1 dient dazu, den Vorrang des Recyclings vor der

sonstigen Verwertung gemäß der fünfstufigen Abfallhierarchie durchzusetzen. Ab dem 1. Januar

2019 sollen mindestens 30 Masseprozent der zur Verwertung ausgebrachten Masse an Abfällen

einem Recyclingverfahren zugeführt werden. Durch die Datumsangabe wird nicht nur ein klarer

Anfangszeitpunkt festgesetzt, sondern den Betroffenen mit Blick auf den Grundsatz der Verhält-

nismäßigkeit eine angemessene Übergangsfrist eingeräumt, um die Anlagentechnik an die Vor-

gaben des Absatzes 1 anzupassen und einen praktischen Anlagenbetrieb sicherzustellen, der

das Erreichen der in Satz 1 genannte Quote ermöglicht. Die Höhe der Quote orientiert sich an

den Ergebnissen des Forschungsvorhabens „Stoffstromorientierte Lösungsansätze für eine

hochwertige Verwertung von gemischten gewerblichen Siedlungsabfällen“ im Rahmen des Um-

weltforschungsplans des BMUB, das im Oktober 2014 abgeschlossen wurde.

Satz 2 sieht die Überprüfung der Quotenhöhe bis zum 31. Dezember 2020 vor, d.h. zwei Jahre

nach Inkrafttreten der Recyclingquote nach Satz 1. Die Verpflichtung zur Überprüfung verfolgt

das Ziel, auf der Grundlage der abfallwirtschaftlichen Entwicklung und den bis dahin gesammel-

ten Erfahrungen zur Vorbehandlung und zum Recycling festzustellen, ob und inwieweit eine Er-

höhung der Recyclingquote geboten ist.

Dazu wird es erforderlich sein, zum einen den erreichten technischen Standard der Vorbehand-

lungsanlagen zu dokumentieren. Des Weiteren ist insbesondere die Zusammensetzung der an-

fallenden gemischten gewerblichen Siedlungsabfälle zu ermitteln und festzustellen, inwieweit

durch die von der Verordnung verschärften Getrennthaltungspflichten beim Erzeuger die Gemi-

sche „abgemagert“ sind oder nicht. Ferner sind die erreichten Recyclingquoten und ihre Entwick-

lung zu ermitteln. Innerhalb der Bundesregierung ist das Bundesministerium für Umwelt, Natur-

schutz, Bau und Reaktorsicherheit für die Überprüfung zuständig.

Absatz 6 regelt die Feststellung der Recyclingquote nach Absatz 5 Satz 1 und 2 und die diesbe-

züglichen Dokumentationspflichten für Betreiber von Vorbehandlungsanlagen. Im Gegensatz zur

Sortierquote ist die Recyclingquote nicht monatlich sondern für jedes Kalenderjahr, als durch-
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schnittliche Jahresquote zu ermitteln und unverzüglich zu dokumentieren. „Unverzüglich“ heißt

nicht „sofort“ sondern „ohne schuldhaftes Zögern“ (vgl. § 121 Absatz 1 BGB). Die kalendarjährli-

che Feststellung und Dokumentation ist sachgerecht und der Tatsache geschuldet, dass die Zu-

führung der Abfälle zum Recycling insbesondere in Abhängigkeit vom Marktgeschehen über das

Jahr durchaus schwanken kann. Diese Schwankungen werden durch die kalenderjährliche Er-

mittlung des Durchschnittswertes ausgeglichen. Satz 1 bestimmt weiterhin, dass der Anlagenbe-

treiber die festgestellte Recyclingquote bis zum 31. März des Folgejahres der zuständigen Be-

hörde zu übermitteln hat, das erste Mal zum 31. März 2019. Die Frist eröffnet dem Betreiber von

Vorbehandlungsanlagen die Möglichkeit, auch tatsächlich alle bis zum Jahresende dem Recyc-

ling zu geführten Abfälle bei der Feststellung der Quote zu berücksichtigen.

In den Regelungen zum Betriebstagebuch, § 12 Absatz 1 Nummer 1, wird darüber hinaus be-

stimmt, dass die Betreiber die ermittelte Recyclingquote in das Betriebstagebuch einzustellen

haben. Dies dient der Kontrolle des Anlagenbetriebs durch die Behörden und der Veranschauli-

chung der Entwicklung der Quote über die letzten Jahre. Satz 2 bestimmt, dass für den Fall des

Unterschreitens der Quote, der Behörde die Ursachen hierfür mitzuteilen sind. Dies ermöglicht

es, gemeinsam mit der Behörde Maßnahmen zur Einhaltung der jährlichen Recyclingquote zu

diskutieren und nach Lösungen zu suchen.

Satz 3 betrifft den Sonderfall, dass bei mehreren hintereinandergeschaltet betriebenen Anlagen

unterschiedlicher Betreiber eine gemeinsame Recyclingquote zu ermitteln ist. In diesem Fall ist

der Betreiber der ersten Anlage für die Dokumentation nach den Sätzen 1 und 2 zuständig. Nur

ihm ist es möglich, eine ordnungsgemäße Quotenermittlung durchzuführen. Dazu ist es aber

erforderlich, dass die Betreiber der nachgeschalteten Anlagen ihm gemäß Satz 4 die dem Recyc-

ling zugeführten Massen jährlich mitteilen. Einzelquoten sind nicht zu ermitteln. Die Frist bis zum

1. März eines jeden Jahres ist dabei so bemessen, dass der Betreiber der ersten Anlage seine

Pflichten nach den Sätzen 1 bis 3 erfüllen kann. Nach Satz 5 hat der Betreiber der ersten Anlage

die so ermittelte gemeinsame Recyclingquote den übrigen Betreibern bis zum 31. März eines

jeden Jahres mitzuteilen. Die Frist korrespondiert dabei mit der Frist zur Übermittlung an die Be-

hörde nach Satz 1.

Absatz 7 bestimmt, dass die Abfälle, die im Zuge der Vorbehandlung aussortiert, aber nicht dem

Recycling zugeführt werden können, einer ordnungsgemäßen, schadlosen und hochwertigen

sonstigen, insbesondere energetischen, Verwertung zuzuführen sind. Die Regelung entspricht

der allgemeinen Verwertungspflicht nach dem Kreislaufwirtschaftsgesetz und bildet die nach dem

Recycling folgende Hierarchiestufe der sonstigen Verwertung ab. Dadurch wird auch für diese

Abfälle sichergestellt, dass sie entsprechend der Abfallhierarchie entsorgt werden. Um sicherzu-
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stellen, dass auch tatsächlich nur diese Abfälle einer ordnungsgemäßen, schadlosen und hoch-

wertigen sonstigen, insbesondere energetischen Verwertung, zugeführt werden, müssen sie von

anderen Abfällen, insbesondere dem Anlageninput und den aussortierten recyclingfähigen Abfall-

fraktionen, getrennt gehalten werden. Als hochwertige energetische Verwertungsanlagen können

Industriefeuerungsanlagen zur Mitverbrennung, Ersatzbrennstoffkraftwerke sowie Anlagen zu

Verbrennung von Siedlungsabfällen mit R 1- Werten mindestens oberhalb von 0,6 gelten. Dabei

kann auch die Energieausbeute und die Klimarelevanz zur Beurteilung der Hochwertigkeit einer

energetischen Verwertung herangezogen werden.

Absatz 8 entspricht § 5 Absatz 2 der geltenden Gewerbeabfallverordnung. Aus Praxissicht ist es

trotz der Pflicht des Erzeugers und Besitzers nach § 3 Absatz 1 Satz 3 und § 8 Absatz 1 Satz 3,

jeweils in Verbindung mit § 9 Absatz 2 KrWG, nicht auszuschließen, dass in Gemischen von ge-

werblichen Siedlungsabfällen noch gefährliche Abfälle, auf Grund zum Beispiel von Fehlwürfen,

enthalten sind. Daher bestimmt Absatz 8, dass der Betreiber einer Vorbehandlungsanlage bei-

spielsweise bei der Annahmekontrolle festgestellte gefährliche Abfälle auszusortieren und einer

ordnungsgemäßen Verwertung oder Beseitigung zuzuführen hat. Für die Bezeichnung der Abfäl-

le mit einem Abfallschlüssel und die Einstufung als gefährliche Abfälle gilt die Abfallverzeichnis-

verordnung (AVV).

Zu § 7 (Überlassung von gewerblichen Siedlungsabfällen, die nicht verwertet werden)

Die Vorschrift entspricht im Wesentlichen § 7 der geltenden Gewerbeabfallverordnung und regelt

die Modalitäten der Überlassung von gewerblichen Siedlungsabfällen zur Beseitigung an die öf-

fentlich-rechtlichen Entsorgungsträger. Lediglich die Struktur wurde zur besseren Lesbarkeit ge-

ändert, materielle Änderungen sind hiermit nicht verbunden. Damit kann weiterhin auf die um-

fangreiche Rechtsprechung, die zu der bisherigen Vorschrift ergangen ist, zurückgegriffen wer-

den.

Die gesamte Vorschrift – insbesondere die in Absatz 2 festgelegte Vorgabe eines „Restabfallbe-

hälters“ – beruht auf der nach wie vor zutreffenden Prämisse, dass nach den Vollzugserfahrun-

gen grundsätzlich bei jedem Erzeuger und Besitzer von gewerblichen Siedlungsabfällen, der die

Vorschriften der §§ 3 und 4 einhält, auch Abfälle anfallen, die nicht verwertet werden können und

deshalb als Abfälle zur Beseitigung anzusehen sind.

Wegweisend ist insoweit das Urteil des BVerwG vom 17. Februar 2005 (7 C 25.03), in welchem

das Gericht hervorhebt, dass die Pflicht zur Benutzung von Abfallbehältern des öffentlich-

rechtlichen Entsorgungsträgers (vgl. nunmehr § 7 Absatz 2 des Verordnungsentwurfs) alle Er-
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zeuger und Besitzer gewerblicher Siedlungsabfälle treffe, es sei denn, sie weisen im Einzelfall

nach, dass bei ihnen keine Abfälle zur Beseitigung anfallen. Eine solche widerlegliche Vermu-

tung und die daraus resultierende Beweislast stehe weder im Widerspruch zu höherrangigem

Bundesrecht noch zu den Anforderungen des Europarechts, denn der Vorrang der Verwertung

bleibe gewahrt und die Vermutung knüpfe zulässigerweise daran an, dass der Besitzer der Abfäl-

le deren Verwertung belegen muss, sofern Anlass zu Zweifeln besteht. Dies gilt insbesondere

auch für die fortentwickelte Gewerbeabfallverordnung, die mit Blick auf die neue Abfallhierarchie

anspruchsvollere Anforderungen an die Getrenntsammlung und den Vorrang des Recyclings und

der Wiederverwendung (§ 3 Absatz 1) sowie an die Vorbehandlung ausnahmsweise nicht ge-

trennt gesammelter Abfälle (§ 4 Absatz 1) vorgibt.

Die der Verordnungsregelung zugrundeliegende Vermutung korrespondiert dabei mit der allge-

meinen Begriffsbestimmung des § 3 Absatz 1 Satz 2 KrWG, wonach Abfälle zur Verwertung nur

die Abfälle sind, die tatsächlich verwertet werden (vgl. § 3 Absatz 23 KrWG) und alle Abfälle, die

– trotz eines Verwertungspotentials – nicht verwertet werden, als Abfälle zur Beseitigung gelten.

Das bedeutet aber auch, dass nicht jeder Verstoß gegen die Getrenntsammlungspflichten dieser

Verordnung per se dazu führt, dass die nicht getrennt gesammelten Abfälle dem öffentlich-

rechtlichen Entsorgungsträger zu überlassen sind. Die Überlassungspflicht richtet sich aus-

schließlich danach, ob es sich um Abfälle zur Beseitigung im genannten Sinne handelt. Wenn

allerdings durch die Nichtdurchführung einer getrennten Sammlung ein Abfallgemisch erzeugt

wird, welches der Erzeuger oder Besitzer nicht verwerten will oder kann, handelt es sich um Ab-

fälle zur Beseitigung, die nach § 17 Absatz 2 Satz 2 KrWG dem öffentlich-rechtlichen Entsor-

gungsträger zu überlassen sind. Nach der gesetzlichen Bestimmung liegt die Darlegungs- und

Beweislast dafür, dass Abfälle zur Verwertung vorliegen, bei den Abfallerzeugern und -besitzern

(vgl. unter anderem BVerwG, Urteil vom 17. Februar 2005 – 7 C 25.03, S. 11).

Absatz 1 entspricht § 7 Satz 1 der geltenden Gewerbeabfallverordnung und verweist auf die

Überlassungspflicht des § 17 Absatz 1 Satz 2 KrWG. Hiernach haben Erzeuger und Besitzer von

Abfällen zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen, diese

dem öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger zu überlassen, soweit sie nicht in eigenen Anlagen

beseitigt werden. Die Eigenschaft als Erzeuger von Abfällen ist dabei nicht notwendigerweise

identisch mit der Stellung als Eigentümer des Grundstücks. So kann das Betriebsgrundstück zum

Beispiel einem Dritten oder mehreren Gewerbebetrieben als Miteigentümern gehören. Abfälle

werden dadurch überlassen, dass sie der bisherige Abfallbesitzer dem öffentlich-rechtlichen Ent-

sorgungsträger tatsächlich zur Verfügung stellt (BVerwG, NVwZ 2000, 71 (72)). In eigenen Anla-

gen bedeutet, dass der Entsorgende zumindest die tatsächliche und rechtliche Verfügungsgewalt



Drucksache 18/10345 – 96 – Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode

über die Anlage innehaben muss. (Karpenstein/Dingemann: in Jarass/Petersen, KrWG, § 17 Rn.

111 ff.). Auch ohne ausdrückliche Bezugnahme gilt die Einschränkung des § 17 Absatz 1 Satz 3

KrWG, dass die Befugnis zur Beseitigung in eigenen Anlagen dann nicht besteht, wenn die Über-

lassung der Abfälle an den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger auf Grund überwiegender

öffentlicher Interessen erforderlich ist.

Absatz 2 entspricht § 7 Satz 4 der geltenden Gewerbeabfallverordnung und regelt das „Wie“ der

Überlassung der Beseitigungsabfälle. Es wird explizit klargestellt, dass für die Überlassung der

Abfälle Behältnisse des öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgers oder eines beauftragten Dritten

zu nutzen sind. Dies stellt insoweit eine Konkretisierung der in Absatz 1 genannten Überlas-

sungspflicht nach § 17 Absatz 1 Satz 2 KrWG (vgl. dazu auch BVerwG, Urteil vom 17. Februar

2005 – 7 C 25.03, S. 11) dar. Mit näheren Festlegungen sind die Abfallsatzungen der öffentlich-

rechtlichen Entsorgungsträger gemeint, die allerdings ihrerseits mit höherrangigem Bundes- und

Landesrecht vereinbar sein müssen, also insbesondere dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz ge-

nügen müssen.

Durch den Einschub „mindestens aber einen Behälter“ wird – wie bisher – die so genannte

„Pflichtrestmülltonne“ etabliert. Die näheren Festlegungen zur Behältergröße, zum Leerungs-

rhythmus und zur Gebührenbemessung werden durch Satzungsrecht geregelt. Es gelten dabei

die bereits genannten Anforderungen an das Satzungsrecht. Die Pflicht zur Aufstellung mindes-

tens eines Behälters korrespondiert dabei mit der o.g. widerleglichen Vermutung, dass bei allen

Erzeugern und Besitzern gewerblicher Siedlungsabfälle auch Abfälle zur Beseitigung anfallen.

Die Widerlegung der Vermutung setzt allerdings den Nachweis voraus, dass unter Einhaltung

des neuen Pflichtenregimes nach den §§ 3 und 4 alle anfallenden Abfälle auf Dauer einer Ver-

wertung zugeführt werden und keine Abfallfraktion übrig bleibt, die zu beseitigen wäre.

Absatz 3 entspricht § 7 Satz 3 der geltenden Gewerbeabfallverordnung und enthält einen Ver-

weis auf die Möglichkeit des Entsorgungsausschlusses nach § 20 Absatz 2 KrWG. Die Absätze 2

und 3 gelten nicht, soweit der öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger die entsprechenden Abfälle

nach § 20 Absatz 2 KrWG von der Entsorgung ausgeschlossen hat. § 20 Absatz 1 KrWG enthält

dabei drei Fälle des Entsorgungsausschlusses, wovon jedoch nur zwei Fälle größere Relevanz

für gewerbliche Siedlungsabfälle haben dürften.

Nach § 20 Absatz 1 Satz 1 KrWG kann der öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger Abfälle aus-

schließen, die einer Rücknahmepflicht auf Grund einer Rechtsverordnung nach § 25 unterliegen

und für die die entsprechenden Rückgabemöglichkeiten tatsächlich eingerichtet sind. Dies sind

vor allem die Verpackungsabfälle nach der Verpackungsverordnung.
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Nach § 20 Absatz 2 Satz 2 Alternative 2 KrWG können Abfälle von der Entsorgung ausgeschlos-

sen werden, wenn die Sicherheit der umweltverträglichen Beseitigung im Einklang mit den Ab-

fallwirtschaftsplänen durch einen anderen öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger oder einen

Dritten gewährleistet ist. Die Vorschrift betrifft Abfallfraktionen für die spezielle Entsorgungsmög-

lichkeiten in einzelnen Kommunen bestehen. Die Zuweisung zu einem anderen öffentlich-

rechtlichen Entsorgungsträger soll den Aufbau von Doppelstrukturen verhindern.

§ 20 Absatz 2 Satz 2 Alternative 1 KrWG spielt hingegen bei den gewerblichen Siedlungsabfällen

kaum eine Rolle. Hiernach können Abfälle ausgeschlossen werden, soweit diese nach Art, Men-

ge oder Beschaffenheit nicht gemeinsam mit den in privaten Haushaltungen anfallenden Abfällen

entsorgt werden können. Die Ähnlichkeit in Beschaffenheit und Zusammensetzung zu Haus-

haltsabfällen (vgl. § 2 Nummer 1 Buchstabe a) bzw. die Geeignetheit zur gemeinsamen Entsor-

gung mit Siedlungsabfällen (vgl. § 2 Nummer 1 Buchstabe b) ist aber gerade Kennzeichen der

gewerblichen Siedlungsabfälle.

Zu Abschnitt 3 (Bau- und Abbruchabfälle)

Dieser Abschnitt beinhaltet die Regelungen zur getrennten Sammlung und Entsorgung von Bau-

und Abbruchabfällen. Betroffen sind Neubau-, Renovierungs-, Sanierungs- und Abbruchmaß-

nahmen. Ziel der Regelungen dieses Abschnitts ist es, die Voraussetzungen für ein hochwertiges

Recycling von Bau- und Abbruchabfällen zu schaffen bzw. zu verbessern und aus Gründen der

Ressourceneffizienz den selektiven Rückbau zu fördern. Damit ist diese Regelung eine essenti-

elle Voraussetzung für die konsequente Anwendung der Abfallhierarchie nach den §§ 6 bis 8

KrWG für die in Deutschland insgesamt anfallenden Bau- und Abbruchabfälle von etwa 70 Millio-

nen t pro Jahr (Abfallbilanz des Statistischen Bundesamtes für 2014).

Die Regelungen dieses Abschnitts dienen insbesondere dazu, das Recyclingpotenzial insbeson-

dere von mineralischen Bau- und Abbruchabfällen zukünftig weiter auszuschöpfen und weitere

Einsatzbereiche und Verwertungsmärkte zu erschließen. Damit kann sowohl der Verbrauch von

Primärrohstoffen als auch von Deponieraum geschont und damit den Zielen der Fortschreibung

des Deutschen Ressourceneffizienzprogramms (ProgRess II) umfassend Rechnung getragen

werden.

Die Regelungen dieses Abschnitts verstehen sich dabei als Spezialregelungen zu den all-

gemeinen Vorschriften für gewerbliche Siedlungsabfälle in Abschnitt 2. Das bedeutet, dass Ge-

werbebetriebe, bei denen sowohl gewerbliche Siedlungsabfälle als auch Bau- und Abbruchabfäl-

le anfallen, sowohl die Vorschriften des Abschnitts 2 als auch dieses Abschnitts zu beachten
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haben. Die Regelungssystematik folgt dabei der des Abschnitts 2 über gewerbliche Siedlungsab-

fälle. Allerdings fallen unter Bau- und Abbruchabfälle (§ 2 Nummer 3) im Unterschied zu gewerb-

lichen Siedlungsabfällen auch Abfälle mit einem hohen Mineralikanteil, für die die Behandlung in

einer Aufbereitungsanlage (§ 2 Nummer 5) sachgerecht ist.

Zu § 8 (Getrennte Sammlung, Vorbereitung zur Wiederverwendung und Recycling von

bestimmten Bau- und Abbruchabfällen)

Die Vorschrift entspricht in Teilen § 8 Absatz 1 der geltenden Gewerbeabfallverordnung und re-

gelt die Getrenntsammlung, die Vorbereitung zu Wiederverwendung und das Recycling von be-

stimmten Bau- und Abbruchabfällen. Gegenüber der bisherigen Vorschrift wird die Getrennt-

sammlungspflicht stringenter gefasst, indem die weitgehende Parallelität von getrennter und ge-

mischter Erfassung aufgegeben und ein echtes Regel-Ausnahme-Verhältnis statuiert wird. Erst-

mals einbezogen wird der selektive Rückbau als Mittel zur Förderung eines hochwertigen Recyc-

lings.

Absatz 1 beinhaltet in Satz 1 eine über die Getrennthaltungspflicht des § 14 Absatz 1 KrWG für

Metall-, Kunststoff- und Glasabfälle hinausgehende Pflicht, bestimmte Bau- und Abbruchabfälle

getrennt zu sammeln und vorrangig einer Vorbereitung zur Wiederverwendung oder einem Re-

cycling zuzuführen. Die Auswahl der genannten Abfallfraktionen beruht auf der Prämisse, dass

diese Abfallfraktionen entweder nur als getrennt gehaltene Abfallströme hochwertig verwertet

werden können (z.B. Recycling von Gipskartonplatten oder Einsatz von Ziegeln zur Herstellung

von Kultursubstraten zur Verwendung u.a. im Garten- und Landschaftsbau) oder – bei einer spä-

teren Mischung mit anderen Abfällen oder Stoffen – eine hochwertige Verwertung die gezielte,

genau definierte Zugabe dieser Abfälle als getrennte Fraktionen voraussetzt (z.B. Ziegelanteil in

Recyclingbaustoffen) oder die Vermischung mit anderen Abfällen deren Verwertbarkeit ein-

schränkt (z.B. Gips in mineralischen Abfällen). Im Gegensatz zu § 3 Absatz 1 werden konkrete

Abfallschlüssel genannt, denn der Herkunftsbereich der Abfälle ist genau festgelegt auf den Bau

und den Abbruch von Bauwerken und Gebäuden (vgl. Kapitel 17 des Anhangs der Abfallver-

zeichnis-Verordnung).

Als getrennt zu sammelnde Fraktionen kommen gegenüber dem bisher geltenden Recht neu

hinzu: Holz (Abfallschlüssel 17 02 01), Dämmmaterial (Abfallschlüssel 17 06 04), Bitumen-

gemische (Abfallschlüssel 17 03 02) und Baustoffe auf Gipsbasis (Abfallschlüssel 17 08 02). Die

Getrenntsammlung der genannten Fraktionen entspricht dem derzeitigen Stand der Technik

beim Bau, der Sanierung und dem Abbruch von Gebäuden und Bauwerken.
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Holz (Abfallschlüssel 17 02 01) lässt sich in der Regel mit einfachen Mitteln getrennt aus-bauen

und dabei bereits in die verschiedenen Altholzkategorien nach Altholzverordnung trennen. Das

getrennt gesammelte Altholz ist angesichts der unterschiedlichen Altholzqualitäten auf verschie-

dene Weise zu recyceln, energetisch zu verwerten oder zu beseitigen (vgl. dazu die Anforderun-

gen der Altholzverordnung). Getrennt gesammeltes Altholz zum Recycling aus Bau- und Ab-

bruchtätigkeiten (Abfallschlüssel 17 02 01) ist nach der Altholzverordnung zwei Kategorien zu-

geordnet (vgl. § 2 i.V.m. Anhang III der Altholzverordnung): Die Altholzkategorie A I beinhaltet

Baustellensortimente aus naturbelassenem Vollholz ohne Schadstoffe, zum Beispiel unbehan-

delte Konstruktionshölzer, Stützen und Verbaue. Diese Hölzer sind lediglich mechanisch bearbei-

tet oder bei ihrer Verwendung nicht mehr als unerheblich mit holzfremden Stoffen verunreinigt.

Der Altholzkategorie A II sind mehrere Baustellensortimente aus Holzwerkstoffen und behandel-

tem Vollholz zugeordnet, z.B. beschichtete und verleimte Schalbretter (Multiplexplatten) sowie

schalölbehaftete Massivholzplatten, Altholz aus dem Abbruch und Rückbau sowie Dielen, Bret-

terschalungen, Türblätter, Zargen, Deckenpaneele, Zierbalken, Bauspanplatten etc. aus dem

Innenbereich. Diese Materialien sind zumeist verleimt, lackiert oder gestrichen und dürften in der

Regel keine Holzschutzmittel oder gebrauchsbedingte schädliche Verunreinigun-

gen/Anhaftungen, z.B. Teerkleber, aufweisen. Jedoch können sie mit holzzerstörenden Insekten

(z.B. gewöhnlicher Nagekäfer) und Pilzen (z.B. echter Hausschwamm) befallen sein. Dies ist

zwar abfallrechtlich nicht relevant, sollte aber bei der Entsorgung aus arbeits- und umweltschutz-

rechtlichen Aspekten berücksichtigt werden.

Unter den Begriff Dämmmaterial (Abfallschlüssel 17 06 04) fallen im Wesentlichen mineralische

Dämmstoffe (wie Glas- oder Steinwolle) und mineralölbasierte Dämmstoffe (z.B. Dämmplatten

aus Polystyrol oder Polyurethan). Mineralische Dämmstoffe zur Wärme- und Schallisolierung

oder zum Brandschutz weisen einen hohen Mineralfaseranteil auf (über 90%) und sind in der

Regel mit Kunstharz gebunden. Als Verkleidung bzw. Trennwände für den Innen- und Außenbe-

reich sind die Fasern verdichtet. Sie werden häufig in Form von Verbund- oder Sandwichproduk-

ten angewandt, z.B. in Verbindung mit Gips- oder Spanplatten. Früher kamen vielfach Materia-

lien zum Einsatz, die als krebserzeugend einzustufen sind; die aus diesen Materialien entstan-

denen Abfälle sind daher gefährliche Abfälle (vgl. Abfallschlüssel 17 06 01* und 17 06 03*). Neu-

ere Materialien sind mit einem RAL-Gütezeichen versehen und weisen kein schädigendes Po-

tenzial auf. Sie werden deshalb als nicht gefährliche Abfälle dem Abfallschlüssel 17 06 04 zuge-

ordnet und eignen sich grundsätzlich gut für das Recycling.

Getrennt erfasste Steinwolldämmstoffe können gut in den Produktionsprozess zurückgeführt

werden. Grundsätzlich lässt sich Steinwolle, die sortenrein zurückgebaut und erfasst wird, nahe-
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zu zu 100% recyceln. Das Recycling von Glaswolle ist dagegen komplizierter; Recyclingkapazitä-

ten der Wirtschaft befinden sich derzeit im Aufbau. Zentraler Punkt bei beiden Arten von Mine-

ralwollen ist, dass eine möglichst getrennte Erfassung von Stein- und Glaswolle erfolgen muss,

wenn man diese Abfälle in den eigentlichen Produktionsprozess zurückführen will. Die Möglich-

keit hierzu wird mit Satz 2 eröffnet.

Bitumengemische (Abfallschlüssel 17 03 02) werden in der Bauindustrie zu vielfältigen Zwecken

(Abdichtungen, Estrich, Dachpappe, Trag-, Binde- und Deckschichten für Wege- und Straßenbau

etc.) eingesetzt. Das Recycling von Bitumengemischen als Fräsgut im Straßen- und Wegebau ist

gängige Praxis. Dies wird in Heißasphaltmischwerken zugegeben und substituiert dort die Ge-

steinskörnungen sowie das Bitumen. Ist die Anlage entsprechend technisch ausgerüstet und

werden Additive dazugegeben, können bis zu 90% des Fräsguts zur Asphaltproduktion zugege-

ben werden; das Fräsgut muss dann allerdings nach den verschiedenen Qualitäten aufgetrennt

vorliegen, d.h. nach Trag-, Binde- und Deckschicht getrennt. In allen anderen Fällen dient die

Getrenntsammlung von Bitumengemischen eher der Separierung von Schadstoffen, die ein

hochwertiges Recycling der übrigen Fraktionen behindern.

Die hochwertige Verwertung von Gips ist eines der Hauptziele der Getrenntsammlungsregelung

dieses Absatzes. Baustoffe auf Gipsbasis (Abfallschlüssel 17 08 02) sind vor allem Gipsmörtel,

Gipsputz, gipshaltige Estriche (Trockenestrich oder Fließestrich) und raumauskleidende Elemen-

te (Gips-Platten und Gips-Wandbauelemente). Raumauskleidende Elemente auf Gipsbasis, ins-

besondere Gipskartonplatten, lassen sich bei einem Gebäuderückbau relativ gut mit der Hand

oder mittels handgeführter Werkzeuge ausbauen. Einen besonderen Stellenwert hat die getrenn-

te Sammlung von Gipskartonplatten für deren Recycling. Diese können bei einem sich gerade

etablierenden Markt überhaupt nur dann in den Kreislauf zurückgeführt werden, wenn sie bereits

beim Ausbau getrennt erfasst und bis zu ihrer Verwertung getrennt gehalten werden. Dies gilt

grundsätzlich auch für schwimmend verlegte gipshaltige Estriche. Allerdings ist hier ein höherer

Zeit- und Personalaufwand notwendig. Ein Abtragen von Gipsputzen oder -fließestrichen an der

Abbruchbaustelle ist in der Regel nicht möglich bzw. mit unverhältnismäßig hohen Kosten ver-

bunden. Eine Reduzierung des Gipsanteils in sonstigen mineralischen Abfällen oder Gemischen

führt zu einer besseren Recyclingfähigkeit dieser Abfälle und verbessert damit die Recyclingei-

genschaften insbesondere von Recycling-Baustoffen. Bei diesen führt ein hoher Gipsanteil im

Recycling-Baustoff zu hohen Sulfatwerten und schränkt damit deren Recyclingmöglichkeiten

erheblich ein.

Die Fraktionen Beton (Abfallschlüssel 17 01 01), Ziegel (Abfallschlüssel 17 01 02) und Fliesen

und Keramik (Abfallschlüssel 17 01 03) werden bislang in der geltenden Regelung sowohl als
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getrennt zu haltende Fraktionen aber auch als Gemisch aufgeführt (§ 8 Absatz 1 Satz 1 Nummer

4). Dies hatte zur Folge, dass beim Abbruch vielfach Gemische erzeugt wurden, so dass der

gesamte Stoffstrom nicht hochwertig verwertet werden konnte. So führt beispielsweise ein hoher

Anteil an Mauerziegeln, Kalksandsteinen u. ä. (über 30 %) dazu, dass sich die bauphysikalischen

Eigenschaften des Recyclingmaterials verschlechtern und es für bestimmte Einsatzzwecke, zum

Beispiel im Oberbau von Straßen und Wegen (Frostschutzschichten oder Schottertragschichten)

oder als Gesteinskörnung für Betonwerke, nicht verwendet werden kann. Einschlägig ist hier

insbesondere das auf einer Vielzahl technischer Normen basierende technische Regelwerk des

Straßenbaus über bauphysikalische Anforderungen an die jeweiligen Gesteinskörnungen. Aus

diesem Grund sehen die Nummern 8 bis 10 zunächst die grundsätzliche Pflicht zur getrennten

Sammlung der einzelnen mineralischen Abfallfraktionen, insbesondere auch von Beton, vor. Es

ist beabsichtigt, durch die getrennte Erfassung auch von Beton, dessen Recycling, z.B. den Ein-

satz als Gesteinskörnung in der Betonindustrie, zu fördern. Sollte eine getrennte Sammlung in

Einzelfällen technisch nicht möglich oder wirtschaftlich nicht zumutbar sein, werden diese Fälle

durch Absatz 2 geregelt, so dass unbillige Härten vermieden werden und der Verhältnismäßig-

keitsgrundsatz gewahrt wird.

Die bei Bau- und Abbrucharbeiten ebenfalls anfallenden Verpackungen (Gruppe 15 01) sind,

soweit sie nicht den entsorgungspflichtigen Produktverantwortlichen überlassen wurden, bereits

nach § 3 Absatz 1 hinsichtlich ihrer unterschiedlichen stofflichen Zusammensetzung (Papier,

Glas, Kunststoff, Metall etc.) getrennt zu sammeln. Die Regelungen der Abschnitte 2 und 3 gel-

ten nebeneinander (siehe Begründung zu Abschnitt 3). Insoweit ist eine zusätzliche Aufnahme

von Verpackungen in die Liste der getrennt zu sammelnden Bau- und Abbruchabfällen nicht

notwendig.

Hinsichtlich der Sortenreinheit der getrennt erfassten Abfälle und möglicher Fehlwürfe wird auf

die Ausführungen in der Begründung zu § 3 Absatz 1 hingewiesen. Auch unter Einhaltung der

Regeln der Technik sind Fremdbestandteile in den nach Satz 1 Nummer 1 bis 10 getrennt zu

sammelnden Abfallfraktionen nicht vollständig vermeidbar (Mörtel-, Gipsputz- oder Fliesenanhaf-

tungen an Beton- oder Ziegelteilen sowie Dämmstoffanteile).

Satz 2 entspricht im Wesentlichen § 3 Absatz 1 Satz 2, so dass auf die dortigen Ausführungen

zur weitergehenden Getrenntsammlung innerhalb der aufgeführten Fraktionen verwiesen werden

kann. Insbesondere bei Holzabfällen ist eine weitergehende getrennte Sammlung nach den für

den Abfallschlüssel in Frage kommenden Kategorien der Altholzverordnung sinnvoll, um belas-

tete Althölzer bereits an der Anfallstelle zu separieren und so eine spätere schadlose Verwertung

der Althölzer, insbesondere ein Recycling, zu ermöglichen. Neben den oben genannten Altholz-
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kategorien A I und A II fällt auch Altholz der Kategorie A III und A IV an. Dieses schadstoffbelas-

tete Altholz, das mit halogenorganischen Verbindungen beschichtet ist bzw. mit Holzschutzmittel

behandelt ist, z.B. Paletten mit Verbundmaterialien, Konstruktionshölzer für tragende Teile, Holz-

fachwerk und Dachsparren oder imprägnierte Bauhölzer aus dem Außenbereich (vgl. § 2 i.V.m.

Anhang III der Altholzverordnung), ist unbedingt bereits an der Anfallstelle getrennt zu halten, um

das Recycling von Altholz der Kategorien A I und A II nicht zu gefährden. Innerhalb der Kunst-

stofffraktion kommt zum Beispiel die getrennte Sammlung von Fensterrahmen aus PVC in Be-

tracht, da sich diese besonders gut zum Recycling eignen und es bereits einen funktionierenden

Markt gibt. Anders als in § 3 Absatz 1 Satz 2 kommt in § 8 Absatz 1 Satz 2 neben der weiterge-

henden Getrenntsammlung innerhalb der jeweiligen Abfallfraktion auch eine getrennte Samm-

lung anderer als der genannten Abfälle (zum Beispiel elektrische Leitungen und Installationen) in

Betracht.

Satz 3 entspricht im Wesentlichen § 3 Absatz 1 Satz 3, so dass auf die dortigen Ausführungen

zum Vermischungsverbot für gefährliche Abfälle verwiesen werden kann. Hierzu ist anzumerken,

dass es eine Reihe von gefährlichen Abfällen beim Rückbau von schadstoffbelasteten Bauwer-

ken gibt, die nicht mit den übrigen nicht gefährlichen Abfällen vermischt werden dürfen. Welche

Abfälle als gefährlich zu bezeichnen sind regelt § 3 Absatz 5 KrWG in Verbindung mit der Abfall-

verzeichnis-Verordnung.

Zu den gefährlichen Abfällen zählen zum Beispiel PCB-haltiges Fugenmaterial, asbesthaltige

Bau- oder Dämmstoffe, DDT-haltige Wandanstriche oder Altholz der Kategorie A IV. Auch

Dämmstoffe aus Polystyrol, die als Abfall anfallen, sind ab Herbst 2016, wenn der Grenzwert in

Anhang IV der Verordnung 850/2004/EG über persistente organische Schadstoffe (EU-POP-

Verordnung) rechtswirksam wird – als gefährlicher Abfall (Abfallschlüssel 17 06 03*) einzustufen

und getrennt zu halten, da sie in der Regel das bromierte Flammschutzmittel Hexabromcyclo-

dodecan (HBCD) enthalten. Diese Substanz ist seit kurzem in der EU-POP-Verordnung mit dem

Ziel gelistet, HBCD dauerhaft aus dem Wirtschaftskreislauf auszuschleusen. Nach der EU-POP-

Verordnung sind HBCD-haltige Abfälle deshalb getrennt zu erfassen und so zu verwerten oder

beseitigen, dass das HBCD zerstört oder unumkehrbar umgewandelt wird. Dies erfolgt in der

Regel im Rahmen der energetischen Verwertung bzw. Beseitigung.

Absatz 2 entspricht in Satz 1, 2 und 4 der Vorschrift des § 3 Absatz 2 Satz 1 bis 3, so dass auf

die dortigen Ausführungen zur Ausnahme von der Getrenntsammlungspflicht (technische Un-

möglichkeit und wirtschaftliche Unzumutbarkeit) sowie die Konkretisierungen der hohen Ver-

schmutzung und der geringen Menge verwiesen werden kann. Satz 3 betrifft die technische Mög-

lichkeit der getrennten Sammlung von mineralischen Abfällen (Abfallschlüssel 17 01 01, 17 01 02
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und 17 01 03). Allein aus wirtschaftlichen Erwägungen werden beim Abbau und Rückbau von

Bauwerken mineralische Abfälle bereits heute möglichst getrennt gesammelt und zu Recycling-

baustoffen aufbereitet. Gebäude bestehen jedoch aus einer Vielzahl von mineralischen Materia-

lien und Verbunden, bei denen aus rückbaustatischen oder rückbautechnischen Gründen eine

Separation nicht immer möglich ist. Für diese Fälle ist eine Erfassung als Gemisch (Abfallschlüs-

sel 17 01 07) zulässig. Satz 4 kann zum Beispiel auch auf gealterte oder durch Verklebungen

verunreinigte Dachfolien und Dämmstoffe anwendbar sein.

Satz 5 betrifft den selektiven Abbruch bzw. Rückbau und damit eine Besonderheit beim Anfall

und bei der Entsorgung von Bau- und Abbruchabfällen. Bei dem Kostenvergleich im Rahmen der

wirtschaftlichen Zumutbarkeit nach Satz 4 sind die Kosten, die durch nicht durchgeführte aber

technisch mögliche und wirtschaftlich zumutbare Maßnahmen des selektiven Rückbaus und Ab-

bruchs hätten vermieden werden können, von den Kosten für die getrennte Sammlung abzuzie-

hen. Ziel der Regelung ist es, dass Abfallerzeuger und -besitzer keinen Vorteil dadurch erlangen

sollen, dass sie – ohne Maßnahmen des selektiven Abbruchs und Rückbaus zu ergreifen – ein

Bauwerk abreißen und sich dann darauf berufen, dass die Kosten für die getrennte Sammlung

der so entstandenen Abfälle unverhältnismäßig hoch sind.

Als Beispiel für den Anwendungsbereich der Regelung kann der Rückbau eines Wohngebäudes

dienen, bei dem eingebaute Gipsplatten, Sanitärkeramik oder Holzböden und -verkleidungen

trotz technischer Möglichkeit und wirtschaftlicher Zumutbarkeit nicht vor Abbruch des Gebäudes

entfernt worden sind, so dass sie nachträglich, aber noch vor Ort, mit verhältnismäßig hohem

zeitlichen und personellen Aufwand aus dem Gemisch entfernt werden müssen. Die Regelung

führt dazu, dass im genannten Beispiel die Kosten, die durch einen vorherigen selektiven Rück-

bau der Gipsplatten, Sanitärkeramik und Holzböden hätten vermieden werden können, von den

hohen Kosten für die nachträgliche händische oder maschinelle Trennung zur Herstellung ein-

zelner Faktionen abzuziehen sind. Ein Abzug dieser Kosten dürfte in vielen Fällen dazu führen,

dass die Kosten für die getrennte Sammlung nicht außer Verhältnis zu den Kosten für eine ge-

mischte Sammlung und eine anschließende Vorbehandlung oder Aufbereitung stehen und damit

von der wirtschaftlichen Zumutbarkeit auszugehen ist.

Absatz 3 entspricht in seinen Sätzen 1 bis 3 der Vorschrift des § 3 Absatz 3, so dass auf die

dortigen Ausführungen zu den Dokumentationspflichten verwiesen werden kann. Dabei muss die

Dokumentation für jede neue Baustelle grundsätzlich neu erstellt werden, da es sich jeweils um

andere örtliche Verhältnisse handelt. Hinsichtlich der Dokumentation der getrennten Sammlung

kommt unter dem Begriff der „ähnlichen Dokumente“ bei Baustellen auch eine schematische

Beschreibung der Sortier- und Bereitstellungseinrichtungen in Betracht.
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Die Regelung des Satzes 4 dient der Verhinderung unnötiger bürokratischer Belastungen. Klei-

nere Ausbesserungs-, Renovierungs-, Bau- oder Abbruchmaßnahmen werden hierdurch von den

Dokumentationspflichten vollständig befreit. Im Unterschied zu einem dauerhaft an einem Ort

betriebenen Gewerbe, für das in der Regel nur einmalig eine Dokumentation zu erstellen ist, be-

trifft der Anfall von Bau- und Abbruchabfällen eine Vielzahl von wechselnden und zum Teil sehr

kleinen Baustellen, für die ansonsten jeweils neue Dokumentationen zu erstellen wären. Um eine

übermäßige Belastung der Erzeuger und Besitzer von Bau- und Abbruchabfällen zu verhindern,

sieht die Regelung vor, dass bei Bau- und Abbruchmaßnahmen, bei denen das Gesamtvolumen

der Abfälle pro Einzelmaßnahme 10 Kubikmeter nicht überschreitet, keine Dokumentationen zu

erstellen sind. Dieses Volumen entspricht einem in der Praxis üblichen Containervolumen. Die

Freistellung betrifft allerdings nur die Dokumentationspflichten und nicht die materiellen Pflichten

der Getrenntsammlung und der Zuführung zur Vorbereitung zur Wiederverwendung oder zum

Recycling.

Zu § 9 (Vorbehandlung und Aufbereitung von bestimmten Bau- und Abbruchabfällen)

Die Vorschrift entspricht in Teilen § 8 Absatz 3 bis 6 der geltenden Gewerbeabfallverordnung und

regelt die Pflicht, nicht nach § 8 getrennt gesammelte Bau- und Abbruchabfälle einer Vorbehand-

lungs- oder Aufbereitungsanlage zuzuführen.

Absatz 1 enthält in Satz 1 – wie die Parallelvorschrift des § 4 Absatz 1 – die Pflicht, nicht ge-

trennt gesammelte Bau- und Abbruchabfälle unverzüglich bestimmten Behandlungsanlagen zu-

zuführen. „Unverzüglich“ heißt nicht „sofort“ sondern „ohne schuldhaftes Zögern“ (vgl. § 121 Ab-

satz 1 BGB). Diesbezüglich gelten die Ausführungen zu § 4 Absatz 1 entsprechend. Die Beson-

derheit gegenüber § 4 Absatz 1 besteht darin, dass bei Bau- und Abbruchtätigkeiten bevorzugt

auch Gemische aus mineralischen Abfällen entstehen.

Insoweit behandelt die Vorschrift zunächst unter Nummer 1 nicht mineralische Gemische aus

Kunststoffen, Metallen, einschließlich Legierungen, und Holz, die einer Vorbehandlungsanlage

nach § 2 Nummer 4 zuzuführen sind. Diese hat die Anforderungen nach § 6 zu erfüllen. Auf die

Nennung der Abfallschlüssel (siehe § 8 Absatz 1) wurde dabei verzichtet, da es sich um ein Ge-

misch handelt, welches nicht durch die Abfallschlüssel der Einzelfraktionen bezeichnet werden

kann. Diese Gemische unterscheiden sich von den in Absatz 3 genannten Gemischen dadurch,

dass sie überwiegend wertstoffhaltige Abfälle beinhalten. Derartige Gemische können insbeson-

dere dadurch entstehen, dass die Getrenntsammlungspflichten in Einzelfraktionen auf Grund
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technischer Unmöglichkeit oder wirtschaftlicher Unzumutbarkeit nicht vollständig erfüllt werden

können (siehe § 8 Absatz 2).

Mineralische Gemische aus Beton, Ziegeln, Fliesen und Keramik sind nach Nummer 2 einer Auf-

bereitungsanlage nach § 2 Nummer 5 zuzuführen, wo sie gebrochen und entsprechend der her-

zustellenden Gesteinskörnungen klassiert werden. Gemische aus Beton, Ziegeln, Fliesen und

Keramik werden, wenn sie alle genannten Bestandteile aufweisen, in der Abfallverzeichnisver-

ordnung unter dem Abfallschlüssel 17 01 07 aufgeführt.

Anders als bei Vorbehandlungsanlagen werden an Aufbereitungsanlagen in der Verordnung kei-

ne besonderen Anforderungen gestellt. Hintergrund ist, dass bereits die Anforderungen für die

bauphysikalischen Eigenschaften, insbesondere für Anwendungen im Straßenbau, die techni-

sche Ausstattung der Anlage mit bestimmten und dem Stand der Technik entsprechenden Ag-

gregaten vorgibt. Hinzu kommt die langjährige Entwicklung der technischen Verfahren von Auf-

bereitungsanlagen, die insbesondere marktgängige Ersatzbaustoffe herstellen, so dass eine

hochwertige Aufbereitung bereits die Praxis ist. Die Annahmekontrolle und die Güteüberwachung

bei der Herstellung von Ersatzbaustoffen soll in der geplanten Ersatzbaustoffverordnung detail-

liert geregelt werden.

Satz 2 gilt für die Zuführung sowohl zu Vorbehandlungs- als auch zu Aufbereitungsanlagen; die

Behandlung von Glas, Dämmmaterial, Bitumengemischen und Baustoffen auf Gipsbasis in einer

Vorbehandlungsanlage ist technisch problematisch. Eine Behandlung in einer Aufbereitungsan-

lage ist zwar grundsätzlich technisch möglich, kann aber die Qualität der herzustellenden Ge-

steinskörnungen gefährden. Das betrifft insbesondere mineralische Abfälle, wenn diese gemischt

mit gipshaltigen Abfällen aufbereitet werden. Deshalb wird vorgeschrieben, dass die genannten

Abfälle nur in den Gemischen enthalten sein dürfen, soweit sie den Vorbehandlungsprozess bzw.

Aufbereitungsprozess nicht beeinträchtigen oder verhindern. Die Entscheidung, ob eine solche

Beeinträchtigung oder Verhinderung vorliegt, trifft der Anlagenbetreiber im Rahmen der Annah-

mekontrolle. Die Vorschrift orientiert sich damit an der Praxis, in der eine vollständige Trennung

nicht möglich ist. Es ist aber durch organisatorische Maßnahmen eine möglichst weitgehende

Verhinderung von die Vorbehandlung oder Aufbereitung störenden Verunreinigungen sicherzu-

stellen.

Satz 3 gilt nur für die Zuführung zu Vorbehandlungsanlagen und stellt klar, dass zusätzlich zu

den nach Satz 2 zu vermeidenden Abfällen, auch mineralische Abfälle, die für den Einsatz in

Vorbehandlungsanlagen ungeeignet sind bzw. den Sortierprozess stören oder unmöglich ma-

chen, möglichst nicht in den Gemischen, die einer Vorbehandlungsanlage zugeführt werden,



Drucksache 18/10345 – 106 – Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode

enthalten sein dürfen. Die Vorschrift orientiert sich damit an der Praxis, in der eine vollständige

Trennung nicht möglich ist. Es ist aber durch organisatorische Maßnahmen eine möglichst weit-

gehende Verhinderung von die Vorbehandlung störenden Verunreinigungen sicherzustellen.

Absatz 2 formuliert entsprechend der Parallelvorschrift des § 4 Absatz 2 eine Bestätigungs-

pflicht für Aufbereitungsanlagen. Zu bestätigen ist die Herstellung von „definierten Gesteinskör-

nungen“. „Definiert“ heißt insoweit durch eine oder mehrere technische Normen bestimmt. Ein-

schlägig ist hier insbesondere das auf einer Vielzahl technischer Normen basierende technische

Regelwerk des Straßenbaus über bauphysikalische Anforderungen an die jeweiligen Gesteins-

körnungen.

Absatz 3 enthält in Satz 1 Regelungen für gemischte Bau- und Abbruchabfälle (Abfallschlüssel

17 09 04). Diese enthalten im Gegensatz zu den in Absatz 1 genannten Gemischen in aller Re-

gel sowohl mineralische als auch nicht mineralische Bestandteile in unterschiedlicher Menge und

sind in Abhängigkeit von ihrer Zusammensetzung entweder einer Vorbehandlungs- oder einer

Aufbereitungsanlage unverzüglich zuzuführen. Insoweit besteht für die Erzeuger und Besitzer ein

Wahlrecht. Die Zuführung zu einer Vorbehandlungs- und zu einer Aufbereitungsanlage sind

gleichrangige Alternativen. „Unverzüglich“ heißt ohne schuldhaftes Zögern (vgl. § 121 Absatz 1

BGB). Zum Begriff „unverzüglich“ gelten die Ausführungen zu § 4 Absatz 1 entsprechend. Satz 2

enthält die Klarstellung, dass bei der Zuführung des Gemischs nach Satz 1 zur Vorbehandlungs-

anlage die Bestätigungspflicht nach § 4 Absatz 2 und bei der Zuführung zur Aufbereitungsanlage

die Bestätigungspflicht nach § 9 Absatz 2 entsprechend gilt. Insoweit sind gemischte Bau- und

Abbruchabfälle (Abfallschlüssel 17 09 04) den sonstigen in der Verordnung genannten Abfällen

gleichgestellt.

Absatz 4 entspricht § 4 Absatz 2, so dass auf die dortigen Ausführungen zu den Ausnahmen zur

Vorbehandlungspflicht verwiesen werden kann. Zu beachten ist allerdings, dass hier die Aus-

nahme in Konsequenz zu Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 auch für die Pflicht zur Zuführung zu einer

Aufbereitungsanlage gilt. Zum Begriff „unverzüglich“ gelten die Ausführungen zu § 4 Absatz 1

entsprechend.

Absatz 5 entspricht in Teilen § 4 Absatz 4, so dass auch auf die dortigen Ausführungen zur Ge-

trennthaltung und Verwertung der Gemische verwiesen werden kann. Allerdings erfolgt hier kei-

ne Festlegung allein auf die energetische Verwertung, denn unter den Bau- und Abbruchabfällen

befinden sich auch mineralische Abfälle, bei denen keine energetische Verwertung möglich ist,

sondern vielmehr sonstige Verwertungsmaßnahmen (z.B. als Deponieersatzbaustoff) in Betracht

kommen.
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Absatz 6 entspricht in den Sätzen 1 bis 3 der Vorschrift des § 4 Absatz 5 und in Satz 4 der Vor-

schrift des § 8 Absatz 3 Satz 4, so dass auf die dortigen Ausführungen zu den Dokumentations-

pflichten verwiesen werden kann.

Zu Abschnitt 4 (Gemeinsame Vorschriften)

Dieser Abschnitt beinhaltet für die Entsorgung von gewerblichen Siedlungsabfällen und von be-

stimmten Bau- und Abbruchabfällen gemeinsam geltende Vorschriften, insbesondere das Kon-

troll- und Überwachungssystem bei Vorbehandlungsanlagen und die Bußgeldtatbestände.

Zu § 10 (Eigenkontrolle bei Vorbehandlungsanlagen)

Die Vorschrift entspricht in Teilen § 9 Absatz 1 bis 5 der geltenden Gewerbeabfallverordnung.

Sie regelt die Eigenkontrolle bei Vorbehandlungsanlagen (vgl. § 2 Nummer 4). Die Pflichten rich-

ten sich an den jeweiligen Betreiber der Anlage. Die Eigenkontrolle bei Aufbereitungsanlagen

(vgl. § 2 Nummer 5) wird in der geplanten Ersatzbaustoffverordnung geregelt, da dort eine um-

fassende Gütesicherung geschaffen werden soll.

Absatz 1 enthält wie bisher in § 9 Absatz 1 der geltenden Gewerbeabfallverordnung die Pflicht,

bei jeder Abfallanlieferung unverzüglich eine Annahmekontrolle durchzuführen. Diese umfasst

die Feststellung des Namens und der Anschrift des anliefernden Sammlers (§ 3 Absatz 10

KrWG) oder Beförderers (§ 3 Absatz 11 KrWG), der Masse und des Herkunftsbereiches der Ab-

fälle sowie der Abfallart nach der Anlage der Abfallverzeichnis-Verordnung (sechsstelliger Abfall-

schlüssel). Unter „Herkunftsbereich“ ist nicht eine adressengenaue Angabe des Erzeugers ge-

meint, sondern es reicht die Nennung des jeweiligen Gewerbezweigs oder der jeweiligen Bran-

che aus. „Unverzüglich“ heißt nicht „sofort“ sondern „ohne schuldhaftes Zögern“ (vgl. § 121 Ab-

satz 1 BGB).

Der Großteil der Daten muss ohnehin zu Abrechnungszwecken erfasst werden, so dass sich die

bürokratische Belastung der Unternehmen in Grenzen hält. Mit „Herkunft des angelieferten Ab-

falls“ ist zum einen die geographische Herkunft gemeint, zum anderen sind aber auch – soweit

möglich und erforderlich – Besonderheiten hinsichtlich der jeweiligen Anfallstelle zu benennen,

die für die Vorbehandlung oder Aufbereitung wichtig sein können, wie zum Beispiel die Informati-

on, dass es sich um Abbruchabfälle aus einer Industrieanlage handelt. Das Ergebnis der An-

nahmekontrolle ist zu dokumentieren. Das heißt es ist auch festzuhalten, ob Abfälle wegen zu
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hoher Verschmutzung o.ä. zurückgewiesen wurden (siehe auch Begründung zu § 4 Absatz 1

Satz 2).

Absatz 2 beschreibt korrespondierend zu Absatz 1 wie bisher § 9 Absatz 3 der geltenden Ge-

werbeabfallverordnung die Pflicht, bei jeder Abfallauslieferung unverzüglich eine Ausgangskon-

trolle durchzuführen. Diese umfasst die Feststellung des Namens und der Anschrift des anneh-

menden Sammlers (§ 3 Absatz 10 KrWG) oder Beförderers (§ 3 Absatz 11 KrWG), der Masse

und des beabsichtigten Verbleibs der Abfälle sowie der Abfallart nach der Anlage der Abfallver-

zeichnis-Verordnung (sechsstelliger Abfallschlüssel). „Unverzüglich“ heißt nicht „sofort“ sondern

„ohne schuldhaftes Zögern“ (vgl. § 121 Absatz 1 BGB).

Die Angabe des beabsichtigten Verbleibs steht in engem Zusammenhang mit den Angaben nach

Absatz 3. Bei Absatz 2 Nummer 2 geht es um den „beabsichtigten“ Verbleib, das heißt den zum

Zeitpunkt der Abgabe der Abfälle aktuellen Bestimmungsort; dies kann zum Beispiel auch ein

Umschlagplatz oder ein Zwischenlager sein. Die Kontrolle des „endgültigen“ Verbleibs ist in Ab-

satz 3 geregelt.

Absatz 3 regelt wie bisher § 9 Absatz 4 der geltenden Gewerbeabfallverordnung die Pflicht des

Betreibers einer Vorbehandlungsanlage, sich die weitere Entsorgung der von ihm abgegebenen

Abfälle bestätigen zu lassen. Hintergrund der Regelung ist die von der Anlage einzuhaltende

Recyclingquote nach § 6 Absatz 5 Satz 1 und Absatz 6. Um die Quotenberechnung durchführen

zu können, hat der Anlagenbetreiber sich innerhalb von 30 Tagen nach Auslieferung der Abfälle

die Behandlung, Beseitigung oder Verwertung der Abfälle bestätigen zu lassen. Die Bestätigung

hat nicht wie bisher in Schriftform sondern nur noch in Textform zu erfolgen. Das heißt eine Un-

terschrift ist nicht mehr erforderlich.

In der Bestätigung müssen nach Satz 2 Nummer 1 zunächst der Name und die Anschrift des

Betreibers der Anlage enthalten sein. Dabei geht es um diejenige Anlage, in der die nächste Be-

handlungsstufe oder die endgültige Beseitigung oder Verwertung erfolgt. Die Benennung einer

Umschlaganlage oder eines Zwischenlagers reicht in diesem Zusammenhang nicht aus.

Entsprechend der neuen fünfstufigen Abfallhierarchie gibt Satz 2 Nummer 2 vor, dass im Falle

der Verwertung, anzugeben ist, um welche Verwertungsart es sich handelt: Recycling (§ 3 Ab-

satz 25 KrWG) oder sonstige, insbesondere energetische, Verwertung. Die Angabe ist essentiell

um die Recyclingquote der Vorbehandlungsanlagen bestimmen zu können. Die Vorbereitung zur

Wiederverwendung (§ 3 Absatz 24 KrWG) kommt nicht in Betracht, da die in einer Vorbehand-

lungsanlage aussortierten Abfallfraktionen in der Regel für eine Wiederverwendung nicht geeig-

net sind.
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Satz 2 Nummer 3 dient der Nachvollziehbarkeit der Angaben nach Satz 2 Nummer 2, indem vor-

geschrieben wird, dass die Art der Anlage anzugeben ist. In aller Regel wird es sich um eine

nach Immissionsschutzrecht oder Baurecht genehmigte Anlage handeln, so dass die einschlägi-

gen Angaben im jeweiligen Genehmigungsbescheid enthalten sind, z.B. die Bezeichnung der

Anlage nach Anhang 1 der 4. BImSchV.

Zu § 11 (Fremdkontrolle bei Vorbehandlungsanlagen)

Die Vorschrift entspricht im Wesentlichen § 9 Absatz 6 bis 8 der geltenden Gewerbeabfallverord-

nung. Zur besseren Lesbarkeit sind die Regelungen zur Fremdkontrolle allerdings neu struktu-

riert und in einer eigenständigen Vorschrift zusammengefasst worden. Das bewährte Instrument

der Fremdkontrolle dient vor allem der Überprüfung der bei der Selbstkontrolle des Anlagenbe-

treibers erhobenen Daten und Fakten. Für die Beauftragung einer entsprechenden Stelle ist der

Anlagenbetreiber daher selbst verantwortlich. Er trägt auch die Kosten der Fremdüberwachung.

Die Kontrolle durch einen unabhängigen und von der Behörde anerkannten Dritten verbessert

die Qualität und den Aussagewert der Daten und trägt damit zur Effizienz der Überwachung bei.

Die Fremdkontrolle bei Aufbereitungsanlagen wird in der geplanten Ersatzbaustoffverordnung

geregelt, da dort eine umfassende Gütesicherung geschaffen werden soll.

Absatz 1 ist mit leichten redaktionellen Änderungen § 9 Absatz 6 Satz 1 und 2 der geltenden

Gewerbeabfallverordnung nachgebildet und regelt in Satz 1 die Pflicht der Anlagenbetreiber, für

jedes Kalenderjahr innerhalb von zwei Monaten nach Jahresende – also im Januar oder Februar

eines jeden Jahres – eine Fremdkontrolle durchzuführen. Die Umstellung von einem halbjährli-

chen auf einen jährlichen Turnus ist den jährlich zu ermittelnden Quoten geschuldet und stellt

eine Entlastung der betroffenen Wirtschaft dar. Die Ermittlung innerhalb von zwei Monaten nach

Jahresende ist dem Umstand geschuldet, dass die Recyclingquote bis zum 31. März des Folge-

jahres der zuständigen Behörde zu übermitteln ist und vorher die Fremdkontrolle durchgeführt

werden muss. Die Fremdkontrolle ist wie bisher von einer von der zuständigen Behörde bekannt

gegebenen Stelle durchführen zu lassen. Die Bekanntgabe durch die zuständige Behörde ist

dabei notwendig, um ein gewisses Qualitätsniveau der die Fremdkontrolle durchführenden Sach-

verständigen zu gewährleisten. Nur so kann die oben dargestellte Kontrollfunktion gewährleistet

werden.

In Satz 2 werden die Inhalte der Fremdkontrolle aufgeführt. Es ist zunächst die Einhaltung der

Anforderungen des § 6 zu überprüfen, also insbesondere die vorzuhaltenden Anlagenkomponen-

ten sowie die zu erfüllenden Sortier- und Recyclingquoten. Zudem ist durch die Fremdkontrolle
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auch die Einhaltung der Anforderungen der Eigenkontrolle nach § 10 zu überprüfen. Dies sind

die Ein- und Ausgangskontrolle (§ 10 Absatz 1 und 2) sowie die schriftliche Bestätigung der wei-

teren Entsorgung (§ 10 Absatz 3).

Absatz 2 entspricht in redaktionell geänderter Form § 9 Absatz 6 Satz 3 und 4 der geltenden

Gewerbeabfallverordnung und regelt Mitteilungs- und Übermittlungspflichten. Nach Nummer 1

hat der Betreiber sicherzustellen, dass ihm die Ergebnisse der Fremdkontrolle unverzüglich nach

Erstellung von der beauftragten Stelle mitgeteilt werden. Die Sicherstellung kann durch vertragli-

che Zusicherungen erfolgen. Die zeitnahe Mitteilung der Ergebnisse liegt letztlich auch im Inte-

resse des Anlagenbetreibers, da er mögliche Missstände unverzüglich beseitigen kann. Zudem

hat er nach Nummer 2 die Ergebnisse der zuständigen Behörde zu übermitteln. Diese Vorgabe

dient der zeitnahen Information der Behörde und sorgt auch in zeitlicher Hinsicht für eine opti-

mierte Überwachung. Die Übermittlung ist formlos möglich und bedarf nicht der Schriftform. „Un-

verzüglich“ heißt nicht „sofort“ sondern „ohne schuldhaftes Zögern“ (vgl. § 121 Absatz 1 BGB).

Absatz 3 entspricht in Teilen § 9 Absatz 6 Satz 5 der geltenden Gewerbeabfallverordnung und

enthält eine Privilegierung für Entsorgungsfachbetriebe bzw. zukünftig auch für nach dem Ge-

meinschaftssystem für das freiwillige Umweltmanagement und die Umweltbetriebsprüfung (E-

MAS) zertifizierte Betriebe. Für diese Betriebe entfällt die Verpflichtung, eine Fremdkontrolle

nach den Absätzen 2 und 3 durchführen zu lassen. Hintergrund der Regelung ist, dass Entsor-

gungsfachbetriebe bzw. EMAS-Betriebe jährlich durch die jeweiligen Zertifizierungsorganisatio-

nen überprüft werden. Dabei wird auch die Einhaltung der Vorschriften der Gewerbeabfallverord-

nung geprüft. Die genannten Qualitätsmanagementsysteme sind allgemein anerkannt und bieten

durch ein detailliertes eigenes Regelungsregime hinreichend Gewähr für eine neutrale Fremd-

überwachung. Die Ausnahme von der Pflicht zur Fremdüberwachung gilt allerdings nur für solche

Betriebe, deren Entsorgungsfachbetriebeeigenschaft oder EMAS-Validierung sich auch auf die

Tätigkeit der Vorbehandlung der jeweiligen Gemische erstreckt.

Absatz 4 entspricht im Wesentlichen § 9 Absatz 7 der geltenden Gewerbeabfallverordnung und

enthält in Satz 1 die Voraussetzungen für eine Bekanntgabe der zur Fremdkontrolle berechtigten

Stellen. Dies sind Fachkunde, Unabhängigkeit, Zuverlässigkeit und eine ausreichende geräte-

technische Ausstattung. Geeignet für die Durchführung der Fremdkontrolle sind zum Beispiel die

Sachverständigen, die für die Überwachung von Entsorgungsfachbetrieben nach der Entsor-

gungsfachbetriebeverordnung zugelassen sind oder Umweltgutachter nach dem Umweltauditge-

setz, sofern ihre Zulassung die relevanten Wirtschaftsbereiche abdeckt. Die Sätze 2 bis 4 be-

stimmen in Übereinstimmung zum bisherigen Recht die Modalitäten der Bekanntgabe, die als

Verwaltungsakt zu qualifizieren ist.
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Absatz 5 entspricht mit redaktionellen Änderungen § 9 Absatz 8 Satz 1 bis 4 der geltenden Ge-

werbeabfallverordnung und regelt die Anforderungen an die Gleichwertigkeit von Nachweisen

aus einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem Vertragsstaat des Ab-

kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum mit inländischen Nachweisen. In diesem Zu-

sammenhang wird auch bestimmt, in welcher Form derartige Nachweise vorgelegt werden müs-

sen. Die Bestimmungen dienen der Umsetzung von Artikel 5 Absatz 3 der EU-

Dienstleistungsrichtlinie und folgen insoweit den entsprechenden Regelungen der Verordnung

zur Umsetzung der EU-Dienstleistungsrichtlinie auf dem Gebiet des Umweltrechts sowie zur Än-

derung umweltrechtlicher Vorschriften (vgl. dort insbesondere Artikel 8 – Änderung der Gewer-

beabfallverordnung). Nach Artikel 5 Absatz 3 der EU-Dienstleistungsrichtlinie stehen Nachweise

zur Zuverlässigkeit oder Fachkunde aus den genannten Mitglieds- oder Vertragsstaaten entspre-

chenden inländischen Nachweisen gleich, wenn sie mit inländischen Nachweisen gleichwertig

sind oder aus ihnen hervorgeht, dass die betreffenden Anforderungen erfüllt sind. Diese EU-

rechtlichen Vorgaben gelten auch in den Fällen, in denen für die Zulassung der Dienstleistung

kein Genehmigungsverfahren, sondern nur die Vorlage bestimmter Nachweise im Rahmen der

Erbringung einer Dienstleistung vorgesehen ist. Die Regelungen zur Vorlage sollen eine ausrei-

chende Kontrollmöglichkeit ausländischer Nachweise durch die Behörden sicherstellen und fol-

gen ebenfalls den entsprechenden Bestimmungen des o.g. Gesetzes zur Umsetzung der Dienst-

leistungsrichtlinie.

Absatz 6 entspricht mit redaktionellen Änderungen § 9 Absatz 8 Satz 5 der geltenden Gewerbe-

abfallverordnung und bestimmt, dass hinsichtlich der Überprüfung der erforderlichen Fachkunde

eines Antragstellers aus einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem ande-

ren Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum § 36a Absatz 1 Satz

2, Absatz 2 und 4 Satz 4 der Gewerbeordnung entsprechend gilt. Für die vorübergehende und

nur gelegentliche Tätigkeit eines in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder

eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum nie-

dergelassenen Dienstleistungserbringers wird hinsichtlich der erforderlichen Fach kunde die ent-

sprechende Geltung des § 13a Absatz 2 Satz 2 bis 5 und Absatz 3 der Gewerbeordnung ange-

ordnet. Die genannten Bestimmungen der Gewerbeordnung setzen exemplarisch die Anforde-

rungen der Artikel 4, 11 und 13 der EU-Richtlinie über die Anerkennung von Berufsqualifikatio-

nen um, die insoweit spezieller sind als die allgemeiner gehaltenen Vorgaben der EU-

Dienstleistungsrichtlinie.
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Zu § 12 (Betriebstagebuch)

Die Vorschrift entspricht im Wesentlichen § 10 der geltenden Gewerbeabfallverordnung. Sie re-

gelt die Pflicht zur Führung eines Betriebstagebuches durch die Betreiber von Vorbehandlungs-

anlagen. Die im Rahmen der Verordnung normierten Dokumentationspflichten sollen in einem

einheitlichen Dokument niedergelegt werden. Das Betriebstagebuch dient damit zum einen der

effizienten Eigenkontrolle des Betriebes und erleichtert zum anderen die behördliche Kontrolle

durch die Vollzugsbehörden. Die Dokumentation bei Aufbereitungsanlagen wird in der geplanten

Ersatzbaustoffverordnung geregelt, da dort eine umfassende Gütesicherung geschaffen werden

soll.

Absatz 1 legt zunächst den Adressatenkreis der Verpflichtung fest. Verpflichtet zur Erstellung

eines Betriebstagebuchs sind Betreiber von Vorbehandlungsanlagen nach § 2 Nummer 4. Zu-

dem wird – wie bisher – eine kalenderjährliche Aufteilung des Betriebstagebuchs vorgegeben,

damit Auffindbarkeit und Übersichtlichkeit gewährleistet sind. Schließlich werden die zu ver-

zeichnenden Pflichtangaben vorgegeben. Weitere Angaben können in das Betriebstagebuch

aufgenommen werden, soweit die Lesbarkeit und Übersichtlichkeit gewährleistet bleiben.

Betreiber von Vorbehandlungsanlagen haben unverzüglich die Sortierquote nach § 6 Absatz 4,

die Recyclingquote nach § 6 Absatz 6, die Ergebnisse der Eingangs- und der Ausgangskontrolle

nach § 10 Absatz 1 und 2, die Bestätigungen der weiteren Entsorgung nach § 10 Absatz 3 sowie

die Ergebnisse der Fremdkontrolle nach § 11 Absatz 1 Satz 2 zu verzeichnen. „Unverzüglich“

heißt nicht „sofort“ sondern „ohne schuldhaftes Zögern“ (vgl. § 121 Absatz 1 BGB).

Absatz 2 dient der bürokratischen Entlastung. Hiernach kann bei der Erstellung der Betriebsta-

gebücher auf Nachweise und Register nach der Nachweisverordnung, auf das Betriebstagebuch

nach der Entsorgungsfachbetriebeverordnung oder Aufzeichnungen auf Grund anderer Bestim-

mungen zurückgegriffen werden, die dafür auch Teil des Betriebstagebuches werden können.

Gegebenenfalls ist auch ein Verweis auf andere Dokumentationen ausreichend, wenn genau

eingrenzbar ist, welche Daten gemeint sind. Gerade die Nutzung der nach § 5 der Entsorgungs-

fachbetriebeverordnung zu erstellenden Betriebstagebücher führt zu einer erheblichen Entlas-

tung, denn eine Vielzahl der Vorbehandlungs- und Aufbereitungsanlagen sind als Entsorgungs-

fachbetriebe zertifiziert. Die Vorschriften beider Rechtsbereiche sind daher harmonisiert. Auf-

zeichnungen auf Grund anderer Bestimmungen können zum Beispiel die nach der Altfahrzeug-

verordnung zu führenden Betriebstagebücher oder im Rahmen von EMAS zu erstellende Auf-

zeichnungen sein.



Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode – 113 – Drucksache 18/10345

Absatz 3 regelt in Satz 1 die Art und Weise der Führung des Betriebstagebuchs. Die bisherige

Vorgabe, dass das Betriebstagebuch in Papierform oder elektronisch geführt werden kann wird

beibehalten. Wenn – wie häufig in der Praxis vorkommend – für verschiedene Tätigkeitsbereiche

oder Betriebsteile Einzelblätter geführt werden, müssen diese nach Satz 2 nicht mehr wie bisher

täglich sondern nur noch wöchentlich zusammengefasst werden. Das Betriebstagebuch ist nach

Satz 3 dokumentensicher anzulegen und vor unbefugtem Zugriff zu schützen. Es muss nach

Satz 4 jederzeit an dem betroffenen Standort einsehbar sein. Die Aufbewahrungsdauer für die im

Betriebstagebuch verzeichneten Angaben beträgt nach Satz 5 wie schon nach geltendem Recht

fünf Jahre. Allerdings gilt die Aufbewahrungspflicht nicht ab dem Ende des jeweiligen Kalender-

jahres, sondern ab dem Datum der jeweiligen Eintragung. Die Änderung dient der Anpassung an

die Vorschriften des Betriebstagebuchs in der Entsorgungsfachbetriebeverordnung. Wie bisher

ist das Betriebstagebuch nur auf Verlangen der zuständigen Behörde vorzulegen.

Absatz 4 schließlich betrifft die Kontrolle des Betriebstagebuchs. Der jeweilige Betriebsleiter

oder eine von ihm bestimmte Person hat das Betriebstagbuch regelmäßig auf Richtigkeit und

Vollständigkeit zu überprüfen. Die Bemessung des Prüfabstands hängt von der Größe des Be-

triebes und dem Umfang der zu verzeichnenden Angaben ab. Die Überprüfung ist zu dokumen-

tieren. Die Dokumentation kann formlos durch eine Liste mit Paraphe oder Unterschrift vorge-

nommen werden.

Zu § 13 (Ordnungswidrigkeiten)

Die Vorschrift entspricht in Teilen § 13 der geltenden Gewerbeabfallverordnung. Auf Grund der

neuen Struktur der Verordnung sind allerdings auch die Bußgeldtatbestände grundlegend über-

arbeitet worden.

Absatz 1 enthält die Bußgeldvorschriften, bei denen die verletzte Pflichtennorm, auf einer in §

69 Absatz 1 Nummer 8 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes genannten Ermächtigungsgrundlage

fußt. Es werden die Verstöße gegen materielle Pflichten (z.B. Getrenntsammlung, Zuführung,

Vermischungsverbot, Nutzung von bestimmten Abfallbehältern) sanktioniert. Nach § 69 Absatz 3

des Kreislaufwirtschaftsgesetzes beträgt der diesbezügliche Bußgeldrahmen bis zu hunderttau-

send Euro.

Absatz 2 enthält die Bußgeldvorschriften, bei denen die verletzte Pflichtennorm, auf einer in § 69

Absatz 2 Nummer 15 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes genannten Ermächtigungsgrundlage fußt.

Es werden Verstöße gegen formelle Pflichten (Dokumentations-, Bestätigungs-, Aufbewahrungs-
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pflichten etc.) sanktioniert. Nach § 69 Absatz 3 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes beträgt der

diesbezügliche Bußgeldrahmen bis zu zehntausend Euro.

Zu § 14 (Übergangsvorschrift)

Die Regelung enthält eine Übergangsvorschrift für die Ermittlung der Getrenntsammlungsquote

nach § 4 Absatz 5 Satz 4.

Nummer 1 enthält eine Sonderreglung für den Fall, dass ein Erzeuger bereits zum Inkrafttreten

der Verordnung die Getrenntsammlungsquote erreicht und die Ausnahmemöglichkeit in An-

spruch nehmen möchte. Maßgeblich ist in diesem Fall nicht die Getrenntsammlungsquote aus

dem vorangegangenen Kalenderjahr – denn diese kann er nicht nachträglich ermitteln – sondern

die Quote aus den letzten drei Kalendermonaten vor dem Inkrafttreten der Verordnung (also zwi-

schen Verkündung und Inkrafttreten). Der Nachweis nach § 4 Absatz 5 Satz 4 ist innerhalb eines

Monats nach dem Inkrafttreten der Verordnung der zuständigen Behörde vorzulegen.

Nummer 2 betrifft die Getrenntsammlungsquote für das Jahr des Inkrafttretens, die bis zum 31.

März des Folgejahres der zuständigen Behörde mitzuteilen ist. In diesem Fall kann die Quote

nicht für das volle Kalenderjahr berechnet werden. Maßgeblicher Anfangszeitpunkt ist vielmehr

der Zeitpunkt der Verkündung der Verordnung.

Zu § 15 (Inkrafttreten; Außerkrafttreten)

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten der neuen und das gleichzeitige Außerkrafttreten der bishe-

rigen Gewerbeabfallverordnung

Absatz 1 regelt in Satz 1 das Inkrafttreten der Verordnung. Diese tritt am ersten Tag des vierten

auf die Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft. Satz 2 betrifft die bisherige Gewerbeab-

fallverordnung. Da diese vollständig von der neuen Verordnung abgelöst wird, tritt die bisherige

Gewerbeabfallverordnung am Tag des Inkrafttretens der neuen Verordnung außer Kraft.

Absatz 2 enthält eine gegenüber Absatz 1 spezielle Inkrafttretensregelung für die Anforderungen

an Vorbehandlungsanlagen. Damit die Betreiber dieser Anlagen einen ausreichenden Über-

gangszeitraum für eine gegebenenfalls erforderliche technische Nachrüstung haben, ist geregelt,

dass die Anforderungen des § 6 Absatz 1 erst am 1. Januar 2019 in Kraft treten. Erst ab diesem

Zeitpunkt beginnt dann auch die kalendarjährliche Quotenermittlung nach § 6 Absatz 3 bis 6.

Folgerichtig tritt auch die Pflicht zur Bestätigung nach § 4 Absatz 2 erst zu diesem Zeitpunkt in

Kraft.
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Zur Anlage zu § 6 Absatz 1

Die Anlage enthält technische Mindestanforderungen für die Ausstattung von Vorbehandlungsan-

lagen in der Form, dass unter den Nummern 1 bis 5 Anlagenkomponenten aufgeführt sind, über

die Vorbehandlungsanlagen im Sinne der Verordnung verfügen müssen, um die Vorgaben des

§ 6 Absatz 3 und 5 zu erfüllen und welche Ausbringungsgrade für Metalle und Kunststoffe dabei

mindestens zu erreichen sind. Die Vorgaben hinsichtlich der Aggregate sind Mindestanforderun-

gen. Die Ausbringungsgrade entsprechen dem Stand der Technik. Auf das Aggregat nach Num-

mer 4 kann verzichtet werden, sofern nur Gemische zur Behandlung angenommen werden, die

keine Eisen- und Nichteisenmetalle enthalten. Im Rahmen von Nummer 5 ist zu beachten, dass

dort neben der Aussortierung von Kunststoffen alternativ auch die Abtrennung von Holz oder von

Papier vorgesehen ist. Die Entscheidung, welche der genannten Fraktionen aussortiert wird, trifft

der Anlagenbetreiber.
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Anlage 2

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gem. § 6 Abs. 1 NKRG

Entwurf einer Verordnung über die Bewirtschaftung von gewerblichen

Siedlungsabfällen und von bestimmten Bau- und Abbruchabfällen

(NKR-Nr. 3915, BMUB)

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des oben genannten Regelungsvorhabens

geprüft.

I. Zusammenfassung

Bürgerinnen und Bürger Keine Auswirkungen

Wirtschaft

Jährlicher Erfüllungsaufwand:

Davon aus Informationspflichten:

Einmaliger Erfüllungsaufwand:

mind. 16 Mio. Euro

etwa 210.000 Euro

etwa 192 Mio. Euro

Verwaltung Keine Auswirkungen

‘One in one out’-Regel Das Regelungsvorhaben setzt formal keine EU-
Vorgaben um. Es liegt jedoch inhaltlich eine 1:1-
Umsetzung von EU-Recht bezogen auf rund 16
Mio. Euro vor. Diese Kosten aus der Vorbehand-
lungspflicht resultieren aus der Umsetzung der 5-
stufigen Abfallhierarchie der Abfallrahmenrichtli-
nie 2008.

Im Übrigen, bspw. bei der Einführung der Recyc-
lingquote, liegt keine EU-Umsetzung vor.

Evaluierung Zum 31.12.2020 wird das Erreichen der Recyc-
lingquote überprüft, um festzustellen, ob die Vor-
gaben sachgerecht sind. Des Weiteren werden
noch einmal zum 31.12.2023 die Ziele und Wir-
kungen des gesamten Regelungsvorhabens
überprüft. Damit werden 5 Jahre nach Inkrafttre-
ten auch der Regelungen für die Vorbehand-
lungsanlagen – deren technische Mindestanfor-
derungen gelten ab dem 1.1.2019 – die Wirk-
samkeit aller Vorgaben insgesamt überprüft.

Der Nationale Normenkontrollrat erhebt im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags keine
Einwände gegen die Darstellung der Gesetzesfolgen in dem vorliegenden Regelungsent-
wurf.

II. Im Einzelnen

Die Novellierung der Gewerbeabfallverordnung (GewAbfV) erfolgt, um den Änderung des

Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) – dieses war anlässlich der Umsetzung der Abfallrah-

menrichtlinie angepasst worden – zu entsprechen. Des Weiteren sollen Vollzugsprobleme

beseitigt werden.

Die GewAbfV betrifft etwa 3,6 Millionen Unternehmen aus allen Branchen, davon etwa

3,5 Millionen Klein- und Kleinstunternehmen. Nach Angaben des Ressorts fallen dort etwa

6 Mio. t Gewerbeabfall (gemischte Siedlungsabfälle einschl. Verpackungen) pro Jahr an.

Nach Einschätzung des BMUB werden derzeit über 90% dieser Abfälle direkt oder nach

Sortierung verbrannt, nur rund 7% werden stofflich verwertet. Im Wesentlichen werden nur

Papier, Pappe, Kunststoffe, Metall und Holz aus Gewerbeabfällen recycelt.
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Bei den Bau- und Abbruchabfällen, die ebenfalls unter die GewAbfV fallen, fielen nach An-

gaben eines Verbandes im Jahr 2012 etwa 52 Mio. t Bauschutt an. Davon wurden etwa

78% recycelt, 17% stofflich verwertet und 5% deponiert. Bei (weitgehend nicht minerali-

schen) Bau- und Abbruchabfällen (bspw. Baustellenabfälle) liegt die Quote beim Recycling

nur bei 2 %.

Mit dem Regelungsvorhaben werden im Wesentlichen folgende Änderungen bewirkt:

 Weitere Abfallfraktionen für gewerbliche Siedlungsabfälle werden in die Getrenntsam-

melpflicht einbezogen. Das betrifft Holz, Alttextilien, produktionsspezifische Abfälle wie

Abfälle von Sägearbeiten, Rinden-, Kork-, Lederabfälle oder Filterstäube, sowie biolo-

gisch abbaubare Abfälle wie bspw. solche aus der Landschaftspflege, dem Einzelhan-

del und der Nahrungsmittelindustrie.

 Weitere Abfallfraktionen für Bau- und Abbruchabfälle werden in die Getrenntsammel-

pflicht einbezogen. Das betrifft Holz, Dämmmaterial, Bitumen, Baustoffe auf Gipsbasis.

Die bisher nur als Gemisch zu sammelnden Abfälle „Beton, Ziegel, Fliesen, Keramik“

sind nunmehr grundsätzlich getrennt zu sammeln.

 Für bestimmte Vorgaben sollen Dokumentations- oder Nachweispflichten gelten. Das

betrifft bspw. die Einhaltung der Getrenntsammelpflicht oder die Geltendmachung von

Ausnahmeregelungen, etwa die technische Unmöglichkeit wie Platzmangel oder eine

wirtschaftliche Unzumutbarkeit, d. h. eine Unverhältnismäßigkeit von Kosten einer ge-

trennten zu einer gemischten Sammlung.

 Gleichfalls gilt dies für den Nachweis, dass eine Vorbehandlungsanlage unter Einhal-

tung technischer Mindestanforderungen genutzt wird, und dass die Einhaltung der Sor-

tier- und Recyclingquote durch die Vorbehandlungsanlagenbetreiber erfolgt. Diese letz-

teren Vorgaben gelten ab dem 1.1.2019.

 Die Sortierquote ersetzt dabei die geltende Verwertungsquote. Von der Sortierquote

ausgehend (aus zugeführten Gemischen 85-prozentiger Output an sortiertem Abfall pro

Jahr) muss eine Recyclingquote von 30 Prozent erreicht werden.

 Entfällt eine Getrenntsammelpflicht der neu zu trennenden Abfälle, sind gewerbliche

Siedlungsabfälle sowie bestimmte Bau- und Abbruchsabfälle durch den Abfallerzeuger/-

besitzer vorbehandeln zu lassen. Das ist bspw. das Zerkleinern und Trennen des Ab-

falls. Für Vorbehandlungsanlagen werden technische Mindestanforderungen, die ab

dem 1.1.2019 wirksam werden, aufgestellt.

II.1 Erfüllungsaufwand

Bürger

Das Regelungsvorhaben hat keine Auswirkungen auf Bürgerinnen und Bürger.

Wirtschaft

Das Regelungsvorhaben führt zu jährlichem Erfüllungsaufwand von mind. 16 Mio. Euro,

davon rund 210.000 Euro aus Informationspflichten und einmaligen Erfüllungsaufwand von

rund 192 Mio. Euro.

Getrenntsammelpflicht

Im Wesentlichen fällt für die Getrenntsammelpflichten der weiteren Abfallfraktionen kein

weiterer Erfüllungsaufwand an. Für bestimmte Siedlungsabfälle erfolgt in der Praxis bereits

weitgehend ein Getrenntsammeln, bspw. für Holz, Alttextilien, produktionsspezifische oder

biologisch abbaubare Abfälle. Soweit dies für Holz nicht der Fall ist, geht das Ressort davon

aus, dass die Abfallerzeuger/-besitzer in der Regel einen Ausnahmegrund wegen techni-

scher Unmöglichkeit (bspw. Platzmangel) oder wirtschaftlicher Unzumutbarkeit geltend ma-

chen können. Dann entfällt ebenfalls die Pflicht zum Getrenntsammeln.
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Auch bei Bau- und Abbruchsabfällen wie Dämmmaterial, Bitumen oder Gips wird bereits

weitgehend getrennt gesammelt. Es fallen aus Sicht des Ressorts allenfalls geringfügige

Mehrkosten an.

Dagegen schätzt das Ressort, dass die Pflicht, Beton, Ziegel, Keramik und Fliesen nicht wie

bisher gemischt, sondern nunmehr getrennt zu sammeln, zu Mehrkosten für das Aufstellen

und den Transport zusätzlicher Behälter führen kann. Über die Höhe der Mehrkosten liegen

in der Datenbank des Statistischen Bundesamtes keine Werte vor, auch haben die Verbän-

de keine Auskunft geben können.

Pro Jahr fallen etwa 20 Mio. t an. Davon können nach Einschätzung des Ressorts etwa für

die Hälfte dieser Abfälle (10 Mio. t) Ausnahmeregelungen der technischen Unmöglichkeit

oder wirtschaftlichen Unzumutbarkeit geltend gemacht werden. Nach einer Recherche des

NKR werden im Berliner Raum für einen Container Bauschutt von 7 cbm etwa 320-420 Euro

inkl. Transport verlangt. Ein pauschales Hochrechnen würde aber verzerren, denn bei ge-

trennter Sammlung dürften insgesamt kleinere Containergrößen genügen, die in der Regel

vergleichsweise teurer in der Entsorgung sind. Auf der anderen Seite kann eine getrennte

Sammlung die Wiederverwertungsmöglichkeit erhöhen, was wiederum preissenkend auf die

Entsorgungskosten wirken kann.

Dokumentation

Für die begleitenden neuen Nachweis- und Dokumentationspflichten werden laut Ressort

keine besonderen Nachweise verlangt. Vielmehr sollen bestehende Dokumente – wie Licht-

bilder, Lagepläne, Liefer- und Wiegescheine oder Angebote bzw. Rechnungen – als Nach-

weise genügen. Daher schätzt das Ressort, dass hierfür kein weiterer Erfüllungsaufwand

entsteht.

Zusätzlicher Aufwand bei der Dokumentation wird jedoch der Nachweis der erreichten 90%-

igen Getrenntsammelquote bewirken. Dies kann als Ausnahmegrund für eine weitere Ge-

trenntsammelpflicht geltend gemacht werden. Wie häufig dieser Ausnahmegrund geltend

gemacht werden wird, war nach Angaben des Ressorts nicht abschätzbar. In diesem Fall

hat der Abfallerzeuger/-besitzer einen Sachverständigennachweis beizubringen. Wie hoch

die Kosten im Einzelfall sind, hängt dabei von der Größe des Unternehmens ab. Eine Sach-

verständigenstunde kostet durchschnittlich 150 Euro.

Erfüllungsaufwand fällt für die Ermittlung und Dokumentation der jährlichen Recyclingquote

an. Hierfür schätzt das Ressort im Einzelfall 2 Stunden (45,90 Euro/Stunde), insgesamt rund

16.000 Euro p.a. für die 179 Vorbehandlungsanlagen in Deutschland. Diese Quote ist im

Betriebstagebuch einzutragen. Hier schätzt das Ressort eine weitere Stunde pro Anlage

(gesamt etwa 8000 Euro).

Des Weiteren wird die Bestätigung bei der Zuführung zu den 179 Vorbehandlungsanlagen

zu weiterem Aufwand führen. Dort ist die Einhaltung der technischen Mindestanforderungen

zu bestätigen. Zum anderen betrifft dies 2100 Aufbereitungsanlagen und die Bestätigung,

definierte Gesteinskörnungen herstellen zu können. Das Ressort sieht neben der o.g. Mög-

lichkeit bei Lieferscheinen etc. auch einen Aushang bspw. im Annahmebereich für ausrei-

chend an und schätzt für die Beschaffung des Aushangs im Einzelfall 50 Euro. Somit fallen

etwa rund 90.000 Euro bzw. 105.000 Euro pro Jahr an.

Vorbehandlungspflicht

Wesentlich ist der jährliche Erfüllungsaufwand von rund 16 Mio. Euro für die Zuführung des

gemischt gesammelten Abfalls zu den Vorbehandlungsanlagen. Dies betrifft Abfall, der we-

gen eines Ausnahmegrundes nicht getrennt gesammelt werden muss.

Das Ressort schätzt laut einem UBA-Forschungsbericht, dass etwa 1 Mio. t mehr gewerbli-

cher Siedlungsabfall als bisher an vorbehandlungspflichtigen Gemischen anfällt. Hierfür

fallen Transportkosten für die Abfallerzeuger/-besitzer an, durchschnittlich etwa 80 Tonnen-
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kilometer im Einzelfall. Bei durchschnittlichen Mehrkosten von rund 2,70 Euro/Tonne fallen

etwa 12,2 Mio. Euro p.a. an. In gleicher Weise fallen für 1,3 Mio. t Bau- und Abbruchabfällen

weitere 3,5 Mio. Euro p.a. an.

Für das Erreichen der Sortierquote (vormals Verwertungsquote) ändert sich im Grunde

nichts. Auch die Verwertungsquote sieht 85 Prozent vor. Ob die neue Recyclingquote von

30 Prozent erreicht werden kann, ist jedoch unklar. Falls das nicht der Fall sein sollte, könn-

ten ggf. weitere jährliche Mehrkosten anfallen, um diese Quote zu erreichen. Die Verbände

haben hierzu keine weiteren Angaben gemacht, jedoch zum Teil darauf hingewiesen, dass

die Quote zu ambitioniert sei.

Technische Mindestanforderungen

Kostentreiber sind die einmaligen Kosten für die Umrüstung der

179 Vorbehandlungsanlagen. Für diese werden technische Mindeststandards aufgestellt,

die ab dem 1.1.2019 gelten. Damit soll u. a. die Trennung von Metall oder Kunststoffen

ermöglicht werden. Das führt nach Einschätzung des Ressorts zu Nachrüstungspflichten.

Hier stützt es sich auf Expertenaussagen und beziffert die Mehrkosten auf etwa 90.000 Euro

im Einzelfall für sog. NE-Scheider (zur Abtrennung von Metall) und auf rund 160.000 Euro

für sensorgestützte Sortieraggregate. Insoweit schätzt das Ressort, dass je Tonne Durch-

satz die Nachrüstkosten etwa 75 Euro bzw. pro Anlage etwa 1,5 Mio. Euro betragen. Betrof-

fen sind 80% der 179 Anlagen, weil auch mehrere Anlagen Kooperationen eingegangen

sind und daher nachgeschaltet betrieben werden können. Insgesamt schätzt das Ressort

einen Umstellungsaufwand von 192 Mio. Euro.

Überwachung

Im Rahmen der weiterhin bestehenden Fremdkontrolle wird es eine leichte Entlastung von

12.000 Euro geben, die daraus resultiert, dass Änderungen der abfallrechtlichen Überwa-

chung (Entsorgungsfachbetriebeverordnung) dazu führen, dass Zertifikate nicht mehr von

Betrieben an die zuständigen Behörden zu übermitteln sind. Diese verfügen dann über ein

Register, aus denen sie die nötigen Informationen entnehmen können.

Verwaltung (Bund, Länder/Kommunen)

Für die Verwaltung fällt laut Ressort kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand an. Die GewAbfV

richtet sich vorrangig an die Wirtschaft, die Überwachung durch die Länder erfolgt nach

deren Angaben als Annex zur allgemeinen Überwachung nach KrWG. Die Präzisierung der

Dokumentationspflichten stellt aus Sicht des Ressorts eine Erleichterung für die Überwa-

chung im Vergleich zum Status Quo dar, was von Teilen der Länder ebenso beurteilt wird.

Einige Länder teilen diese Einschätzung allerdings nicht, quantifizieren oder konkretisieren

jedoch auch keinen Mehraufwand.

Die neue Recyclingquote wird durch die Anlagenbetreiber im Rahmen der Fremdkontrolle

bestimmt und nach Einschätzung des Ressorts bei einer der bestehenden Vor-Ort-

Kontrollen der zuständigen Behörden auf Plausibilität überprüft. Auch dies führt zu keinen

weiteren Kosten.

II.2 Evaluierung

Das Ressort evaluiert sowohl die Recyclingquote als auch danach die Erreichung der Ziele

und Wirkungen des Regelungsvorhabens. Zum 31.12.2020 wird das Erreichen der Recyc-

lingquote überprüft, um festzustellen, ob die Vorgaben sachgerecht sind. Des Weiteren

werden noch einmal zum 31.12.2023 die Ziele und Wirkungen des gesamten Regelungs-

vorhabens überprüft. Damit werden 5 Jahre nach Inkrafttreten auch der Regelungen für die

Vorbehandlungsanlagen – deren technische Mindestanforderungen gelten ab dem 1.1.2019

– die Wirksamkeit aller Vorgaben insgesamt überprüft.
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II.3 KMU-Test

Das Regelungsvorhaben sieht einige Erleichterungen für KMU vor, die sich in der Regel an

der Menge der Gewerbeabfälle bemessen. So können bspw. Kleinstmengen an Siedlungs-

abfällen mit dem privaten Hausmüll entsorgt werden. In diesem Fall entfällt die Getrennt-

sammel- und Zuführungspflicht zur Vorbehandlung des Gewerbeabfalls, was bspw. für etwa

500.000 Betriebe wie von Rechtsanwälten, Architekten oder sonstigen Kleinunternehmern

relevant sein kann.

Auch kleinere Mengen an Bau- und Abbruchabfällen (bis 10 Kubikmeter je Baustelle) brau-

chen nicht vorbehandelt werden. Dann entfallen auch Dokumentationspflichten.

Der Nationale Normenkontrollrat erhebt im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags keine

Einwände gegen die Darstellung der Gesetzesfolgen in dem vorliegenden Regelungsent-

wurf.

Dr. Ludewig Prof. Dr. Versteyl

Vorsitzender Berichterstatterin
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